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Beginn der Sitzung: 10.32 Uhr.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich er-
öffne die 119. Sitzung im 42. Tagungsabschnitt
des Niedersächsischen Landtages der 15. Wahl-
periode.

(Unruhe)

- Wenn Sie jetzt die Gespräche einstellen, können
wir tatsächlich anfangen. Vielleicht können wir
auch die Begrüßungsszenarien etwas verschie-
ben. Das lässt sich ja noch machen; denn wir sind
noch drei Tage lang zusammen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben heute gleich zu Beginn der Sitzung viel Erfreu-
liches zu erledigen. Ich hoffe, dass sich das auch
im Laufe der nächsten drei Tage fortsetzt. Ich gra-
tuliere der Kollegin Ursula Peters ganz herzlich
zum Geburtstag. Alles Gute!

(Beifall im ganzen Hause)

Ebenso herzlich gratuliere ich der Kollegin Britta
Siebert. Auch ihr alles Gute!

(Beifall im ganzen Hause)

Auch unser Kollege Erhard Wolfkühler hat heute
Geburtstag. Auch ihm alles Gute!

(Beifall im ganzen Hause)

Last, but not least, hat auch Herr Minister Buse-
mann Geburtstag. Ich gratuliere ihm ebenso herz-
lich. Alles Gute!

(Beifall im ganzen Hause)

Herr Minister Busemann lässt wissen, dass er
heute Abend alle Abgeordneten - - - Ach nein, das
steht hier verkehrt. Das war ein Fehler. Entschuldi-
gung!

(Heiterkeit)

Meine Damen und Herren, ich stelle die Be-
schlussfähigkeit des Hauses fest. Das ist ganz
wichtig.

Wir kommen jetzt zu den Regularien. Die Einla-
dung und die Tagesordnung für diesen Tagungs-
abschnitt liegen Ihnen, wie immer, gedruckt vor.

Mit Schreiben vom 1. Juni 2007 hat der Abgeord-
nete Dieter Steinecke sein Landtagsmandat nie-

dergelegt. Ich halte das Haus damit einverstanden,
dass wir den Sitzverlust noch vor Tagesordnungs-
punkt 1 feststellen.

Für die Aktuelle Stunde liegen vier Beratungsge-
genstände vor.

Es liegen drei Dringliche Anfragen vor, die morgen
früh ab 9 Uhr beantwortet werden.

Auf der Basis der im Ältestenrat für die Beratung
einzelner Punkte gemäß § 71 unserer Geschäfts-
ordnung vereinbarten Redezeiten und des gleich-
falls im Ältestenrat vereinbarten Verteilerschlüssels
haben die Fraktionen die ihnen jeweils zustehen-
den Zeitkontingente so verteilt, wie Sie das aus der
Ihnen vorgelegten Übersicht ersehen können.

Ich gehe davon aus, dass die Regelungen des
Ältestenrates so wie vorgeschlagen akzeptiert wer-
den. - Ich sehe keinen Widerspruch.

Die heutige Sitzung soll gegen 17.50 Uhr beendet
sein.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es hat
wiederholt einige Probleme im Zusammenhang mit
der Aktuellen Stunde und der Anwendung des § 71
Abs. 3 der Geschäftsordnung gegeben; Sie erin-
nern sich. Dabei ging es um die ganz simple Fra-
ge: Gibt es zusätzliche Redezeit, wenn als Letzter
ein Minister gesprochen hat und die Redezeit einer
Fraktion abgelaufen ist? Wir haben dieses Problem
im Ältestenrat erörtert und sind zu dem Ergebnis
gekommen, dass es keine zusätzliche Redezeit
gibt, dass es aber dann, wenn ein Minister seine
eigene Redezeit weit über fünf Minuten ausdehnt,
zusätzliche Redezeit für die Fraktionen geben wird.
Ich wollte Ihnen das mitteilen, damit wir im Laufe
der Sitzung keine Irritationen bekommen.

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie noch
auf eine Veranstaltung hinweisen. In der Portikus-
halle ist die von der Arbeitsstelle Islam und Migra-
tion im Haus kirchlicher Dienste der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche Hannovers konzipierte
Ausstellung „Gesichter des Islam - Begegnung mit
muslimischen Frauen und Männern“ zu sehen. Ich
empfehle diese Ausstellung Ihrer Aufmerksamkeit.

Im Rahmen der Initiative „Schulen in Niedersach-
sen online e. V.“ werden in den kommenden drei
Tagen Schülerinnen und Schüler des Otto-Hahn-
Gymnasiums aus Gifhorn als Internetreporter mit
einer online-Redaktion live aus dem Landtag be-
richten. Als Patin wird die Abgeordnete Georgia
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Langhans erste Ansprechpartnerin der Nach-
wuchsjournalisten sein.

Des Weiteren werden im Rahmen des von der
Multi-Media Berufsbildenden Schule initiierten
Modellprojekts Landtagsfernsehen wieder Nach-
wuchsjournalistinnen und -journalisten der Hum-
boldt-Schule Seelze Sendungen erstellen. Die
einzelnen Sendungen stehen ab sofort unmittelbar
nach ihrer Produktion im Internet auf der Home-
page der Multi-Media Berufsbildenden Schule zum
Abruf bereit.

An die rechtzeitige Rückgabe der Reden an den
Stenografischen Dienst bis spätestens morgen
Mittag, 12 Uhr, möchte ich erinnern.

Es folgen nun geschäftliche Mitteilungen durch die
Schriftführerin. Bitte sehr!

Schriftführerin Brigitte Somfleth:
Guten Morgen! Es haben sich entschuldigt von der
Landesregierung Herr Ministerpräsident Wulff ab
12 Uhr, die Ministerin für Soziales, Frauen, Familie
und Gesundheit Frau Ross-Luttmann, der Minister
für Wissenschaft und Kultur Herr Stratmann, von
der Fraktion der CDU Herr Dr. Biester und Herr
Pörtner und von der Fraktion der SPD Herr Lestin
vormittags.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt auf

Außerhalb der Tagesordnung:
Feststellung eines Sitzverlustes gemäß
Artikel 11 Abs. 2 Satz 2 der Niedersächsi-
schen Verfassung i. V. m.  § 8 Abs. 2 des
Niedersächsischen Landeswahlgesetzes -
Antrag - Drs. 15/3837

Wir sind eben übereingekommen, diesen Punkt
jetzt zu behandeln.

Über einen solchen Tagesordnungspunkt wird
üblicherweise ohne Besprechung abgestimmt. - Ich
höre keinen Widerspruch und lasse daher gleich
abstimmen.

(Unruhe)

- Meine Damen und Herren, wenn Sie wenigstens
während der Abstimmung ein bisschen mehr Auf-

merksamkeit entwickeln könnten, wäre das recht
schön. Das käme dem ganzen Hause zugute.

Wer also meinem Antrag nach § 19 Abs. 2 Satz 2
des Wahlprüfungsgesetzes in der Drucksa-
che 3837 die Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Ich bitte um die Gegen-
probe. - Stimmenthaltungen? - Das ist einmütig so
beschlossen.

Der Abgeordnete Dieter Steinecke ist damit aus
dem Landtag ausgeschieden. Ich danke ihm im
Namen aller Kolleginnen und Kollegen für seine
Arbeit.

(Beifall im ganzen Hause)

Die Begrüßung seines Nachfolgers, Herrn Lowin,
erledigen wir zu einem späteren Zeitpunkt. Sie
wissen, dass noch eine Reihe von Formalien erle-
digt werden muss.

Wir kommen zu

Tagesordnungspunkt 1:
Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde liegen vier Beratungsge-
genstände vor: a) Kinder sind Niedersachsens
Zukunft: Erfolgreiche Förderung macht einen Pa-
radigmenwechsel der Finanzierung notwendig
- Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache 3832 -,
b) Pflastersteine sind Totschlagargumente - Frei-
heit und Sicherheit verteidigen - Antrag der Frakti-
on der CDU, Drucksache 3841 -, c) JadeWeser-
Port: 2010 muss gehalten werden - Projekt zur
Chefsache machen! - Antrag der Fraktion der SPD,
Drucksache 3842 -, d) Hirches Autobahnhalluzina-
tionen an der Küste - Teure Anscheinserweckung
mit fatalen Nebenwirkungen - Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen, Drucksache 3843.

Insgesamt stehen 80 Minuten zur Verfügung, die
gleichmäßig auf die vier Fraktionen verteilt werden.

(Unruhe)

- Meine Damen und Herren, der Geräuschpegel ist
inakzeptabel. Können Sie die Gespräche bitte
einstellen? - Ich bitte auch die Kollegen im hinteren
Bereich und unsere Freunde von der fotografie-
renden Zunft, dann, wenn sie sich unterhalten
möchten, dies draußen zu tun.
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Jede Fraktion kann über höchstens 20 Minuten
verfügen. Wenn, wie heute, mehrere Themen zur
Aktuellen Stunde vorliegen, bleibt es jeder Fraktion
überlassen, wie sie ihre 20 Minuten für die einzel-
nen Themen verwendet.

Jeder Redebeitrag, auch von Mitgliedern der
Landessregierung, darf höchstens fünf Minuten
dauern. Nach vier Minuten Redezeit werde ich
durch das berühmte „Ping“ darauf aufmerksam
machen, dass nur noch eine Minute Redezeit zur
Verfügung steht.

Erklärungen und Reden dürfen nicht verlesen wer-
den. Das ist etwas ganz Neues!

Meine Damen und Herren, wir kommen zu dem
Punkt

a) Kinder sind Niedersachsens Zukunft:
Erfolgreiche Förderung macht einen Para-
digmenwechsel der Finanzierung notwen-
dig - Antrag der Fraktion der FDP -
Drs. 15/3832

Bitte schön, Herr Kollege Dr. Rösler!

Dr. Philipp Rösler (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Keine Landesregierung zuvor hat so viel
für eine optimale Betreuung unserer Kinder in Nie-
dersachsen getan wie diese Landesregierung aus
CDU und FDP.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Bestes Beispiel dafür ist die Beitragsfreiheit des
letzten Kindertagesstättenjahres schon zum 1. Au-
gust 2007.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: „Schon“
ist gut!)

Für die alte Landesregierung, die sogenannte so-
zialdemokratische Landesregierung,

(Zuruf von der SPD: „Sogenannte“ ist
ja wohl eine Frechheit!)

hat die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wäh-
rend ihrer 13-jährigen Alleinregierung leider keine
Rolle gespielt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Es hat eine bürgerliche Regierungskoalition ge-
braucht, um Niedersachsens Eltern um 120 Millio-
nen Euro jährlich zu entlasten. CDU und FDP ver-
bessern die Betreuung und ermöglichen erst da-
durch tatsächlich die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Trotz enormer Verbesserungen im Bereich der
Kinderbetreuung in qualitativer, aber auch quanti-
tativer Hinsicht sind nach wie vor einige Fragen
unbeantwortet. Viele Eltern wünschen sich bei-
spielsweise wesentlich flexiblere Betreuungszeiten.
Wenn sie ihre Kinder morgens um 8 Uhr in die
Kindertagesstätte bringen, aber schon gegen Mit-
tag wieder abholen müssen, dann ist es sehr
schwierig, sich in der Zwischenzeit beruflich zu
engagieren. Das ist jedem klar. Dies zeigt, dass
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf trotz einer
gesicherten Finanzierung häufig an der fehlenden
Flexibilität der Betreuungszeiten scheitern muss.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Es gibt zwar flexible Alternativen, z. B. Tagesmüt-
ter. Da die bisherigen Finanzierungsvorgaben bis-
her aber ebenso starr waren, konnten sich solche
Alternativen wenig entwickeln. Deswegen wollen
wir das Finanzierungssystem für die Kinderbetreu-
ung völlig neu gestalten. Wir wollen weg von der
sogenannten Objektfinanzierung, also der rein
institutionellen Unterstützung, hin zur Subjektfinan-
zierung, also zur Unterstützung der Familien mit
Kindern.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das klingt zunächst einmal technisch, ist aber ein-
fach zu beschreiben: Wir möchten, dass die Eltern
ihren Betreuungsanspruch in Form von Gutschei-
nen erhalten. Mit diesen Gutscheinen können sie
dann selbst Betreuungsleistungen beim Anbieter
ihrer Wahl frei einkaufen.

(Beifall bei der FDP)

Sie sollen die Möglichkeit haben, zwischen allen
Anbietern zu wählen: angefangen bei Tagesmüt-
tern über freigewerbliche Kindergärten bis hin zu
konfessionellen oder freien Anbietern.

Durch diese Gutscheine, durch die Stimulierung
der Nachfrage wird es möglich sein, die Vielfalt des
Angebotes bei der Kinderbetreuung weiter zu
verbessern. Durch den zunehmenden Wettbewerb
können wir gleichzeitig die Qualität der Betreuung
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verbessern. Dieses Gutscheinmodell muss lang-
fristig nicht nur für die institutionelle Förderung,
nicht nur für die Tagespflege gelten, sondern auch
ein Beitrag zur Unterstützung der häuslichen
Betreuung sein. Anders als reine Geldzahlungen
stellen Gutscheine sicher -  das ist der Vorteil -,
dass die investierten und geplanten Mittel auch
tatsächlich den Kindern zur Verfügung gestellt
werden. Reine Bargeldzahlungen lehnen wir ab.

(Beifall bei der FDP)

Viele andere Bundesländer haben bereits sehr
Erfolg versprechende Modelle eingeführt. Wir for-
dern, dass sich auch Niedersachsen auf diesen
Weg begibt. Im Interesse einer echten Wahlfreiheit
der Eltern, im Interesse unserer Kinder sollen
Betreuungsgutscheine bei uns in Niedersachsen
spätestens zur nächsten Legislaturperiode einge-
führt werden. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank, Herr Kollege. - Frau Kollegin Eckel,
Sie haben das Wort.

Ingrid Eckel (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Herr Rösler, bei Ihren ersten
Sätzen wusste ich nicht so recht, ob das eine Be-
schwörung oder das Pfeifen im Walde war.

(Beifall bei der SPD - Karl-Heinz Klare
[CDU]: Das ist die Wahrheit! Das ist
die Realität!)

Sie wissen doch, dass die SPD-Fraktion lange vor
Ihnen einen Antrag auf Einführung der Beitrags-
freiheit für ein Kindergartenjahr gestellt hat.

(Beifall bei der SPD - David McAllister
[CDU]: Warum haben Sie es denn
nicht bis 2003 gemacht?)

Sie wissen doch, dass Herr Busemann diesen
Antrag in die Kategorie „Unverantwortliches“ ein-
geordnet hat. Die Wahl rückt näher, und - auch das
muss man sagen - die Steuermittel fließen. Schon
ist einiges möglich, was vorher noch mit großem
Hallo abgelehnt wurde.

Sie kreieren jetzt etwas ganz Neues. Sie haben
sich sehr kurz gefasst. Ihre Rede war wirklich sehr,
sehr kurz.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Fünf Minu-
ten, Frau Kollegin! Haben Sie schon
mal in die Geschäftsordnung ge-
guckt?)

Heißt das, dass Sie gar nicht so genau wissen, wo
es langgehen soll?

(Beifall bei der SPD)

Ein solches Gutscheinsystem ist ausgesprochen
schwierig, wenn das erreicht werden soll, was
hoffentlich wir alle erreichen wollen, nämlich eine
qualitativ gute frühkindliche Bildung. Es reicht
nicht, hier ein paar Worte einzuwerfen und vom
Wechsel von der Objektförderung zur Subjektför-
derung zu sprechen.

(Beifall bei der SPD)

Das haben Sie auch gegenüber einer Zeitung ge-
sagt. Das mag ja gut klingen. Das ist vielleicht
ganz gutes Wahlkampfgeschrei. Es mag auch zur
Profilierung dienen. Hier geht es aber um etwas
ganz anderes. Es geht wirklich um die Kinder. Die
Zukunft der Kinder hängt nicht von einem Para-
digmenwechsel in der Finanzierung ab. Das Wort
„Paradigmenwechsel“ wird inzwischen ohnehin
inflationär benutzt.

(Beifall bei der SPD)

In den letzten 40 Jahren gab es immer mal wieder
Versuche, solche Gutscheinsysteme einzuführen.
Bisher hat aber kein Versuch lang genug gedauert,
um ihn gut evaluieren zu können. Auch das muss
man sich klarmachen. Ein Beispiel ist Hamburg.
Hamburg hat im Jahr 2003 das Gutscheinsystem
eingeführt. Nach ganz kurzer Zeit sprach man von
der „Kita-Krise“, und der verantwortliche Senator
musste zurücktreten.

(Zustimmung bei der SPD)

Das System ist inzwischen verbessert worden.
Worüber redet man aber in Hamburg? - Die Eltern
und Fachleute sagen: Was ist mit der Qualität der
Kindergärten? Gibt es ein Absinken der Qualität?
- Das behaupten nämlich ganz viele. - Wie gehen
Mittelstandsschichten und Menschen aus bildungs-
fernen Schichten damit um? Sind sie nicht viel-
leicht überfordert? - All das sind Diskussionspunk-
te. Wenn Sie hier ein solches System fordern,
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dann müssen Sie diese Fragen klären. Ich frage
mich wirklich, warum Sie dieses Thema so en pas-
sant in einer Aktuellen Stunde einbringen.

(Beifall bei der SPD)

Ich meine, Sie müssen sich schon die Mühe ma-
chen, hier ein Konzept vorzulegen, das wir dann
auch gerne mit Ihnen diskutieren.

Wir haben in Bezug auf die frühkindliche Bildung
Grundsätze.

(Joachim Albrecht [CDU]: Das ist aber
neu!)

Daran wollen wir nicht rütteln lassen. Es geht dar-
um - dabei sind wir wohl einer Meinung -, die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf zu erleichtern.
Deswegen brauchen wir ein viel größeres Angebot
an Ganztags- und Krippenplätzen.

Wir wissen, dass Erwerbstätigkeit die beste Ar-
mutsprävention ist. Es ist für uns sehr wichtig, dies
im Rahmen des Angebots deutlich zu machen. Wir
sprechen über die Qualität der Angebote, weil wir
wissen, dass die ersten Lebensjahre die entschei-
denden sind, wenn ein Kind Bildungserfolg haben
soll.

Wir wissen, dass benachteiligte Kinder in den ers-
ten Lebensjahren am leichtesten in der Lage sind,
Benachteiligungen auszugleichen, wenn man sie
unterstützt.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das wussten
Sie auch schon, als Sie regiert haben,
Frau Kollegin!)

Diese Rahmenbedingungen stehen für uns fest.
Wenn Sie sich mit uns darauf einigen können,
dass diese Ziele nicht gefährdet werden, dann sind
wir auch bereit, über Finanzierungsmodelle zu
reden. Aber diese Ziele stehen für uns fest. Das
meinen wir, wenn wir von der Zukunft der Kinder
und von erfolgreicher Förderung reden. Die Finan-
zierung ist wichtig, aber die Ziele, die ich eben
genannt habe, dürfen nicht gefährdet werden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Meine Damen und Herren, inzwi-
schen hat unser neuer Kollege, Herr Lowin aus
Osnabrück, seinen Platz eingenommen. Herr Lo-

win, ich begrüße Sie in unserer Mitte und wünsche
Ihnen ein erfolgreiches Wirken in den nächsten
Monaten. Viel Freude dabei und alles Gute!

(Beifall im ganzen Hause)

Meine Damen und Herren, die nächste Rednerin
ist Frau Kollegin Vockert. Sie haben das Wort!

Astrid Vockert (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
meine, wir sind uns in einem Punkt einig: Wenn
Pflanzen wachsen sollen, dann muss man sie
düngen. Ich meine, wir sind uns auch in einem
zweiten Punkt einig: Wenn Kinder unsere Zukunft
sind und wir wissen, dass die frühkindliche Bildung
der Schlüssel zu allem ist, dann müssen wir auch
in diesem Bereich düngen und entsprechende
Investitionen vornehmen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn wir uns darin einig sind, dann muss ich ein-
deutig das bestätigen, was Herr Dr. Rösler ein-
gangs gesagt hat: Im Gegensatz zu vielen frühe-
ren Landesregierungen hat diese CDU/FDP-
geführte Landesregierung nicht nur geredet, son-
dern auch gehandelt: Sie hat die finanziellen Mittel
aufgestockt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir haben bereits mit Beginn der Regierungsüber-
nahme einen Paradigmenwechsel eingeleitet. Der
entscheidende Punkt bei diesem Paradigmen-
wechsel war die Überführung des Bereichs der
frühkindlichen Bildung vom Sozialministerium in
die Zuständigkeit des Kultusministeriums. Damit
haben wir deutlich gemacht, dass der gesamte
frühkindliche Bereich unter einem bildungspoliti-
schen Gesichtspunkt zu sehen ist. Das war der
erste entscheidende Baustein.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich will nicht alle weiteren Bausteine nennen. Aber
zwei weitere Bausteine sind für mich wichtig, näm-
lich zum einen die im Schulgesetz verankerte Zu-
sammenarbeit zwischen Kita und Grundschule und
zum anderen der Orientierungsplan. Auch hier
haben wir einen Paradigmenwechsel eingeleitet.
Dies haben wir mit dem Nachtragshaushalt 2007
fortgesetzt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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In den Nachtragshaushalt 2007 haben wir nicht nur
50 Millionen Euro für das beitragsfreie Kindergar-
tenjahr eingestellt, sondern vor dem Hintergrund
der Tatsache, dass es in diesem Bereich zu wenig
Forschung gibt, haben wir 2,5 Millionen Euro in
den Haushalt eingestellt, um ein Institut für früh-
kindliche Bildung in Niedersachsen zu installieren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zuruf von Christina Bührmann [SPD])

- Frau Kollegin Bührmann, das ist ein inhaltlicher
Paradigmenwechsel, den die vorherigen Landes-
regierungen nie geschafft haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn von der FDP-Fraktion ein Finanzierungs-
konzept eingebracht wird, dann sollten wir - Frau
Kollegin Eckel, darüber sollten Sie einmal nach-
denken - dies nicht pauschal in Bausch und Bogen
ablehnen, sondern darüber diskutieren. Das ist ein
spannendes und interessantes Projekt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Auch die Wirtschaft, Frau Eckel, hat bereits er-
kannt, dass sie selbst von der Vereinbarkeit von
Familie und Erwerbstätigkeit profitiert. Sie ist auch
bereit, Mittel in das System zu investieren.
Prognos Basel hat bestätigt, dass eine 8-prozen-
tige Gewinnsteigerung zu erreichen ist, wenn sich
die Unternehmen hier mit einbringen. Alles in allem
sind das spannende Modelle, die wir diskutieren
müssen.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Folgendes dürfen wir nicht aus dem Blickfeld ver-
lieren - dabei stehen CDU und FDP eindeutig auf
einer Seite -: Erstens. Wir wollen Eltern entlasten.
Zweitens. Wir wollen Chancengerechtigkeit auch
für Schwache und sozial Benachteiligte.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Drittens. Ganz egal, welche Systeme wir einführen,
wichtig ist für uns: keine zusätzliche Bürokratie,
keine Aufblähung von Verwaltung.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Viertens. Wichtig ist für uns auch vor dem Hinter-
grund des demografischen Faktors, dass alle frei
werdenden Mittel in dem System Kita verbleiben.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Der letzte Baustein, den wir einfordern, ist, dass
Bund, Länder und Kommunen auf den unter-
schiedlichen Ebenen nicht unterschiedliche Kon-
zepte fahren,

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Sehr rich-
tig!)

sondern dass wir - um nicht Verwaltungsaufwand
aufzubauen, sondern Bürokratie abzubauen - ge-
meinsam an einem einheitlichen Konzept arbeiten,
auf das wir uns hier verständigen.

Unter dem Strich stelle ich fest: Wir von CDU und
FDP haben erkannt: Es kommt auf den Anfang an.
Der Paradigmenwechsel ist eingeleitet. Wir werden
das weiter fortsetzen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Jetzt hat Frau Kolle-
gin Janssen-Kucz das Wort.

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wie
sagte Frau Vockert so schön: Der Paradigmen-
wechsel ist eingeleitet.

(Zustimmung bei der CDU)

Leider haben die Eltern und die Kinder davon aber
nicht so viel mitbekommen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Widerspruch bei der CDU)

Wer hat denn den Familien mit Kindern Geld weg-
genommen? - Das war diese schwarz-gelbe Lan-
desregierung!

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Was denn
genau?)

Weshalb stehen wir in Sachen Betreuung an letz-
ter Stelle? - Das stellt man fest, wenn man sich die
Statistik bei den Betreuungsplätzen in der Bundes-
republik anschaut. Niedersachsen ist unter
Schwarz-Gelb Schlusslicht geworden. Dafür ste-
hen Sie!



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  119. Plenarsitzung am 5. Juni 2007

14013

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Dr. Philipp Rösler [FDP]: Un-
glaublich!)

Meine Damen und Herren, ich freue mich natürlich
sehr, dass die FDP kurz vor der Wahl aus ihrem
Dornrösler-Schlaf aufgewacht ist,

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Oh!)

dass sie registriert, wie wichtig frühkindliche Bil-
dung und Betreuung ist und dass in Niedersach-
sen einiges im Argen liegt.

Das merkt man schon an Ihrem unterschiedlichen
Verständnis des Begriffs „Paradigmenwechsel“.
Die FDP will die Finanzen ansprechen, während es
Frau Vockert schon reicht, dass einige Bereiche
jetzt im Kultusministerium angesiedelt sind.

Lassen Sie uns doch einmal über die Kita-Card
reden, die Herr Rösler versucht hat vorzustellen.
Allerdings konnte man der NOZ mehr Informatio-
nen dazu entnehmen als der Rede von Herrn
Dr. Rösler.

(Zustimmung bei den GRÜNEN und
bei der SPD)

Herr Dr. Rösler, die grüne Bundestagsfraktion hat
schon vor einem Jahr die Einführung einer Kinder-
betreuungskarte gefordert. Wir wollten auch eine
verfassungskonforme Beteiligung des Bundes an
der Kinderbetreuung. Wenn wir in Niedersachsen
eine Solonummer à la Kita-Card der FDP fahren,
dann kriegen wir es nicht hin, gemeinsam die Ver-
antwortung wahrzunehmen.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Sie kriegen
nichts hin, das ist richtig!)

Auch Ihr Koalitionspartner fordert ja ein - Frau
Vockert hat es eben sehr deutlich gesagt -, dass
zusammen mit dem Bund, mit dem Land und mit
den Kommunen in Sachen Betreuung qualitativ
und quantitativ etwas auf den Weg gebracht wer-
den soll.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir brauchen eine hochwertige Betreuungsinfra-
struktur. Das Tempo ist vorgegeben, wie Sie heute
Morgen der Zeitung entnehmen konnten. Mit der
Bildung müssen wir um so viel besser werden, wie
wir weniger werden.

Wir alle wissen, welche Hausaufgaben uns der
demografische Wandel ins Stammbuch geschrie-

ben hat. Ich möchte ganz klar sagen: Die Zeit
drängt. Wir müssen in den Bereich der Betreuung
und der frühkindlichen Bildung investieren, und
zwar schnell. Ich hätte mich sehr gefreut, wenn Sie
in der Lage gewesen wären, hier und heute ein
Finanzierungskonzept auf den Tisch zu legen und
deutlich zu machen, wie hoch der Anteil des Lan-
des und der des Bundes ist und welchen Beitrag
die Kommunen leisten sollen. Das alles bleibt al-
lerdings im Dunkeln.

(Beifall bei den Grünen - Zuruf von
Heinz Rolfes [CDU])

- Es ist ja immer schön, wenn der haushaltspoliti-
sche Sprecher der CDU-Fraktion Zwischenrufe
macht. Vielleicht hätten Sie dem Kollegen Dr. Rös-
ler ein paar Nachhilfeeinheiten in Sachen Haushalt
geben können.

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜ-
NEN und bei der SPD)

Noch einmal: Was wir brauchen, ist der Rechtsan-
spruch auf einen Ganztagsplatz. Was wir nicht
brauchen, ist die Selektion à la FDP, dass nur die
Eltern, die beide arbeiten, einen Ganztagsplatz
bekommen. Mit Ihrer Kitacard wollen Sie sogar
Schwimm- und Reitunterricht bezahlen. Herr Dr.
Rösler, Ihre Kitacard ist unsozial. Sie hilft weder
den Kindern noch den Familien. - Danke schön.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine Damen und Herren, das Wort hat Kultusmi-
nister Busemann.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! So
ganz verstehe ich die Aufregung nicht. Klar ist
- das haben verschiedene Redner betont -: In kei-
ner Regierungsphase ist im Bereich der Bildung,
gerade der frühkindlichen Bildung, was Kinder-
gärten und Kindertagesstätten betrifft, so viel pas-
siert wie in den letzten vier Jahren. Das muss man
einmal anerkennen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es ist allerdings noch gewaltig viel zu tun. Ich bin
ganz sicher, dass wir auf dem Weg zu den Zielen,
die wir hoffentlich gemeinsam verfolgen, irgend-
wann auch über Gutscheinsysteme, Creditsysteme
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und Cardsysteme diskutieren müssen. Das gehört
begriffsnotwendig dazu.

Man muss auch sagen, was im Leistungspaket
enthalten ist. Wenn wir einen Blick in andere Bun-
desländer werfen, stellen wir fest: In Hamburg
- das ist bereits erwähnt worden - hat man damit
vor drei Jahren begonnen. Das hatte auch mit der
Verwaltungsreform zu tun. Das lief nicht in allen
Bereichen toll, was auch mit der Personalreduzie-
rung zu tun hatte. Aber in einer großen Stadt ist
das machbar. In Berlin und in Bayern gibt es so
etwas wie kindbezogene Förderungen, und zwar
im Rahmen ähnlicher Systeme, die durchaus funk-
tionieren. In Thüringen hat man so etwas für zwei-
jährige Kinder analog zur jetzigen Diskussion über
das Betreuungsgeld bereits eingeführt. Dort funkti-
onieren dies sehr gut. Es geht also, wenn man es
richtig anpackt.

Ich möchte eine etwas andere Linie vorskizzieren:
Bevor wir das Finanzierungssystem und die Ab-
wicklungstechniken angehen, müssen wir uns
darüber klar werden, wie das Leistungspaket in
den nächsten Jahren zu gestalten sein wird. Hier
haben wir schon eine Menge getan. Es wird aller-
dings noch einiges zu tun sein. Klar ist: Für jedes
Kind im Lande muss ein Kitaplatz zur Verfügung
stehen. Klar ist auch: An allen Standorten - wir
haben nicht ohne Grund unseren Orientierungs-
rahmen für Bildung und Erziehung gemeinsam mit
den Trägern abgestimmt - muss in etwa das glei-
che hohe Niveau vorgehalten werden. Auch Ange-
bote zur Sprachförderung müssen überall, auch
durch Grundschullehrer, an den Kitas vorgehalten
werden. Was das betrifft, sind wir schon gut. Den-
noch können wir auch hier vielleicht noch besser
werden.

Zum Thema Beitragsfreiheit. Für den 1. August
steht sie für den dritten Jahrgang an. Dafür stehen
immerhin 120 Millionen Euro jährlich zur Verfü-
gung. Darüber muss man einmal nachdenken. Das
ist viel Geld. Das wird nun realisiert. Ich sehe
schon, dass in den nächsten Jahren eine Diskus-
sion aufkommen wird, in der gefragt wird: Warum
nur ein Jahrgang, warum nicht alle drei Jahrgän-
ge? Es wird uns sicherlich in den nächsten Jahren
abgefordert, auf diese Frage eine Antwort zu ge-
ben.

Frau Janssen-Kucz, völlig klar ist, dass wir im Be-
reich der Krippen und der Tagespflege längst noch
nicht so gut sind, wie wir sein sollten. Die einen
sagen, wir seien Letzter, die anderen sagen, wir

seien Drittletzter. Aber es ist doch so: Von 1990 bis
1994 hat hier Rot-Grün regiert, danach, bis
2002/2003, haben die Roten regiert. Warum haben
wir denn diese beschämende Situation? Auch das
werden wir jetzt in Angriff nehmen müssen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Widerspruch bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Das sage ich nur, damit die Zuständigkeiten klar
sind. Ich finde es ganz toll, dass dieses Thema in
diesen Tagen im Rahmen der Bundespolitik durch
die Tätigkeit einer Ministerin aus Niedersachsen
ganz oben auf die Tagesordnung in Deutschland
gesetzt worden ist.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Schaffung einer ausreichenden Zahl von Krip-
penplätzen ist auch für Niedersachsen mit einer
35-prozentigen Bedarfsdeckung - hier ist noch ein
Konsens herzustellen - ein Riesenunternehmen.
Wir wollen nicht über die Zahlen streiten. Von 2008
bis 2013 werden wir bundesweit alle miteinander
12 Milliarden Euro auf den Weg bringen müssen.
Ich finde es in Ordnung, dass sich der Bund, ob-
wohl er eigentlich gar nicht zuständig ist, beteiligt,
und zwar in etwa mit einem Drittel. Das entspricht
einem Betrag von 4 Milliarden Euro. Das ist eine
tolle Sache. Das erwarte ich übrigens auch von
unseren Kommunen sowie von allen Kommunen
bundesweit. Expressis verbis haben sie diese Ver-
einbarung unterschrieben. Aber nun müssen prak-
tische Regelungen folgen. Den eigenen Anteil
kann man nicht mit der Konnexität belegen. Auch
das muss in diesem Zusammenhang gesagt wer-
den.

Die Länder werden ebenfalls 4 Milliarden Euro
aufbringen müssen. Auf Niedersachsen herunter-
gebrochen handelt es sich um etwa 400 Millionen
Euro, die in sechs Jahren aufgebracht werden
müssen. Angesichts dieser Zahlen wissen Sie, was
auch das Land Niedersachsen ab dem Jahre
2008, wenn alles so kommt, wird leisten müssen.
Das ist ein Riesenunternehmen. Ich finde es toll,
dass wir uns damit beschäftigen.

Wenn wir so weit sind, dass wir die Rechtsansprü-
che geklärt haben, müssen wir uns mit den Fragen
beschäftigen: Wie gehen wir mit den Eltern um, die
ihre Kinder nicht in eine staatliche Einrichtung ge-
ben wollen oder können? Wie sind hier die Inte-
ressenlagen? Dann werden wir zum passenden
Zeitpunkt auch über Gutscheinsysteme, Credit-
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cardsysteme, Kitacardsysteme und Ähnliches dis-
kutieren und die richtigen Antworten geben müs-
sen. Vielleicht werden wir im Laufe des Verfahrens
hier oder dort Modellregionen beziehungsweise
Modellstandorte ins Leben rufen müssen. Dem
stehen wir sehr offen gegenüber. Ich finde diesen
Anstoß außerordentlich wichtig. Auch das gehört
dazu. Ich denke, dieses Thema ist bei dieser bür-
gerlichen Koalition in guten Händen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine Damen und Herren, zu Tagesordnungs-
punkt 1 a liegen mir keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Wir kommen zu

b) Pflastersteine sind Totschlagargumente
- Freiheit und Sicherheit verteidigen - An-
trag der Fraktion der CDU - Drs. 15/ 3841

Das Wort hat der Kollege Althusmann. – Bitte
schön!

Bernd Althusmann (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Freie Meinungsäußerung und ein friedli-
ches Demonstrationsrecht sind hohe und schüt-
zenswerte Güter unserer Verfassung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Friedliche Demonstrationen anlässlich des Welt-
wirtschaftsgipfels sind wahrlich Ausdruck der mehr
oder weniger berechtigten Zukunftsängste der
Menschen in unserem Land. Dabei geht es um
Fragen der Globalisierung, um die Klimaverände-
rungen, um den Hunger in der Welt, aber auch um
die Liberalisierung des Weltwirtschaftshandels.

Wenn aber Linksextremisten diese Grundrechte für
ihre dumpfen Parolen und Hassideologien nutzen
und wenn Linksradikale, sogenannte Autonome,
diese Rechte missbrauchen, dann sind die Gren-
zen der Toleranz in Deutschland überschritten.
Dann ist der Rechtsstaat gefordert. Dann muss mit
aller Gewalt gegen Links - aber auch gegen
Rechts - vorgegangen werden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das, was wir am vergangenen Wochenende in
Rostock an brutalster Gewalt erlebt haben, war

nicht nur eine neue Gefahr für unseren Rechts-
staat. Das war ein gezielter und von langer Hand
vorbereiteter Angriff auf die Meinungs- und De-
monstrationsfreiheit in unserem Land. Deshalb
dürfen und werden wir es nicht zulassen, dass
Polizeibeamte wie Freiwild gejagt werden, dass
also diejenigen gejagt werden, die genau diese
Grundrechte schützen sollen und - sogar unter
Gefahr für das eigene Leib und Leben - schützen
wollen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, deshalb gilt an dieser
Stelle zunächst der Dank unseren Polizeibeamten
in allen Bundesländern, natürlich auch denen aus
Niedersachsen, für ihren zurückliegenden und für
den bevorstehenden schweren Einsatz in Heili-
gendamm.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Unser Mitgefühl gilt allen schwer verletzten Poli-
zeibeamten, insbesondere den 30. Wir hoffen für
sie alle und für ihre Familien, dass sie bald wieder
gesund sind.

Die Bilder des vergangenen Wochenendes sollten
wir nicht so schnell vergessen; sie dürfen sich in
unserem Land nicht wiederholen. Wenn Deeskala-
tion als Freibrief für Gewalt statt als Angebot eines
friedlichen Rechtsstaates interpretiert wird und
wenn schwer verletzte Polizeibeamte der Preis für
die Deeskalation sind, dann ist dies gegenüber
vermummten, feigen Chaoten und Gewaltverbre-
chern eindeutig die falsche Strategie, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es ist auch eine falsche Strategie, wenn die SPD
nunmehr scheinheilig - dies ist der zweite Vorname
von Herrn Heil - den Sinn solcher G-8-Treffen ge-
nerell in Zweifel zieht. Das ist nicht nur Wasser auf
die Mühlen der Gewalt; das ist auch unehrlich.
Ehrlich wäre es, wenn die Herren Heil und Duin bis
hin zum aktuellen Spitzenkandidaten Jüttner in den
Parlamenten genauso empört und drastisch gegen
Linksradikale protestieren und aufstehen würden,
wie sie es in den vergangenen Wochen hier im
Landesparlament gegen Rechtsextremisten getan
haben, meine Damen und Herren. Dies gilt im
Übrigen auch für die Grünen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Wer gleichgültig wegschaut oder vielleicht sogar
heimlich sympathisiert, der macht sich mitschuldig.
Wer mit Pflastersteinen wirft, der demonstriert
nicht. Derjenige greift vielmehr unsere Grundwerte
mit Totschlagargumenten an. Er nimmt billigend in
Kauf, dass Menschen nicht nur schwer verletzt
werden, sondern der nimmt auch billigend in Kauf,
dass Menschen in Deutschland zu Tode kommen.
Dazu können wir nur deutlich sagen: Nein zu die-
ser Gewalt der linksautonomen Szene!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, mit linksradikalen Stei-
newerfern oder mit dem Schwarzen Block kann
man nicht diskutieren. Diese Chaoten verstehen
nur die Sprache des starken Staates, der sein
Gewaltmonopol unmissverständlich durchsetzt,
ohne Wenn und Aber. Dazu gehört auch die kon-
sequente Umsetzung des Vermummungsverbots.
Eine Demonstration mit Vermummten - dies muss
auch den Organisatoren dieser Demonstration
beim G-8-Gipfel klar sein -, an der man sich betei-
ligt, wollen wir in Deutschland nicht. Die Menschen
sollen ihre Vermummung herunterziehen. Sie sol-
len sich offen bekennen, wenn sie protestieren
wollen. Insofern, meine Damen und Herren, sollten
wir in Deutschland ernsthaft darüber nachdenken
- mich stören die rechten Stiefel genauso wie die
linken -, ob wir den Schwarzen Block in Deutsch-
land verbieten können, ob wir ihn gesetzlich zu-
mindest einschränken und bekämpfen können.
Auch das gehört zu einer ernsthaften Diskussion
über die Anti-G-8-Proteste.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, es ist beschämend,
wenn Vertreter deutscher Parlamente wie Herr
Thierse oder Herr Ströbele im Vorfeld von Polizei-
methoden, von Stasimethoden sprechen. Dies
trägt nicht zur verbalen Deeskalation bei. Ich glau-
be, dass sich viele Menschen in unserem Land
fragen, wie Herr Ströbele, wenn er durch die Ge-
gend radelt, hinterher erkannt haben will, dass die
Polizei Fehler gemacht hat. Meine Damen und
Herren, es ist ein Skandal, wenn solche Menschen
überhaupt in der Öffentlichkeit wahrgenommen
werden!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Bernd Althusmann (CDU):

Ich möchte deutlich machen, dass es eine unter-
schätzte Gefahr ist, die wir gar nicht hoch genug
einschätzen dürfen, dass sich unter dem Mantel
selbst ernannter Gutmenschen gewaltbereite
Linksextremisten in unserem Land verbreiten kön-
nen. Dagegen gilt es mit allen aufrechten Demo-
kraten anzugehen. Sie können dabei sein; wir sind
längst dabei. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank, Herr Kollege. - Herr Kollege Bartling,
Sie haben das Wort.

Heiner Bartling (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Gerade die letzte Bemerkung des Kollegen
„Sie können dabei sein; wir sind längst dabei.“
macht deutlich, in welche Richtung diese Diskussi-
on gehen soll.

(Beifall bei der SPD)

Ich verurteile ausdrücklich jede gewalttätige Ausei-
nandersetzung - egal, von wem sie ausgeht, ob
von links oder von rechts -, insbesondere auch die
Ausschreitungen in Rostock.

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der
CDU)

- Da spreche ich - Frau Kollegin, ich weiß nicht, ob
Sie das meinen - für die SPD-Fraktion, nicht für
mich alleine, um das ganz deutlich zu sagen.

Meine Damen und Herren, eine Einteilung Auto-
nomer in politische Kategorien verbietet sich. Au-
tonome sind Gewalttäter. Das sollte man einmal
festhalten. Ich möchte eines noch hinzufügen:
Dem, was Herr Althusmann zu unseren Polizei-
kräften gesagt hat, stimme ich durchaus zu. Ich bin
den Polizeikräften dankbar dafür, dass sie diese
Arbeit machen, und hoffe, dass diejenigen, die
verletzt worden sind, sehr schnell wieder gesund
werden und ihre Aufgaben weiter wahrnehmen
können.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Zustimmung von der CDU
und der FDP)
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Ich stimme Herrn Althusmann auch darin zu, dass
sich Politiker bei der Frage einer Einsatzkonzepti-
on oder des jeweiligen Verhaltens der Polizei in
bestimmten Lagen enthalten sollten. Ich empfehle,
dazu ein Interview des Hannoverschen Polizeiprä-
sidenten heute bei „tagesschau.de“ nachzulesen.
Da kann man eine ganze Menge lernen.

Ich verbinde dies mit einem Appell und einer An-
forderung an diejenigen, nämlich an die Masse, die
in Rostock mit friedlichen Absichten demonstrie-
ren: Sehen Sie die Polizei als einen Partner, der ihr
Demonstrationsrecht schützt und die Versamm-
lungsfreiheit gewährleistet. Dann gelingt es auch,
diejenigen, die gewalttätig sein wollen, und dieje-
nigen, die friedlich demonstrieren wollen, besser
voneinander zu trennen. Dann kommt es hoffent-
lich nicht erneut zu solchen Situationen, wie wir sie
jetzt in Rostock erleben mussten.

Meine Damen und Herren, so weit die Überein-
stimmung mit dem, was Herr Althusmann, was die
CDU hier zum Ausdruck gebracht hat. Ich frage
mich natürlich: Was soll eine solche Aktuelle Stun-
de heute hier im Niedersächsischen Landtag?

(Bernd Althusmann [CDU]: Bei
Rechtsextremismus sind Sie immer
sehr schnell mit Aktuellen Stunden,
Herr Bartling!)

- Dazu sage ich Ihnen gleich etwas, Herr Althus-
mann. - Sie haben praktisch wortgleich das erzählt,
was Herr Pofalla heute in der Frankfurter Allge-
meinen sagt:

„Ich wünsche mir jetzt ein ebenso ent-
schiedenes Auftreten beispielsweise
der SPD gegen linksradikale Gewalt,
wie sie das in den vergangenen Wo-
chen und Monaten auch gegen
rechtsradikale Gewalt deutlich ge-
macht hat.“

(Beifall bei der CDU - David McAllister
[CDU]: Richtig!)

Meine Damen und Herren, die Richtung, das, was
Sie hier diskutieren wollen, wird ganz klar. Ich sage
Ihnen aber mit aller Deutlichkeit: Wir sind gegen
jede Gewalt - egal, ob sie von rechts oder von links
kommt.

(Beifall bei der SPD - David McAllister
[CDU]: Sie relativieren!)

Wenn Sie Ihr Anliegen, das Sie mit dieser Aktuel-
len Stunde anscheinend verbreiten wollen, glaub-
würdig machen wollten, dann hätten Sie in diesem
Landtag schon irgendwann einmal eine Aktuelle
Stunde zu rechter Gewalt beantragen können. Das
haben wir von Ihnen noch nicht erlebt.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, bei dieser Frage blen-
den Sie völlig aus, was in Verbindung damit pas-
siert ist. Ich zitiere einmal, was geschehen ist:

„Der braune Spuk dauert zwei Stun-
den, erwischt Lüneburg kalt. Ein Alb-
traum für Stadt und Polizei. Bürger
sind fassungslos und bekommen von
den wenigen Polizeibeamten den gu-
ten Rat, sich nicht mit den 280 Rech-
ten anzulegen, die Sonnabendmorgen
in Lüneburg eingefallen sind. Ober-
bürgermeister Ulrich Mädge geht al-
lein auf die Rechten zu: Sehen Sie zu,
dass Sie aus der Stadt kommen, Sie
sind hier unerwünscht. - Die Rechten
umringen Mädge. Der bleibt standhaft.
Er sagt: Ich habe keine Angst, nur
Wut. Ich will einfach zeigen: Hier ste-
he ich. - Doch auch das Pochen auf
das Versammlungsverbot hilft nicht.
Es dauert zwei Stunden, bis die Poli-
zei da ist.“

(Bernd Althusmann [CDU]: Das
stimmt nicht!)

Ich möchte damit deutlich machen, meine Damen
und Herren: Wir haben in Niedersachsen Großla-
gen gehabt, z. B. in Gorleben, mit 14 000 bis
15 000 Polizeibeamtinnen und -beamten. In ande-
ren Ländern ist nicht vernachlässigt worden, darauf
Rücksicht zu nehmen, dass solche Dinge passie-
ren können, wie sie in Lüneburg leider passiert
sind.

Also, meine Damen und Herren: Wenn Sie glaub-
würdig bleiben wollen, dann gucken Sie zu beiden
Seiten. Blicken Sie mit einem solchen Showantrag
nicht nur in eine Richtung. - Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
SPD)



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  119. Plenarsitzung am 5. Juni 2007

14018

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Professor Lennartz, bitte schön!

Professor Dr. Hans-Albert Lennartz (GRÜ-
NE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Seit
wann sind Pflastersteine Argumente? - In der ers-
ten Fassung Ihres Antrages zur Aktuellen Stunde
sprachen Sie von „Totschlaginstrumenten“. Diesen
Begriff kann man verwenden. Jetzt sprechen Sie
ausweislich der neu verteilten Unterlage von „Tot-
schlagargumenten“. Ich verstehe das nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber um auf den Punkt zu kommen: Sie haben die
Großdemonstration vom vergangenen Samstag in
Rostock angesprochen. Dies ist auch richtig. Es ist
zu massiven Gewalttätigkeiten gekommen. Ich
kann Ihnen für meine Fraktion sagen, dass wir
diese Gewalttätigkeiten entschieden verurteilen.
Meine Partei repräsentiert einen Teil der großen
Mehrheit der Demonstranten vom Samstag und
auch derer, die in den nächsten Tagen dort de-
monstrieren werden, nämlich diejenigen, die fried-
lich gegen bestimmte politische Inhalte des G-8-
Gipfels demonstrieren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Vorsitzende der Gewerkschaft der Polizei im
Bund, Herr Freiberg, hat aber auch den Polizeiein-
satz kritisiert. Er meint, dass die sogenannten Au-
tonomen nicht eng genug begleitet worden seien.
Man kann von hier und von außen schlecht ein-
schätzen, wie die taktische Einsatzsituation war.
Deswegen will ich das selbst nicht weiter kommen-
tieren.

Aber nicht nur von der Polizei selbst und von den
betroffenen Beamtinnen und Beamten kommt Kri-
tik. Ich zitiere Herrn Stegner aus Schleswig-
Holstein aus der Süddeutschen Zeitung vom ver-
gangenen Samstag:

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Lieber
nicht!)

„Viele von uns Innenministern halten
den Kurs, der zum Schutz von Heili-
gendamm gefahren wird, für hoch
problematisch.“

Für Helmut Schmidt ist der G-8-Gipfel nur noch
- Zitat - „ein großes Medienspektakel“.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das war zu
seiner Zeit auch so! Das war zu seiner
Zeit genauso!)

Man könne die Weltwirtschaft nicht mehr allein
vom Westen her steuern, ohne China, ohne Indien
und insbesondere ohne die Entwicklungsländer.

(David McAllister [CDU]: Und jetzt
kommt Heiner Geißler!)

Natürlich haben auch Staatschefs das Recht, sich
informell zu treffen; denn einen völkerrechtlichen
Status hat die Runde der G 8 ja nicht. Wenn dafür
aber mehr als 16 000 Polizeibeamtinnen und
-beamte im Einsatz sind und ein Budget von an-
geblich 92 Millionen Euro allein für die drei Tage
von Heiligendamm, die vor uns liegen, berechnet
wird, dann stellt sich die Frage nach der Relation.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nun sagen Sie nicht, das könnte man preiswerter
haben, wenn es nicht so viele Protestierer gäbe.
Ein Kernbestandteil der Grundrechte ist die Ver-
sammlungsfreiheit, und das ist gut so.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sicherlich ist die Mobilisierung auch deswegen
gestiegen, weil die Sicherheitsbehörden des Bun-
des und einiger Länder in den vergangenen Wo-
chen zum Teil überreagiert haben.

(David McAllister [CDU]: Also!)

Ich nenne die großräumigen Durchsuchungen und
Beschlagnahmungen, Postzensurmaßnahmen in
Hamburg, das Abnehmen von Geruchsproben.
Das alles hat auch zu einer stimmungsmäßigen
Eskalation beigetragen. Plötzlich kam dann der
Kurswechsel. Die Bundesregierung erklärte durch
Herrn Schäuble und Frau Merkel, Demonstrationen
seien erwünscht. Hat man je in Deutschland eine
Regierung erlebt, die zu Demonstrationen gegen
sich und ihre Gäste aufruft? Hätten das nicht Herr
Schäuble und Frau Merkel gesagt, sondern Herr
Schily und Herr Schröder, dann wäre ihnen min-
destens Spott, aber wahrscheinlich ein harter Ver-
weis vonseiten der CDU sicher gewesen.

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustim-
mung von Abgeordneten der SPD)

Meine Quintessenz: Eine Regierung sollte die Pra-
xis der Grundrechtsausübung dem Souverän
überlassen. - Schönen Dank.
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(Beifall bei den GRÜNEN - Zustim-
mung bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank, Herr Kollege. - Herr Kollege Bode hat
jetzt das Wort.

Jörg Bode (FDP):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als die
Väter unseres Grundgesetzes über den Artikel 8
beraten haben,

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Da waren
auch ein paar Mütter dabei! - Weitere
Zurufe)

haben sie sicherlich nicht an Zustände wie in Heili-
gendamm oder in Rostock gedacht, ja sie haben
wahrscheinlich auch in ihren kühnsten Träumen
nicht mit derartigen Zuständen jemals in Deutsch-
land gerechnet. Denn alle Deutschen haben das
Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis fried-
lich und ohne Waffen zu versammeln - so formu-
lierten sie damals weise unsere Verfassung. Die-
ses Recht auf Versammlungsfreiheit ist ein hohes
Gut; es ist ein wichtiger Bestandteil einer funktio-
nierenden Demokratie. Es ist deshalb unbedingt
erforderlich, dass es von allen Bürgern, aber auch
von den staatlichen Behörden und Institutionen
verteidigt wird. Leider haben wir in der Vergangen-
heit immer wieder feststellen müssen - in der
jüngsten Vergangenheit verstärkt -, dass nicht nur
in Heiligendamm oder Rostock, sondern auch bei
anderen Gelegenheiten, etwa bei NPD-Demonstra-
tionen oder NPD-Gegendemonstrationen, immer
wieder versucht wird, die friedliche Meinungsäuße-
rung und die gewalttätige Randale zu vermischen.
Das bringt einerseits das ehrliche und auch wichti-
ge Anliegen friedlicher Demonstranten in Verruf,
und es führt andererseits automatisch zu Reaktio-
nen der staatlichen Stellen, die dann nicht allein
die gewaltbereiten Randalierer treffen werden.

Wir können dieses Problem, das, denke ich, ein
sehr großes ist, nur gemeinsam lösen, und wir
brauchen dabei auch die Mitarbeit der friedlichen
Demonstranten, die für ihre Sache kämpfen wol-
len. Wir brauchen die friedlichen Demonstranten,
die im Interesse ihres eigenen Anliegens erkennen
müssen, dass sie sich sowohl inhaltlich als auch
- was noch viel wichtiger ist - räumlich von den
gewaltbereiten Chaoten abgrenzen müssen. Denn
wer in seinen eigenen Reihen gewaltbereiten Au-

tonomen Unterschlupf gewährt und so die Verfol-
gung von Straftätern durch die Polizei erschwert
oder gar verhindert, der schadet seiner eigenen
Sache, und er schadet sich damit selbst.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Aber auch die Politiker - es gab da ja in den letzten
Monaten einige Äußerungen - sollten sich bei pla-
kativen Forderungen und der öffentlichen Gestal-
tung von Polizeitaktiken vorsichtiger verhalten.
Manchmal ist es auch die verbale Eskalation, die
einer polizeilichen Deeskalation im Wege steht.
Wir vertrauen darauf, dass die Polizeiführer vor Ort
die jeweils richtigen Entscheidungen für ihre Ein-
sätze treffen werden.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

„Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne An-
meldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen
zu versammeln“, so heißt es in unserem Grundge-
setz. Aber ein geworfener Pflasterstein oder gar
ein Molotowcocktail sind Waffen, es sind gefährli-
che Waffen. Daher hatten weite Teile der Ereignis-
se in Rostock mit friedlichen Demonstrationen
überhaupt nichts zu tun. Es gibt in unserem
Grundgesetz oder in anderen Rechten kein ver-
brieftes Recht auf Krawall. Der Staat hat die
Pflicht, auch zum Schutz des Grundrechtes auf
friedliche Versammlungsfreiheit mit aller Ent-
schlossenheit, die ihm zur Verfügung steht, ein-
zugreifen. Denn durch solche Ausschreitungen
werden auch die Bürger, die gern bereit wären, für
eine Sache mit zu streiten und an friedlichen De-
monstrationen teilzunehmen, daran gehindert, weil
sie Angst haben müssen, von den Aktionen Auto-
nomer betroffen zu sein.

Es darf in Deutschland auch nicht so weit kommen,
dass wir stillschweigend akzeptieren, dass Anwoh-
ner einfach schlicht Pech haben, weil sie im Um-
feld eines Gipfels leben, dass sie akzeptieren
müssen, dass ihre Häuser beschädigt werden,
dass ihre Autos angesteckt werden oder ihre Fa-
milien in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt
werden. Ein Rechtsstaat muss seine Bürger vor
den Gewalttätern und den Ausschreitungen in
jedem Fall schützen.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Wir stellen uns vor und hinter unsere Polizeibe-
amten, die auch aus Niedersachsen nach Rostock
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und zu anderen Demonstrationen gefahren sind
und auch künftig werden fahren müssen. Wir füh-
len mit den verletzten Polizeibeamten; wir hoffen,
dass sie schnell genesen werden. Wir haben das
Vertrauen, dass sie und ihre Kollegen diese Her-
kulesaufgabe mit der erforderlichen Abwägung
erledigen werden. Wir wollen ihnen auch bei den
schwierigen Entscheidungen in den jeweiligen
Einsatzlagen - wenn sie manchmal zu unschönen
Mitteln greifen müssen, weil es nicht anders geht -
den Rücken stärken.

Die Bilder aus Rostock haben uns alle sehr be-
wegt. Es darf nicht sein, dass sich Polizeibeamte
tatenlos mit Steinen bewerfen lassen müssen. Hier
werden Grenzen überschritten, was mit dem
Grundgesetz und auch mit den liberalen Werten
eines Rechtsstaates nichts zu tun hat. Dies lässt
sich nicht rechtfertigen. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat Herr Innenminister Schünemann.

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der G-8-Gipfel beginnt morgen in Heili-
gendamm. Dabei geht es um Klimaschutz und
Bekämpfung von Armut. Erstmalig kommen dazu
die Präsidenten aus Südafrika, aus Brasilien, aus
Mexiko, aus Indien, aus China. Gemeinsam mit
ihnen soll darüber diskutiert werden, wie man die-
se wichtige Aufgabe bewerkstelligen kann. Ich
bedauere es sehr, dass bis zum heutigen Tage in
der deutschen Öffentlichkeit noch keine sachliche
Diskussion darüber geführt worden ist, wie man
diese Probleme lösen kann.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich hoffe, dass das ab morgen der Fall sein wird.

Zu einer Auseinandersetzung in der Demokratie
gehören auch das Demonstrationsrecht, die De-
monstrationsfreiheit. Sie müssen geschützt werden
- das ist überhaupt keine Frage -, und das ist in
unserer Demokratie Gott sei Dank immer gelun-
gen. Was wir in den letzten Tagen gesehen haben,
war: 20 000 bis 30 000 Demonstranten, die bunt
und auf nachdenklich machende Weise auf ihr

Anliegen aufmerksam gemacht haben. Sie wollen
eine andere Politik; das ist ihr gutes Recht. Damit
müssen wir uns auseinandersetzen, und damit
wollen wir uns auseinandersetzen.

Aber spätestens seit Samstag muss klar sein, dass
genau dieses Anliegen konterkariert wird, wenn
man es zulässt, dass Chaoten, Autonome, Links-
extremisten in dieser Art und Weise Straftaten
begehen, Chaos anrichten und Menschen bewusst
verletzen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deshalb muss es auch erlaubt sein, zu sagen,
dass es ein Fehler gewesen ist, dass die Veran-
stalter dieser Demonstrationen ganz bewusst ge-
sagt haben: „Wir wollen einen Pakt mit den Auto-
nomen, mit dem schwarzen Block eingehen“. Es ist
ein Fehler, dass sie bis zum heutigen Tage in den
Camps Seit an Seit zusammensitzen und sich
auch jetzt noch nicht einheitlich davon distanzie-
ren. Mit Autonomen darf man schlichtweg nicht
gemeinsam demonstrieren. Ich wünsche mir, dass
da wirklich ein Signal kommt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die friedfertigen, die friedlichen Demonstranten
müssen nun wirklich ein einheitliches Signal aus-
senden und klar sagen, dass sie jetzt alles daran-
setzen, mit der Polizei gemeinsam eine Strategie
zu entwickeln, um zu verhindern, dass diese Auto-
nomen ihr Werk vollenden und in den nächsten
Tagen weitere Straftasten begehen. Dies ist für
mich eine Selbstverständlichkeit. Ich bedauere
sehr, dass der Veranstalter bisher nicht einheitlich,
mit einer Sprache spricht. Dies konterkariert die
Botschaften, die von diesen Demonstranten aus-
gehen sollen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Eines ist doch klar: Gegen Autonome, Straftäter,
Gewalttäter kann man nicht mit Deeskalation vor-
gehen. Bei denen kann man auch keine Konflikt-
schlichter einsetzen, die wir in anderen Bereichen
in Niedersachsen schon mit hervorragendem Er-
folg eingesetzt haben. In diesen Bereichen braucht
es nur eines: massive Polizeipräsenz. Wir dürfen
diesen Chaoten keinen Millimeter Raum zur Ent-
faltung geben; denn sonst haben wir wieder solche
Bilder wie am Samstag. In diesem Bereich gibt es
null Toleranz.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Wir müssen uns auch fragen, welche Konsequen-
zen wir daraus ziehen. Noch ist es zu früh, weil wir
erst den Einsatz vor Ort abwarten müssen. Ich
bestätige Herrn Bartling ausdrücklich darin, dass
man mit der Bewertung durchaus zurückhaltend
sein muss. Aber eines ist doch klar: Dies ist eine
internationale Bewegung. Der schwarze Block
kommt aus anderen europäischen Ländern dazu.
Da muss man schon sehen, ob es nicht sinnvoll ist,
die Informationen miteinander zu verknüpfen.

(Glocke des Präsidenten)

Eine Gewalttäterdatei ist meiner Ansicht nach in
diesem Zusammenhang ganz sinnvoll.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich aber,
weil meine Zeit bald abgelaufen ist

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

- meine fünf Minuten hier -, eines sagen: Es darf
weder im Bereich Linksextremismus noch im Be-
reich Rechtsextremismus, noch in anderen Berei-
chen des Extremismus irgendeine Diskussion ge-
ben, die Augen zu schließen und nicht konsequent
dagegen vorzugehen.

Lieber Herr Bartling, ich darf Ihnen vielleicht einmal
die Presse aus Lüneburg vom heutigen Tage zitie-
ren:

„Einen Dank richtet die SPD an die
Polizei für ihr konsequentes Ein-
schreiten. Dadurch wurde dem rech-
ten Spuk ein vorzeitiges Ende in Lü-
neburg bereitet."

Meine Damen und Herren, es ist völlig klar: Wir
haben in Lüneburg ganz schnell reagiert. Die Poli-
zei hat hier einen hervorragenden Einsatz gefah-
ren. Nach 49 Minuten hat sie nicht nur den Spuk
beendet, sondern auch die 250 Rechtsextreme,
die dort ihr Unwesen getrieben haben, dingfest
gemacht. Wir haben bis 20 Uhr fast 200 Personen
in Unterbindungsgewahrsam genommen. Wir kön-
nen jetzt Anzeigen gegen diejenigen schreiben, die
Landfriedensbruch, die tatsächlich auch Körper-
verletzung begangen haben. Hier darzustellen,
dass die Polizei in Niedersachsen gegen diese
Rechtsextremen nicht vernünftig vorgegangen sei,
ist schändlich. Das lasse ich mir in keiner Weise
sagen. Ich sage Ihnen: Hier ist hervorragend gear-
beitet worden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Minister, Sie müssen zum Schluss kommen.

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Meine Damen und Herren, das ganz zum Schluss:
Ich glaube, dass wir gut beraten sind, wenn es in
diesem Hause um die Bekämpfung von Gewaltta-
ten gerade in den Bereichen Linksextremismus,
Rechtsextremismus und Ausländerextremismus
geht, wirklich mit einer Sprache zu sprechen und
uns nicht auseinanderdividieren zu lassen. Das
habe ich bei der Diskussion um Rechtsextremisten
gesagt; das sage ich auch hier. Hier dürfen das
Parlament und der Staat insgesamt in keiner Wei-
se wackeln. Vielmehr müssen wir denjenigen, die
dafür Sorge tragen müssen - den Polizeibeamten,
den Sicherheitsbehörden -, den Rücken stärken.
Dafür brauchen sie die Unterstützung des gesam-
ten Hauses. Dies war in der Vergangenheit der
Fall. Ich gehe davon aus, dass es auch in der Zu-
kunft so sein wird. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine Damen und Herren, aufgrund der Vereinba-
rung im Ältestenrat erhalten alle Fraktionen wegen
der Zeitüberziehung des Ministers eine zusätzliche
Redezeit von anderthalb Minuten.

Damit ist dieser Punkt der Aktuellen Stunde been-
det.

Wir kommen damit zu

c) JadeWeserPort: 2010 muss gehalten
werden - Projekt zur Chefsache machen! -
Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 15/3842

Dazu hat der Kollege Jüttner das Wort. Bitte
schön, Herr Kollege!

(David McAllister [CDU]: Letzter Auf-
tritt!)
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Wolfgang Jüttner (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
SPD-Fraktion will einen Erfolg des Projekts Jade-
WeserPort.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen vor allem auch, dass der Zeitplan ein-
gehalten wird. Deshalb sind wir so verwundert über
das Gebaren des zuständigen Wirtschaftsministe-
riums.

(Beifall bei der SPD)

Herr Hirche, wir unterstellen Ihnen keine Böswillig-
keit. Aber wir nehmen gnadenlosen Dilettantismus
zur Kenntnis.

(Beifall bei der SPD - Dr. Philipp
Rösler [FDP]: Unverschämtheit! Ge-
rade der Richtige!)

Erklären Sie uns doch einmal, warum, obwohl bei
diesem Thema seit Monaten die Hütte brennt, die
Lenkungsgruppe der Landesregierung über Mo-
nate nicht getagt hat! Erklären Sie uns doch, wieso
die Steuerung durch die Staatskanzlei faktisch
überhaupt nicht stattfindet! Warum wird beispiels-
weise der Sachverstand im Finanzministerium zu
Teilfragen, die hier streitig sind, nicht einbezogen?
Warum wird mit einem leitenden Beamten des
Landes in dieser Weise umgegangen? Warum wird
er fallen gelassen wie eine heiße Kartoffel?

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Fragen über Fragen, die im Übrigen auch durch
die Berichterstattung im Fachausschuss überhaupt
nicht angemessen beantwortet werden konnten!
Sie wissen doch, Herr Hirche, dass es drei Gut-
achten gibt, die sich alle drei für die Ankerlösung
von Bunte ausgesprochen haben. Warum informie-
ren Sie diesen Landtag falsch? Warum machen
Sie nicht deutlich, dass nur die restlichen unauf-
geforderten Stellungnahmen das Ganze relativiert
haben und nicht die offiziell erstellten Gutachten?

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRÜNEN)

Erläutern Sie uns doch bitte einmal, was Ihr
Staatssekretär in der E-Mail, die er Ihnen schrieb,
meinte! Ich zitiere:

„dass es aufgrund der traditionellen
und langfristigen Bindungen der Bre-

mer zu Hochtief bei der Entschei-
dungsfindung zu Schwierigkeiten
kommen könnte.“

Was heißt das, Herr Hirche? Das wüssten wir ganz
gerne von Ihnen.

Sie können bei dieser Gelegenheit hier auch ein-
mal erläutern, wie es denn angeht, dass letzten
Mittwoch parallel zur Tagung der Vergabekammer
schon morgens um 11 Uhr die Ausschüsse und die
Öffentlichkeit darüber informiert wurden, dass die
Vergabekammer angeblich alles teilt, was die Lan-
desregierung für richtig hält. Interessierte wissen,
dass das mitnichten der Fall ist.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Das bleibt
abzuwarten, Herr Kollege! Das wissen
Sie alles besser, oder wie?)

Diese Vergabekammer hat bis nachmittags um
15.30 Uhr höchst streitig getagt. Alles, was in den
Ausschuss eingespeist worden ist, ist erkennbar
verkürzt und teilweise falsch.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRÜNEN - Bernd Althusmann
[CDU]: Herr Jüttner, Sie waren doch
gar nicht dabei!)

Meine Damen und Herren, meine Einschätzung ist
eine andere. Mein Eindruck ist, dass der Betreiber
hier ein Veto eingelegt hat. Ich zitiere Ihren Mitar-
beiter, der dieses Projekt seit Jahren federführend
betreibt. Er hat gesagt, dieses Veto, dieser Wider-
spruch der Betreiber, sei rechtlich nicht maßgeb-
lich, wirtschaftlich aber wichtig. - Da kommt doch
der Eindruck auf, dass die Verantwortlichen, wenn
man so will, im vorgezogenen Vollzug dieser wirt-
schaftlich so wichtigen Einwände den Beteiligten
ein neues Rechtskorsett gestrickt haben, um die-
sen Einwänden, die rechtlich ja belanglos sind,
eine rechtliche Grundlage zu geben.

(Bernd Althusmann [CDU]: Das ist
doch blanker Unsinn!)

Spätestens dann ist klar: Die Argumentation der
Landesregierung steht auf äußerst tönernen Fü-
ßen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Bernd Althusmann [CDU]:
So ganz fest stehen auch Sie nicht
mehr!)
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Ich stelle abschließend fest: Das Wirtschaftsmi-
nisterium des Landes Niedersachsen nimmt billi-
gend in Kauf, dass Mehrkosten von 100 Millionen
Euro auf das Land zukommen. Das Wirtschaftsmi-
nisterium nimmt billigend die Gefährdung des Zeit-
plans in Kauf. Herr Hirche, Sie und Ihr Haus sind
nicht in der Lage, dieses so wichtige Projekt erfolg-
reich und rechtzeitig zum Abschluss zu bringen.

(Zuruf von der CDU: Quatsch!)

Die Staatskanzlei ist gefordert und muss hier ein-
springen.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Das Wort hat der Kollege Dinkla.

Hermann Dinkla (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr
geehrter Herr Kollege Jüttner, mit Ihrer perma-
nenten und unberechtigten Kritik verblasst etwas,
auf das die SPD eigentlich Wert legen sollte. Die
bisherige positive Einstellung bei der SPD, den
JadeWeserPort zum Erfolg zu führen, geht nämlich
zusehends verloren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
David McAllister [CDU]: Die ist schon
längst verloren!)

Je mehr der JadeWeserPort von der SPD zur
Landtagswahl instrumentalisiert wird, desto nach-
haltiger ist auch der Schaden für den Standort
Wilhelmshaven.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zuruf von der CDU: Genau!)

Meine Damen und Herren, hier geht es um mehr
als nur um den Hafen. Sie selbst, Herr Jüttner,
haben von dieser Stelle aus einmal gesagt, das ist
keine Hundehütte, die da gebaut wird. Es geht
auch um Milliardeninvestitionen in den Chemie-
standort.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das war ein
Zitat von Herrn Werner!)

Ich persönlich bin der Auffassung, Parteiengezänk
hat der JadeWeserPort wahrlich nicht verdient.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Dr. Philipp Rösler [FDP]: Richtig!)

Meine Damen und Herren, laut Protokoll des
Haushaltsausschusses, das auf 40 Seiten vorab
zur Verfügung steht - Sie haben es lesen können -,
hat Minister Hirche umfassend und überzeugend
Missverständnisse bereinigt, hat das Missver-
ständnis Gutachten/Stellungnahmen ausgeräumt,
hat Nachfragen zu EU-Mitteln beantwortet und all
diese Dinge geklärt.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Er hat alle
Fragen nicht beantwortet!)

Wie ist der Status quo? - Es sind laufende, schwe-
bende Verfahren! Das gilt für die Kündigung des
Mitarbeiters, das gilt für die Eilklagen gegen den
Planfeststellungsbeschluss, das gilt für die Verfah-
ren bei der Landesvergabekammer und gegebe-
nenfalls auch beim OLG Celle. In diesem Stadium
sind wir doch gut beraten, erst einmal abzuwarten.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Sehr rich-
tig!)

Was soll das Land denn tun? - Wir respektieren die
verschiedenen Sphären. Wir respektieren die Ge-
waltenteilung und erwarten, dass die Entscheidun-
gen in dem vorgesehenen Zeitrahmen fallen. Ab-
schließend können wir sie bewerten. Aber wir dür-
fen mit diesen Diskussionen nicht in laufende, in
schwebende Verfahren eingreifen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Dr. Philipp Rösler [FDP]: Genau!)

Mit Ihren Angriffen und auch Ihrer Dauerkritik, Herr
Jüttner, will die SPD aber eigentlich etwas ganz
anderes. Das kommt immer so subkutan durch.

(Zuruf von der SPD: Subkutan?)

Sie wollen damit deutlich machen: Eine SPD-
Landesregierung unter Ministerpräsident Jüttner
hätte das völlig anders gemacht,

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der
SPD: Genau! - Besser!)

feinfühliger, besser usw.

Nun darf ich Ihnen einmal Folgendes sagen: Die
alte SPD-Landesregierung hat sich hier wahrlich
nicht mit Ruhm bekleckert. Ich sage nur: Beteili-
gungsverhältnis 80 : 20, Entscheidungsverhältnis
50 : 50. Heute würde man sicherlich darüber nach-
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denken, ob man das noch einmal so machen wür-
de.

Ich will auch darauf hinweisen: Wir diskutieren
nicht nur über den Hafen, sondern auch über die
Verkehrsstruktur, die A 22. Ihre fundamentale
Fehlentscheidung in den Jahren 1990 bis 1994 im
Hinblick auf die A 22 hat dazu geführt, dass wir
jetzt erneut in das Verfahren gehen müssen. Die
A 22 hätte zumindest in Teilbereichen schon fertig
sein können, Herr Jüttner.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie bringen immer das Thema „Elektrifizierung der
Bahnstrecke“ ein. Wie sieht die Wahrheit denn
aus, meine Damen und Herren? - Ich kann mich
daran erinnern, dass wir das schon im Jahre 2001
diskutiert haben. Wie sah es denn damals aus,
unter Ministerpräsidenten Gabriel? Sie wissen das
doch, Herr Jüttner, Sie waren damals doch im
Kabinett, oder etwa nicht?

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Die beiden
waren beste Freunde!)

Ich kann mich gut daran erinnern, wie das ablief.
Ministerpräsident Gabriel ist damals mit seiner
Meinung nach Berlin gefahren und mit der Mei-
nung von Herrn Mehdorn zurückgekommen, und
Sie haben das hier vor Ort dann als „politischen
Meinungsaustausch“ dargestellt.

Die SPD ist die Fraktion der Zweifler. Herr Jüttner,
Sie haben von dieser Stelle aus gesagt, das wird
ein reiner Transithafen, die Gewerbeflächen ste-
hen nicht schnell genug zur Verfügung, die Schie-
nenanbindung ist nicht gesichert.

Alle diese Positionen sind widerlegt. Das Ganze ist
- ich sage das, weil Sie das anmahnten - längst
Chefsache und beim Ministerpräsidenten und beim
ressortzuständigen Wirtschaftsminister in guten
Händen.

(Zustimmung bei der CDU)

Meine Damen und Herren, der JadeWeserPort ist
das Zukunftsprojekt Niedersachsens. 2 000 Ar-
beitsplätze wird allein der JadeWeserPort bis zum
Jahre 2013/2015 aufbieten.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Kollegen Buß?

Hermann Dinkla (CDU):

Nein.

Auf die Mitarbeit der Opposition müssen wir ver-
zichten. Aber wer, wie Herr Jüttner, so in Dauer-
pessimismus macht, wer so destruktiv mit den
Zukunftsthemen und Zukunftsprojekten des Lan-
des Niedersachsen umgeht, der endet irgendwann
als Vorstandsmitglied bei der Friedrich-Ebert-
Stiftung. Ministerpräsident wird er nie!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Wolfgang Jüttner [SPD]: Ein paar
Fragen, die ich noch gestellt habe,
hätten Sie ruhig beantworten können!)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege Rickert hat das Wort.

Klaus Rickert (FDP):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „Jade-
WeserPort: 2010 muss gehalten werden - Projekt
zur Chefsache machen“, so lautet der Titel Ihrer
Aktuellen Stunde. Ich kann feststellen: 2010 wird
gehalten. Projekt ist Chefsache.

(Zurufe von der SPD)

Warum also wieder diese Aktuelle Stunde? - Meine
Damen und Herren, der Bau des JadeWeserPorts
ist ein Millionenprojekt, bei dem professionelles
Management gefragt ist.

(Zurufe von der SPD: Ja, professio-
nell! - Kein Dilettantismus! - Da haben
Sie Recht! - Beifall bei der SPD)

- Ich habe gewusst, dass Sie dem zustimmen wer-
den. Das zeigt zumindest, dass Sie wenigstens ein
klitzekleines Maß an Einsicht haben.

(Zuruf von der SPD: Na, na, na!)

Weil es um sehr viel geht, wird mit allen juristi-
schen Mitteln um die Auftragsvergabe gekämpft.
Bei der Vergabe handelt es sich um ein laufendes
und vertrauliches Verfahren, das nicht öffentlich
zerredet werden darf.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Zuruf von Stefan Wenzel [GRÜNE])

Wer Indiskretionen ausnutzt, schadet diesem Pro-
jekt auf ein Weiteres.
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(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das wirtschaftlichste und leistungsfähigste Ange-
bot hat den Zuschlag bekommen.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Woher wis-
sen Sie das denn?)

Wichtig ist, dass jetzt eine Entscheidung getroffen
ist, die einer kritischen Prüfung standhält. Eine
innovative und kaum erprobte Technik - vor allem,
wenn damit erhebliche Einsparungen verbunden
sind - zwingt natürlich zur sorgfältigen Prüfung. Am
Ende ist jedoch eine jahrzehntelang bewährte Lö-
sung vorzuziehen. Bei den hohen Investitions-
summen, die hier im Spiel sind, gilt das Prinzip der
Risikominimierung.

(Zurufe von der SPD)

Wir sind davon überzeugt, dass mit dem Bau des
JadeWeserPorts im Jahr 2007 begonnen wird.
Deutschland als Exportweltmeister braucht diesen
Hafen.

Niemand außerhalb Niedersachsens hat deswe-
gen Verständnis für dieses provinzielle Wahl-
kampfgetöse der SPD.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das kleinliche Hinterfragen von Gutachten, Stel-
lungnahmen und Machbarkeitsstudien, das ständi-
ge Herumnörgeln und Zweifel-Streuen an der Ter-
minrealisierung ist kontraproduktiv und schadet
diesem für Niedersachsen so wichtigen Investiti-
onsvorhaben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Kollegen Buß?

Klaus Rickert (FDP):

Nein.

Die Menschen in der Region schütteln über dieses
überflüssige Störfeuer, das die Laienspielschar
von SPD und Grünen hier entfacht, nur noch den
Kopf.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Stefan Wenzel [GRÜNE]: Na, na, na!)

Die Menschen wollen diesen Hafen mit seinen
2 000 Arbeitsplätzen, und sie werden ihn bekom-
men. Das Projekt ist bei dem Wirtschaftsminister
und dem Management der JadeWeserPort-Reali-
sierungsgesellschaft in ausgezeichneten Händen. -
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Dr. Philipp Rösler [FDP]: Sehr richtig!)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Der Kollege Wenzel hat jetzt das
Wort. Bitte schön!

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Rickert, ich kann mich noch genau an die
letzten Haushaltsberatungen erinnern. Da hieß es:
Realisierungszeitpunkt ist 2009, ganz vielleicht
2010. Und jetzt stellen Sie sich hier hin und sagen
mit markigen Worten: „2010 wird gehalten!“ - Da
lachen ja die Hühner, Herr Rickert.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Sie haben den Zeitplan immer wieder verlängert.
Missmanagement und Dilettantismus in dieser
Häufung hätte ich schlichtweg nicht für möglich
gehalten; da hat Herr Jüttner völlig recht.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Der Landtag wurde bewusst falsch informiert,
wahrscheinlich sogar belogen,

(Zustimmung bei den GRÜNEN und
bei der SPD - Widerspruch bei der
CDU und bei der FDP)

um die Debatte im Sinne des Wirtschaftsministers
zu beeinflussen. Das haben wir schriftlich, meine
Damen und Herren.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Das haben
Sie sich ausgedacht! - Johann-
Heinrich Ahlers [CDU]: Vorlegen!)

Der Betreiber hat in einem Vergabeverfahren inter-
veniert, das laut Ihren Darstellungen eigentlich
nicht öffentlich sein sollte. Aber offenbar gibt es
doch einige Spezies, die Zugang zu diesen Akten
hatten. Die Herkunft der Gutachten wird verschlei-
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ert. Auf zehnfache Nachfrage gibt es keine Ant-
wort.

(Bernd Althusmann [CDU]: So ein
Quatsch! Das sind keine Gutachten!
Das ist Ihnen jetzt zehnmal erklärt
worden!)

Die Auftraggeber dieser Gutachten, die Sie mitt-
lerweile als „Stellungnahmen“ herunterzukochen
versuchen, haben Sie nicht nennen wollen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Wie kann
man bloß so viel Unsinn gleichzeitig
reden!)

Das Vergabeteam wurde komplett ausgetauscht.
Der Chefplaner wurde entlassen. Zum Zeitplan
habe ich schon etwas gesagt. Die Kosten laufen
aus dem Ruder, wenn die EU-Mittel verfallen. Und,
meine Damen und Herren, es ist doch kein Ge-
heimnis, dass auch einigen Kolleginnen und Kolle-
gen bei der CDU angesichts dieser Planungen die
Gesichtszüge entglitten sind.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - David McAllister [CDU]: Bei
deinen Reden!)

Zu allem Überfluss muss sich dann noch der mit-
telständische niedersächsische Bewerber als
„Torfstecher“ beschimpfen lassen. Die Zeche zahlt
Niedersachsen am Ende auch noch.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Meine Damen und Herren, klare Verantwortungs-
strukturen in der Landesregierung stelle ich mir
ganz anders vor. Wenn man ein solches Projekt
verfolgt, das laut Ihren eigenen Worten zu den
Juwelen Ihrer Politik gehört, erwarte ich, dass so
viel Dilettantismus und Missmanagement auf ei-
nem Haufen früher unterbunden wird und dass
alles darangesetzt wird, dass die handelnden Ak-
teure aus dem Rennen gezogen werden. Die han-
delnden Akteure sind an erster Stelle diejenigen,
die zu verantworten haben, dass hier eine merk-
würdige Geschichte nach der anderen in die Tat
umgesetzt wurde.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Das Vergabeteam, Eurogate, die Realisierungsge-
sellschaft, Bremenports, Bremenports Consult, die
Lagerhausgesellschaft, Ex-Holzmann-Leute bei

Hochtief und bei Bremenports Consult: Wenn man
sich dieses Geflecht anschaut, dann erkennt man,
dass dort immer Leute mit zwei Hüten auf beiden
Seiten des Tisches saßen. Das haben Sie sich
angeguckt, und jetzt haben Sie die Folgen zu tra-
gen und zu verantworten. Sie haben offenbar
mittlerweile den Überblick verloren. Es ist zu be-
fürchten, dass das Projekt weiter vor sich hin tru-
delt.

(Björn Thümler [CDU]: Das ist doch
Unsinn! Wer trudelt denn hier?)

Gefahr droht auch von anderer Seite. Sie haben es
bisher abgelehnt, sich eindeutig gegen eine Elb-
vertiefung auszusprechen. Auch ein nationales
Hafenkonzept steht in den Sternen. Meine Damen
und Herren, dabei geht es um knallharte ökonomi-
sche Fragestellungen. Weil die sogenannten Loco-
Verkehre in Wilhelmshaven nicht ausreichen, muss
man sicherstellen, dass nicht gleichzeitig alle
Flussmündungen aufgebohrt werden.

Meine Damen und Herren, Herr Hirche, egal, wie
die Vergabekammer und das OLG am Ende ent-
scheiden: Sie sind nicht aus dem Schneider. Wir
wollen Einblick in die drei Gutachten, und wir wol-
len Einblick in die fünf zusätzlichen interessenge-
leiteten Stellungnahmen, die Ihnen offenbar zuge-
leitet wurden.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Wir wollen wissen, ob hier 53 Millionen Euro mehr
ausgegeben werden, als unbedingt notwendig
gewesen wäre, wenn man sich die Gutachten wirk-
lich in ihrer ganzen Schärfe zu Gemüte geführt
hätte. Und wir werden Sie, Herr Hirche, und den
Ministerpräsidenten nicht aus der Verantwortung
entlassen. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Das Wort hat Herr Wirtschaftsmi-
nister Hirche.

Walter Hirche, Minister für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Beiträge haben gezeigt, dass die Opposition in der
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Beurteilung dessen, was hier an rechtlich saube-
ren Argumenten vorgetragen wird, schwimmt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Uwe Harden [SPD]: Schwimmen tun
Sie!)

Der Zeitplan wird eingehalten. Das Verfahren folgt
den Grundsätzen, die der Deutsche Bundestag
durch die Bestimmung der Rechtsordnung festge-
legt hat. Der Bundestag hat festgelegt, dass eine
Vergabe nach bestimmten Grundsätzen durchzu-
führen ist und dass, wenn darüber Zweifel entste-
hen, eine Vergabekammer kritisch darüber schau-
en kann. Er hat sogar den Weg zu einem Oberlan-
desgericht eröffnet.

Herr Wenzel, Sie haben gesagt: Das interessiert
uns nicht, am Ende werden wir uns das alles an-
gucken. - Sie können sich das alles gerne angu-
cken; da habe ich überhaupt keine Sorge. Aber ich
denke, es ist die gemeinsame Überzeugung von
mindestens drei Fraktionen, dass gegebene Ge-
setze bestimmen, wie eine Landesregierung zu
handeln hat. Auf dieser Grundlage werden wir uns
bewegen, und da können Sie noch so viele Ver-
dächtigungen und Halbwahrheiten in die Welt set-
zen!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, es musste geprüft wer-
den, ob ein Sonderangebot zweifelsfrei ist. Dazu
sagen Recht und Gesetz, dass ein Sonderangebot
anders betrachtet wird als das, was Gegenstand
der Ausschreibung ist. Auch wenn Sie diesen
Sachverhalt zehnmal anders sehen: Das wird so
von den entsprechenden Instanzen abgeprüft. Ich
habe keine Veranlassung, daran zu zweifeln, dass
unser Vergabeteam gut gearbeitet hat und dass
das Ergebnis bestätigt wird.

Meine Damen und Herren, Ihre Behauptung, dass
das Wirtschaftsministerium mal so eben im freien
Raum gehandelt hat, ist lächerlich. Wir haben das
zusammen mit dem Finanzministerium, der
Staatskanzlei und dem Umweltministerium über
den Aufsichtsrat organisiert. Das ist auch selbst-
verständlich; denn hierbei handelt es sich, wie ich
noch einmal betonen möchte, um das größte Infra-
strukturprojekt des Landes.

Ich glaube - auch wenn ich die Resonanz an der
Küste sehe -, dass zumindest die SPD allen An-
lass hat, dieses Projekt weiter mitzutragen, und
zwar auch hinsichtlich der Verfahrensschritte, die

rechtlich nicht so schnell abgehandelt werden kön-
nen, wie wir alle uns das wünschen. Wegen der
Eileinsprüche gegen den Sofortvollzug des Plan-
feststellungsverfahrens ist ein Verfahren beim
OVG Lüneburg anhängig. Darüber wird im Sep-
tember/Oktober entschieden. Zurzeit könnte nie-
mand bauen, selbst wenn die Bauentscheidung
endgültig wäre. In einem Verfahren vor dem OLG
wird möglicherweise über die Frage des ersten
Bauloses entschieden, wahrscheinlich noch bevor
im September das OVG sein Urteil fällen wird.
Insofern ist hier keine Zeit verloren gegangen; es
sei denn, Sie stellen das System und den Ablauf
des Planfeststellungsverfahrens in Gänze infrage.

Meine Damen und Herren, Sie haben den Vorwurf
erhoben, hier seien billigend Mehrkosten in Kauf
genommen worden. Dieser Vorwurf ist absurd.
Herr Jüttner musste als möglicher Spitzenkandidat
offenbar noch etwas auf die 50 Millionen Euro
draufsatteln. Von daher ist von ihm nicht von
Mehrkosten von 50 Millionen Euro, sondern sogar
von 100 Millionen Euro die Rede, weil sich das
natürlich noch besser anhört.

Am Ende wird selbstverständlich nach dem Grund-
satz der Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit
entschieden. Damit ist aber nicht gesagt, dass der
billigste Entwurf den Zuschlag bekommt. Die Ver-
gabeordnung sagt auch hierzu ganz klar und ein-
deutig, wie zu verfahren ist. Wenn Sie ein Bauwerk
erstellen wollen, das in dieser Form, mit diesem
Geländesprung von 30 m, auf der Welt noch nicht
errichtet worden ist, und wenn Ihnen die Fachleute
vom Bau raten, dafür lieber das bewährte konser-
vative Verfahren zu wählen, dann ist dagegen
nichts einzuwenden.

Möglicherweise wollen Sie das Wort „Chefsache“
aber so verstanden wissen, wie es in Ihrer Regie-
rungszeit gehandhabt worden ist. Dazu darf ich
dann aber erinnern, dass Sie, Herr Jüttner, seiner-
zeit von - irrealen - 5 000 Arbeitsplätzen gespro-
chen haben, die in Ihrer Regierungszeit entstehen
würden - was wir aber so nicht sehen. Außerdem
waren Sie es, die die Konstruktion, dass Nieder-
sachsen 80 % der Kosten trägt, aber nur zu 50 %
mitreden darf, gewählt haben. Herr Gabriel hat
ferner in den Raum gestellt, dass der Bund
90 Millionen Euro mitfinanziert. Für das Mehr-
wertsteuerproblem in der Größenordnung von
76,8 Millionen Euro haben Sie überhaupt keine
Lösung gefunden. Erst wir haben durch die ge-
wählte Holdingkonstruktion die Vorsteuerabzugs-
berechtigung erwirken können, sodass diese Be-
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träge nicht anfällig werden. - Die Chefsache, die
das bei Ihnen war, hätte ein Minus von
166,8 Millionen Euro bedeutet.

Meine Damen und Herren, diese Landesregierung
wird weiterhin nach den Grundsätzen der Nieder-
sächsischen Verfassung verfahren. Der Minister-
präsident hat die Richtlinienkompetenz, aber die
Ressortangelegenheiten werden in Verantwortung
der Ressortchefs wahrgenommen. Ich lege Wert
darauf, dass wir die Verfassung achten, dass wir
Recht und Gesetze achten, dass der Zeitplan ein-
gehalten wird und dass wir uns nicht durch Ver-
dächtigungen, Halbwahrheiten und Gerüchte be-
einflussen lassen.

(Starker Beifall bei der FDP und der
CDU)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Der Tagesordnungspunkt 1 c ist
damit erledigt.

Ich rufe auf

d) Hirches Autobahnhalluzinationen an der
Küste - Teure Anscheinserweckung mit
fatalen Nebenwirkungen - Antrag der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 15/3843

Dazu hat der Kollege Hagenah das Wort.

Enno Hagenah (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Eigentlich sollte die vorige Woche mit der
Vorlage der Vorzugsvariante für die A 22 so etwas
wie das Einläuten des Schlussspurts für diese
Küstenautobahn werden. Wenn man sich dann
aber die Schlagzeilen der NWZ vom vorigen
Sonnabend - „Steuerzahler rügen A-22-Trasse“
und „Investoren schrecken vor Autobahnbau zu-
rück“ - anschaut, kann man sagen: Es ist ein ganz
schöner Rohrkrepierer geworden, den Sie da pro-
duziert haben. Das ist auch zu Recht so.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Anders als es die Landesregierung der Öffentlich-
keit durch immer neue Aktionen glauben machen
will, geht es bei der Küstenautobahn A 22 nämlich
inzwischen mehr denn je um das grundsätzliche
Ob und nicht um das differenzierte Wie.

(Vizepräsident Ulrich Biel über-
nimmt den Vorsitz)

Um die notwendige ehrliche Debatte hat sich Mi-
nister Hirche mit seinen Aktivitäten für eine vom
Land finanzierte Planung in den vergangenen Jah-
ren gedrückt. Das darf nicht länger geduldet wer-
den, weil sein Hobby inzwischen viel zu hohe
Kosten - auch beim Land Niedersachsen - verur-
sacht. Allein im Haushalt dieses Jahres sind dafür
5 Millionen Euro etatisiert.

Sie alle wissen: Die begrenzten Finanztöpfe der
EU und des Bundes sind bereits heute mit fest
eingeplanten Straßenbauvorhaben auf absehbare
Zeit hoffnungslos überzeichnet. Jetzt vorzugeben,
eine Paralleltrasse zur gerade in der Erweiterung
befindlichen A 1 zulasten anderer in Deutschland
bereits zugesagter Projekte durchsetzen zu kön-
nen, ist bewusste Irreführung der Öffentlichkeit und
politische Anscheinserweckung der unfeinen Art.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ihre vorgebliche Vision, Herr Hirche, von einer
A 22 als historischem Nachfolger des Mittellandka-
nals, an der sich dann wie von Zauberhand wirt-
schaftliche Entwicklung wie eine Perlenschnur neu
aufreiht, ist nichts weiter als eine bloße Halluzinati-
on.

(Beifall bei den GRÜNEN - Dr. Philipp
Rösler [FDP]: Unverschämtheit!)

Den Mittellandkanal für die norddeutsche Tiefebe-
ne gibt es längst. Das ist die küstennahe Schiff-
fahrt. Die wirtschaftliche Nutzung der küstennahen
Schifffahrt müssten Sie aber deutlich mehr unter-
stützen, als Sie es heute tun. Dafür brauchen wir
von Ihnen in Zukunft - wir haben gerade darüber
gesprochen - z. B. vor allem mehr Professionalität
bei Planung und Ausschreibung des Tiefwasser-
hafens, damit nicht weitere Verzögerungen eintre-
ten und wichtige EU-Zuschüsse zum Bau mögli-
cherweise verfallen. Ein Nutzen oder auch nur ein
nützlicher Zusammenhang der A 22 mit dem Ja-
deWeserPort ist selbst nach Aussagen aus dem
Wirtschaftsministerium, Herr Hirche, bzw. den
entsprechenden gutachterlichen Stellungnahmen
für die Hafengesellschaft nicht begründbar. Auch
die ländlichen Bereiche zwischen Westerstede und
Drochtersen, die an der Küstenautobahn lägen,
wenn sie denn irgendwann gebaut würde, würden
kaum Nutzen aus einem Autobahnneubau ziehen
können - im Gegenteil.
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(Björn Thümler [CDU]: Das ist Ihre
mangelnde Fantasie!)

- Es geht doch nicht um Fantasie, sondern um
Fakten, Herr Kollege Thümler. - Untersuchungen
von vergleichbaren Autobahnneubauten aus
jüngster Zeit in den neuen Bundesländern zeigen
nämlich, dass in den durchquerten ländlichen
Räumen ein Kaufkraftabfluss zu beklagen war und
lediglich durch die Trassen verbundene überregio-
nale Oberzentren Nutzen aus solchen neuen Au-
tobahnen ziehen können. Herr Thümler, Sie wis-
sen, dass diese überregionalen Oberzentren bei
der A 22 nun einmal nicht in Niedersachsen liegen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Thümler, auch eine aktuelle Studie aus der
Schweiz - dies sei angemerkt, wenn wir hier über
das Handwerk reden; auch diese Studie sollte man
den Menschen in Ihrer Region zur Verfügung stel-
len - belegt die Mittelstandsfeindlichkeit von Auto-
bahnneubauten. In dieser Studie wird für die be-
troffenen Regionen ein schädlicher Abfluss von
Kaufkraft und Arbeitsplätzen durch Autobahnneu-
bauten festgestellt.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Zurück zur
Steinzeit!)

Herr Hirche, es ist dringend nötig, dass Sie die
Zeichen der Zeit erkennen und aufhören, zu ver-
suchen, die Probleme von morgen mit den Instru-
menten von gestern lösen zu wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Unsere Zukunft wird von den Megathemen Klima-
wandel, demografischer Wandel und technischer
Fortschritt hin zur Informationsgesellschaft be-
stimmt sein. Angesichts dieser Herausforderung ist
Niedersachsen mit Ihren Autobahnplanungen ab-
solut neben der Spur, egal ob im Jahre 2021,
wenn Sie mit Ihren Planungen vielleicht fertig wä-
ren, oder heute. Für seine Zukunftsfähigkeit
braucht Niedersachsen schon heute dringend
mehr Datenautobahnen und keine neuen Beton-
pisten. In dieser Hinsicht lassen Sie aber das nöti-
ge Engagement vermissen. - Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Jo-
hannßen das Wort.

Claus Johannßen (SPD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Plenum hat sich schon mehrfach mit der A 22
befasst. Es gibt hier - ausgenommen davon ist
allein die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - eine
breite Übereinstimmung bezüglich der Notwendig-
keit der A 22. Auch die Region steht zu der A 22.
Die Region im Küstenraum braucht dringend eine
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur, vergleich-
bar der in anderen Regionen dieser Republik.

(Beifall bei der SPD)

Im Sinne der Grünen, die diese Autobahn ableh-
nen, ist es schlüssig, dass sie die Streckenplanung
jetzt zum Anlass nehmen, ein Thema für die Be-
handlung in der Aktuelle Stunde zu beantragen.
Die Resonanz auf die Ablehnung der Grünen ist in
der Region aber relativ schwach. In der letzten
Woche hat es eine Demonstration in Beverstedt
gegeben. Ausweislich der Nachricht in der Nord-
see-Zeitung gab es aber nur 50 Teilnehmer. Die
Gegnerschaft in der Region ist also wenig ausge-
prägt.

Die Streckenführung wird nicht vom Plenum fest-
gelegt, sondern von den Fachleuten. Die Festle-
gung der Streckenführung hat mich und uns in der
Region nicht überrascht, weil die Fixpunkte jeden-
falls auf der Ostseite der Trasse festlagen. Das
sind der Wesertunnel, die Ortsumgehung in Bre-
mervörde und der kommende Elbtunnel. Die Tras-
sen sind aufgrund von Sachkriterien untersucht
und herausgearbeitet worden.

Herr Hagenah hat auf Äußerungen des Bundes
der Steuerzahler reagiert und darauf verwiesen,
dass die festgelegte Trasse der A 22 gerügt werde,
da sie zu teuer sei. Was rügt der Bund der Steuer-
zahler denn nicht? - Am besten wäre es, es würde
überhaupt nichts mehr gebaut; dann hätten diese
Herren nichts mehr zu rügen.

(Zustimmung bei den GRÜNEN -
Björn Thümler [CDU]: Dann rügen sie,
dass nichts gebaut wird!)

- Richtig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt aber auch
in der FDP offensichtlich unterschiedliche Auffas-
sungen zu diesem Thema. Wenn ich die Äußerun-
gen der FDP-Fraktion im Kreistag Cuxhaven und
auch die Äußerungen der FDP-Fraktion in der
Stadtverordnetenversammlung in Bremerhaven
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höre, muss ich feststellen, dass die FDP für die
Nordtrasse in unserer Region ist. Herr Hirche hat
sicherlich noch Bedarf an Aufklärung, den Herren
aus seiner Partei einmal nahezubringen, warum
die Entscheidung so getroffen worden ist.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Sachliche
Gründe! Das hat er gerade gesagt!)

- So ist es.

Der Zeitplan, der uns in der letzten Woche bei der
Trassenfeststellung vorgestellt worden ist, ist an-
spruchsvoll. Das muss man ganz deutlich sagen.
Das Ministerium geht bei Planung und Umsetzung
dieses Bauvorhabens von sehr kurzen Zeiträumen
aus. Ich hoffe, dass dieser Zeitplan eingehalten
werden kann. Im Sinne der wirtschaftlichen Ent-
wicklung und der Verbesserung der Infrastruktur in
den Dörfern - es geht auch um eine Reduzierung
der Verkehrsbelastung - wäre eine Einhaltung
dieses Zeitplans wirklich nachhaltig einzufordern.

Herr Hirche, gestatten Sie mir die Bemerkung,
dass ich an der Einhaltung des Zeitplans, den Ihr
Haus vorgelegt hat, Zweifel habe. Diesen Zeitplan
werden Sie nicht einhalten, genauso wie Sie ande-
re Zeitpläne nicht einhalten. Wir haben gerade
über den JadeWeserPort gesprochen. Ich denke in
diesem Zusammenhang auch an die B 73, die für
das nördliche Elbe-Weser-Dreieck von hoher Be-
deutung ist. Obwohl diese Straße im vordringlichen
Bedarf ausgewiesen wird, verweigern Sie sich, den
Planungsauftrag an das Straßenverkehrsamt zu
geben. Herr Hirche, werden Sie vom Ankündi-
gungsminister zum Umsetzungsminister! Dann
haben Sie unsere Unterstützung. - Danke schön.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Oetjen das Wort.

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! In der vergangenen Woche haben wir für
das wichtigste Straßenverkehrsprojekt des Landes
Niedersachsen einen Riesenschritt nach vorn ge-
macht. Der beste Beweis dafür, meine Damen und
Herren, ist die Tatsache, dass die Grünen heute
dazu ein Thema für die Aktuelle Stunde beantragt
haben. So sieht es doch aus!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich möchte mich an dieser Stelle im Namen der
FDP-Fraktion sehr, sehr herzlich bei allen Betei-
ligten für ihr Engagement pro A 22 bedanken.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Gemeinsam werden wir es schaffen, dieses für
Niedersachsen so wichtige Verkehrsprojekt erfolg-
reich voranzutreiben. Dazu geht der Dank an die
Kommunen, an die Wirtschaft, an die Bürger in der
Region. Gemeinsam schaffen wir es, dieses Pro-
jekt voranzutreiben.

Aber ich sage hier auch ganz deutlich, Herr Kolle-
ge Hagenah: Der von Ihnen gewählte Titel ist
schon eine Unverschämtheit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
David McAllister [CDU]: Richtig! Un-
verschämtheit!)

Hier von Halluzinationen zu sprechen, ist eine
absolute Unverschämtheit, ist es doch ein rot-
grüner Bundesverkehrswegeplan, der uns den
besonderen Planungsauftrag für diese A 22 gege-
ben hat,

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Ohne
mich! - David McAllister [CDU]: Sehr
richtig! - Weitere Zurufe von den
GRÜNEN)

nämlich erweiterter Bedarf mit besonderem Pla-
nungsauftrag, Herr Kollege. Deswegen sind wir in
dieser Situation, dass wir die Planung für die A 22
vorantreiben, und zwar mit rot-grüner Hilfe aus
dem Bund, wie man deutlich sagen muss.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Mit der Bestimmung der Vorzugsvariante gibt das
Land für das Raumordnungsverfahren eine Präfe-
renz vor, ohne die alternativen Trassenführungen
dabei zu verwerfen. Diese Vorgehensweise ist
keine Hinhaltetaktik, wie der eine oder andere
schon geunkt hat, sondern Ausdruck der besonde-
ren planerischen Herausforderung, die eben bei
dieser Trassenplanung zum Tragen kommt.

Meine Damen und Herren, es geht bei der Ge-
samtbetrachtung nicht nur um die Frage, wie viel
der Bau kostet. Das ist eine Sichtweise, die sich
ausschließlich der Bund der Steuerzahler erlauben
kann. Es geht auch um diese Fragen: Welche
Trassenvariante nimmt die größten Verkehrsströ-
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me auf? Welche Trassenvariante hat die größte
Erschließungswirkung im Raum? Und - das sollte
vielleicht auch die Grünen in besonderer Weise
interessieren -: Welche Trassenvariante ist aus
naturschutzfachlicher Sicht am ehesten vertretbar?

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

All diese Fragen führen in einer Gesamtbetrach-
tung dazu, dass die Südvariante für die A 22 als
Vorzugsvariante vorgeschlagen wird. Die Nordva-
riante fällt insbesondere aus umweltpolitischen
Gesichtspunkten hinten runter.

Ich sage ganz deutlich: Diese Autobahn macht
Sinn. Wir haben an der Weser seit einiger Zeit den
Tunnel. An der Elbe haben wir die feste Querung
im vordringlichen Bedarf. Nach Aussage der
schleswig-holsteinischen Kollegen - der Wirt-
schaftsminister hat sich dazu geäußert - wird der
Tunnel auch mit Verve vorangebracht. Und dazwi-
schen liegt Bremervörde. Die Ortsumgehung von
Bremervörde ist ebenfalls im vordringlichen Bedarf
des Bundesverkehrswegeplans.

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Sie ist vor-
dringlicher Bedarf - im Gegensatz zur
Autobahn!)

- Das sage ich ja, Herr Kollege! - Aber diese Orts-
umgehung von Bremervörde kann doch als Teil-
stück der A 22 realisiert werden

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

und ist damit ein sehr wichtiges Mittelstück. Wir
brauchen dafür neben der Anschlussstelle an der
Querung der B 495 nur noch eine weitere An-
schlussstelle, um die Verbindung zur B 74 im Nor-
den von Bremervörde herzustellen. Dann haben
wir die Ortsumgehung realisiert. Das müssen wir
im weiteren Planungsverfahren gemeinsam, auch
in der Region, voranbringen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, neben der Erschlie-
ßungsfunktion der A 22 für das Elbe-Weser-
Dreieck ist die Erschließungsfunktion für den Ja-
deWeserPort in Wilhelmshaven ein ganz zentraler
Ansatz für diese Autobahn. Wenn wir gemeinsam
wollen, dass der JadeWeserPort als das wichtigste
Entwicklungsprojekt der maritimen Wirtschaft in
Niedersachsen ein Erfolg wird, dann brauchen wir
für diesen neuen Tiefwasserhafen eine ordentliche
Anbindung - und das wird die A 22 sein, sowohl
links als auch rechts der Weser.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Herr Kollege Hagenah, meine Damen und Herren,
die Präsentation der Vorzugsvariante und die Tat-
sache, dass die Grünen dazu heute ein Thema für
die Aktuelle Stunde beantragt haben, zeigen, dass
das Wirtschaftsministerium und dass diese Lan-
desregierung bei dem wichtigen Projekt A 22 am
Ball sind und dass eine Realisierung entschieden
vorangetrieben wird. Vonseiten der Fraktion der
FDP werden wir alles daransetzen, möglichst zügig
zu einem Bau der A 22 zunächst in Teilen und
dann in Gänze zu kommen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, verschiedene Untersu-
chungen zeigen, dass rund um die Autobahnen die
Wirtschaft prosperiert. Diese Untersuchungen zei-
gen, dass Autobahnen Lebensadern im ländlichen
Raum sind. Ich freue mich darauf, dass diese A 22
Lebensader für unser Elbe-Weser-Dreieck wird. -
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Landesregierung hat nun Herr Minister
Hirche das Wort.

Walter Hirche, Minister für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dieses
Thema der Aktuelle Stunde - insbesondere mit
dem Titel - ist schon erstaunlich. Der Bau der A 22
wurde von einem Bundestag mit rot-grüner Mehr-
heit beschlossen. Herr Trittin von den Grünen hat
seine Unterschrift darunter gesetzt, Herr Hagenah,
und Sie beschimpfen andere deswegen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Der Bedarf für die A 22 wurde anerkannt, und es
wurde das Recht zum Planen gegeben. Nieder-
sachsen hat dieses Recht in Anspruch genommen
und setzt es in ein konkretes Handeln um. Das
Raumordnungsverfahren wird im Juli dieses Jah-
res beginnen, meine Damen und Herren, und die
Positionen im Einzelnen klären.

Bei der Einbringung habe ich hier absurde Argu-
mente gehört: von Mittelstandsfeindlichkeit und
allem Möglichen. Meine Damen und Herren, wenn
man sich das alles so anhört, wäre es vielleicht
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doch auch angebracht, einmal ganz vorsichtig zu
überlegen, ob man selbst irren könnte, wenn alle
anderen anderer Meinung sind.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Zu den Fakten will ich nur sagen: Die A 20 in
Schleswig-Holstein mit Elbtunnel bei Drochtersen
wäre ohne die A 22 ein Torso. Die Landesregie-
rung will auch den Lückenschluss im transeuropäi-
schen Netz zügig realisieren. Niedersachsen sucht
mit der A 22 einen konstruktiven Weg pro Mobilität.

Deswegen sage ich, meine Damen und Herren, in
Anbetracht dieser Vorgabe des Bundes: Achten
Sie auf die Gesetze, lassen Sie ordnungsgemäßes
Handeln zu, unterstützen Sie die Entlastung der
Metropolregionen Bremen und Hamburg, und ver-
schleiern Sie keine Fakten! Sie sollten das Fort-
schrittsprinzip und die A 22 als europäische Mobi-
litätsachse akzeptieren.

Danach, was ich von Herrn Hagenah eben gehört
habe, wären Sie auch gegen den Bau eines Mit-
tellandkanals als Wirtschaftsachse gewesen. Jetzt
arbeiten wir an der zweiten Wirtschaftsachse des
Landes, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Warum ist die Südtrasse vorgeschlagen worden? -
Das ist in der Debatte schon gesagt worden: Ers-
tens haben Umweltfragen bei der Abwägung eine
Rolle gespielt. Zweitens - darauf hat auch der Kol-
lege Oetjen hingewiesen - erfolgen die Verkehrs-
entlastung und Raumerschließung durch die Süd-
trasse besser. Drittens, meine Damen und Herren,
ist die Nordtrasse deshalb 100 Millionen Euro teu-
rer als die Südtrasse - das muss ich nun leider
auch dem Bund der Steuerzahler entgegenhal-
ten -, weil bei Verwirklichung der Nordtrasse die
A 27 in einem Teilstück auf sechs Streifen ausge-
baut werden müsste, meine Damen und Herren.
Alle drei Argumente sprechen für die Südtrasse.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Im Übrigen gibt es auch hierfür ganz klare rechtli-
che Vorgaben, wie man so etwas macht. Dieses
Spiel der Grünen, sich einmal selbst herauszusu-
chen, was einem in bestimmten Situationen pas-
sen würden, wirft uns rechtsstaatlich in der Diskus-
sion weit zurück, meine Damen und Herren. Das
Recht ist dazu da, berechenbar und transparent zu
sein. Das wenden wir in diesem Zusammenhang
an.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Die Bürger haben ein Recht darauf, dass eine
Regierung so handelt, wie es für die Zukunft bere-
chenbar ist. Darauf stützen sich möglicherweise in
diesem Zusammenhang Klageverfahren. Das kann
man nicht einmal eben von der politischen Seite
beiseite schieben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, der Zeitplan, Herr Kol-
lege Johannßen, ist ehrgeizig. Das ist gar keine
Frage. Aber wir müssen uns ehrgeizige Ziele set-
zen. Das Raumordnungsverfahren soll, wie ich
sagte, im Juli dieses Jahres beginnen. Nach den
entsprechenden Erfahrungen werden wir das
Planfeststellungsverfahren im Jahre 2010 begin-
nen können. Dann werden wir in Abschnitten - das
Planfeststellungsverfahren läuft ja in Teilen - bis
2013 zu einem Abschluss gekommen sein. Wir
können mit dem Bau in Teilen im Jahre 2012 be-
ginnen. Voraussetzung ist, dass der Bundestag bei
der Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans
jetzt die Aufstufung in die vorrangigen Maßnahmen
betreibt. Ich habe keine Zweifel daran, weil sich
alle maßgeblichen Politiker aus der Region für den
Bau der A 22, für eine Verbesserung der Chancen
des Elbe-Weser-Dreiecks und für eine bessere
Vernetzung unserer Häfen und unserer Küsten-
landschaft einsetzen.

Ich bedanke mich ausdrücklich für diese Unterstüt-
zung bei drei Fraktionen im Niedersächsischen
Landtag.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete McAl-
lister das Wort.

David McAllister (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich kann nahtlos an das anknüpfen, was
der Wirtschaftsminister und der Kollege Oetjen
vorgetragen haben. Herr Hagenah, in dieser De-
batte ist mir - ich finde, das muss man immer wie-
der auf den Punkt bringen - die Unehrlichkeit der
Grünen aufgefallen.

(Zustimmung bei der CDU)

Sie stellen sich hier heute morgen hin und fordern
eine schnellere Planung und Realisierung des
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JadeWeserPorts, obwohl Sie dieses Hafenprojekt
jahrelang politisch im Landtag bekämpft haben.

(Beifall bei der CDU - Hans-Jürgen
Klein [GRÜNE]: Herr McAllister, das
ist eine ganz unverschämte Lüge!)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Einen Augenblick, Herr McAllister! - Herr Klein, ich
erteile Ihnen einen Ordnungsruf.

(Beifall bei der CDU)

David McAllister (CDU):

Sie stellen sich hier hin und kritisieren die Planung
der Küstenautobahn A 22, obwohl Sie, Herr Hage-
nah, genau wissen, dass es die rot-grüne Bundes-
regierung war, die den Bundesverkehrswegeplan
aufgestellt und ihn mit der Stimme von Herrn Trittin
beschlossen hat, und dass diese Landesregierung
ihn jetzt entsprechend umsetzt. Ihr Verhalten ist
unehrlich gegenüber den Menschen. Das hat der
Wirtschaftsminister bereits deutlich gesagt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Über die Bedeutung der Infrastruktur für die wirt-
schaftliche Entwicklung besteht in diesem Hause
weitestgehend Einigkeit. Eine Ausnahme bildet die
Grünen-Fraktion. Wir werden bei diesem Thema
wohl nie auf einen gemeinsamen Nenner kommen.

(Zuruf von den Grünen: Das ist auch
gar nicht nötig!)

Als betroffener Abgeordneter aus der Region will
ich deutlich sagen: In der Bevölkerung gibt es eine
große Mehrheit für den Bau der Küstenautobahn
A 22. Politisch wird sie von CDU, FDP und SPD
getragen. Abgelehnt wird sie von den Grünen und
der Linkspartei. Alle Kreistage und Räte der kreis-
freien Städte im Elbe-Weser-Dreieck und im Ol-
denburgischen sowie die Bremerhavener Stadt-
verordnetenversammlung haben sich mit sehr
großen Mehrheiten dafür ausgesprochen. Gewerk-
schaften, Arbeitgeber, Handel, Handwerk und
Wirtschaft ziehen an einem Strang. Sichtbarer
Ausdruck dieses gemeinsamen Engagements ist,
dass Land, Kommunen und Wirtschaft die bisheri-
gen Planungskosten für die A 22 in Höhe von
2,25 Millionen Euro jeweils zu einem Drittel ge-
meinsam finanziert haben.

Die CDU-Landtagsfraktion begrüßt die Vorent-
scheidung für die Südtrasse, weil sie - Minister

Hirche hat das richtig dargestellt - nach Abwägung
aller Argumente - es hat einen langen Abwä-
gungsprozess gegeben - diejenige ist, die die Um-
welt am wenigsten beeinträchtigt, die die dort le-
benden Menschen am wenigsten beeinträchtigt
und die die beste raumerschließende Funktion hat,
und weil sie letztlich eine nahezu lineare Verbin-
dung vom Wesertunnel bei Dedesdorf über Bre-
mervörde bis zur geplanten Elbquerung bei
Drochtersen ist.

Mein Dank gilt ausdrücklich der Landesbehörde für
Straßenbau und Verkehr.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Lieber Minister Walter Hirche, richten Sie diesen
Dank meiner Fraktion bitte aus. Die Landesbehör-
de hat ein ganz transparentes und bürgerfreundli-
ches Verfahren gewählt. Zum ersten Mal sind bei
einem Autobahnbau die Bürgerinnen und Bürger
frühzeitig über alle denkbaren Varianten im Inter-
net informiert worden. Das Verfahren war immer
transparent. Die Bürger konnten sich mit einem
Mausklick informieren. Ich finde das vorbildlich.
Herr Minister Hirche, diese frühzeitige Bürgerbetei-
ligung sollte in Niedersachsen Schule machen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Vorzugsvariante, die Südtrasse, ist natürlich
nur eine Empfehlung für das Raumordnungsver-
fahren. Es gibt noch keine endgültige Festlegung.
Wir bitten die Landesbehörde für Straßenbau und
Verkehr, die Bedenken der Menschen in Loxstedt,
in Lunestedt, in Heerstedt, in Hipstedt und allen
anderen betroffenen Orten beim bevorstehenden
Raumordnungsverfahren ernst zu nehmen und zu
schauen, ob man die vorgelegte Variante noch
weiter optimieren kann, um die Beeinträchtigungen
so gering wie möglich zu halten. Es wäre gut,
wenn dieses bürgerfreundliche, transparente Ver-
fahren beim Raumordnungsverfahren, bei der
Entwurfsplanung und im Planfeststellungsverfah-
ren fortgesetzt werden könnte.

Unser Ziel muss es jetzt sein - das haben die Vor-
redner bereits angesprochen -, dass die Küsten-
autobahn in den vordringlichen Bedarf des Bun-
desverkehrswegeplans aufgenommen wird. Dafür
brauchen wir jegliche Unterstützung. Insbesondere
die niedersächsische SPD und die SPD-Land-
tagsfraktion, Herr Jüttner, sind gefordert, bei ihrem
Genossen Tiefensee Werbung zu machen, damit
dieses Projekt alsbald realisiert werden kann.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir bleiben dabei: Die A 22 ist für uns das wich-
tigste Infrastrukturprojekt im Nordwesten Deutsch-
lands, im Nordwesten unseres Bundeslandes. Wir
brauchen sie, um die gesamte Küstenregion wirt-
schaftlich weiterzuentwickeln. - Herzlichen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat der
Abgeordnete Hagenah das Wort. Er hat 4:05 Minu-
ten Redezeit.

(Dorothea Steiner [GRÜNE]: Jetzt
stelle erst einmal die Unwahrheiten
des Herrn McAllister richtig!)

Enno Hagenah (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr McAllister, Sie haben hier wiederholt
behauptet, die Grünen hätten sich permanent ge-
gen den JadeWeserPort ausgesprochen. Das ist
natürlich nicht richtig. Wir haben uns allerdings
sehr wohl mit Ihnen darüber gestritten, ob ein so
hoher Landesanteil angesichts ihrer Versprechun-
gen zu Beginn Ihrer Regierungszeit, das Projekt
würde wesentlich privat finanziert werden, der
richtige Weg ist. Das ist etwas völlig anderes. Das,
was Sie hier gesagt haben, war eindeutig die Un-
wahrheit. Im allgemeinen Sprachgebrauch werden
Unwahrheiten nun einmal als Lügen bezeichnet.
Diese Bemerkung kann ich Ihnen nicht ersparen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Minister Hirche, zu den Beschlüssen der
ehemaligen rot-grünen Bundesregierung hinsicht-
lich des Verkehrswegeplanes hätte ich von Ihnen
gerne ein paar Beispiele aus der Vergangenheit
gehört, bei denen Projekte des erweiterten Bedar-
fes nach fünf Jahren umgesetzt und finanziert wur-
den.

(Astrid Vockert [CDU]: Das ist doch
Ablenkung! Das hat doch damit nichts
zu tun!)

Zwischen erweitertem Bedarf und finanzierten
Projekten ist Ihnen wohl die Orientierung verloren
gegangen.

Wohl allen in diesem Hause ist doch klar, wie we-
nig finanzieller Spielraum beim Bund für neue Au-
tobahnprojekte überhaupt vorhanden ist. Das kön-
nen Sie schon daran erkennen, dass der Bund bei
dem auch von uns für notwendig gehaltenen
sechsspurigen Ausbau der A 1 parallel zu der von
Ihnen angedachten Küstenautobahn auf die pri-
vate Finanzierung nach dem A-Modell zurückgrei-
fen muss. Das verdeutlicht, wie der Bund mit sei-
nen knappen Geldern auf absehbare Zeit haus-
halten muss. Viele andere Projekte müssten erst
abgearbeitet werden, bevor irgendetwas aus dem
erweiterten Bedarf realisiert werden könnte. Von
daher bin ich davon überzeugt, dass Sie mit Ihrem
Werben auf Bundesebene keinen Erfolg haben
werden. Bedenken Sie doch einmal die Folgen!
Wenn Sie mit Ihrem Werben tatsächlich Erfolg
hätten, müsste der Bund für die Erweiterung der
A 1 Nachzahlungen an den privaten Betreiber
leisten, weil dessen Finanzierungsberechnungen
überhaupt nicht mehr stimmen würden; denn die
A 22 würde Verkehr abziehen. Ihre Argumentation
führt sich selbst ad absurdum, wenn man die Rea-
lität und die Finanzierungstöpfe berücksichtigt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Hirche, ein weiterer neuralgischer Punkt Ihrer
Autobahnträume ist die fehlende Finanzierung der
Elbquerung bei Glückstadt. Nach dem finanziellen
Fiasko der deutschen Investoren beim Warnow-
Tunnel bei Rostock und ähnlichen Erfahrungen bei
anderen in- und ausländischen Projekten traut sich
doch niemand mehr an solche Projekte heran. Der
Bund hat die über 1 Milliarde Euro teure Elbque-
rung als private Finanzierung in den Bundesver-
kehrswegeplan aufgenommen, also auch nicht
finanziert. Das Gesamtkonzept Ihrer A 22 bricht
somit zusammen. Aus unserer Sicht ist das ein-
deutig eine Halluzination.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie ist nicht nur aus unserer Sicht eine Halluzinati-
on, sondern auch aus Sicht vieler Menschen in
den Regionen, die von dieser Autobahn durchquert
werden sollen. Die Kosten, die Sie für die A 22
angesetzt haben, erhöhten sich alleine während
der zweijährigen Planungszeit um 20 %. Sie gehen
jetzt von 1,1 Milliarden Euro aus. Alle Signale für
die A 22 stehen auf rot. Sie lassen aber trotzdem
mit Millionenaufwand zulasten der Landeskasse
munter weiter für den Papierkorb planen.
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Das können wir nicht länger hinnehmen. Deswe-
gen haben wir das Thema für die Aktuelle Stunde
heute angemeldet. Durch Ihre aktuell verkündete
entschiedene Unentschiedenheit zur Streckenfüh-
rung lähmen Sie die ganze Region auf weitere
Jahre durch angeheizte Interessenkonflikte.

(Björn Thümler [CDU]: Das ist doch
Quatsch!)

Für Ihre Vorzugsvariante lassen Sie alle anderen
Vorplanungen einfach weiter im Verfahren, um
flexibler auf den wachsenden Widerstand reagie-
ren zu können, was fatale Folgen hat. Auf die be-
troffenen Orte wirkt sich das wie eine flächende-
ckende Veränderungssperre aus. Die immer von
Ihnen versprochene Initialzündung wird es nicht
geben. In den nächsten Jahren wird Stillstand
herrschen.

Darüber hinaus werden notwendige regionale
Maßnahmen wie die Umgehung Bremervörde, die
eigentlich schon seit zwei Jahren hätte stehen
können - sie ist nämlich schon im Verkehrswege-
plan finanziert -, wegen Ihrer A-22-Besessenheit
auf die lange Bank geschoben. Das gerade fertig-
gestellte Millionenprojekt, die B 71 bei Beverstedt,
würde nachträglich zur Fehlinvestition, wenn pa-
rallel die Autobahn käme.

Unser Fazit: Die A 22 ist ökologisch unverträglich,
nicht finanzierbar und ein Schaden für die regio-
nale Wirtschaft.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Abgeordneter, Sie müssen wirklich zum
Schluss kommen!

Enno Hagenah (GRÜNE):

Ich komme zum Schluss. - Die einzig verträgliche
Variante der A 22 ist und bleibt die Nullvariante. -
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. Ich beende damit die
Aktuelle Stunde.

Ich rufe nun auf den

Tagesordnungspunkt 2:
45. Übersicht über Beschlussempfehlun-
gen der ständigen Ausschüsse zu Einga-
ben - Drs. 15/3830 - Änderungsantrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen -
Drs. 15/3846 - Änderungsantrag der Fraktion
der SPD - Drs. 15/3847   

Im Ältestenrat haben die Fraktionen vereinbart, die
Eingaben, zu denen Änderungsanträge vorliegen,
erst am Donnerstag, dem 6. Juni 2007, zu beraten.
Ich halte das Haus damit einverstanden, dass wir
heute nur über die Eingaben beraten, zu denen
keine Änderungsanträge vorliegen.

Ich rufe zunächst die Eingaben aus der
45. Eingabenübersicht in der Drucksache 3830
auf, zu denen keine Änderungsanträge vorliegen.

Ich eröffne die Beratung. - Ich sehe, es gibt keine
Wortmeldungen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse über die Beschlussempfehlungen der
Ausschüsse abstimmen, zu denen keine Ände-
rungsanträge vorliegen. Wer ihnen zustimmen
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gibt
es Gegenstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen?
- Dann ist einstimmig so beschlossen.

Meine Damen und Herren, die folgenden Tages-
ordnungspunkte rufe ich vereinbarungsgemäß
zusammen auf:

Tagesordnungspunkt 3:
Zweite Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Haushaltsgesetzes 2007 (Nachtragshaus-
halt 2007) - Gesetzentwurf der Landesregie-
rung - Drs. 15/3560 und Berichtigung - Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für
Haushalt und Finanzen - Drs. 15/3820 - Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD -
Drs. 15/3848

Die Beschlussempfehlung lautet auf Annahme mit
Änderungen.



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  119. Plenarsitzung am 5. Juni 2007

14036

Tagesordnungspunkt 4:
Erste Beratung:
Nachtragshaushalt 2007: Tarnen und Täu-
schen bei der Neuverschuldung stoppen!
Keinen neuen Wahlkampftopf für Minister
Hirche einrichten! - Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 15/3815

und

Tagesordnungspunkt 5:
Einzige (abschließende) Beratung:
Entwurf eines Gesetzes über die „Stiftung
Zukunfts- und Innovationsfonds Nieder-
sachsen“ - Gesetzentwurf der Landesregie-
rung - Drs. 15/3747 - Beschlussempfehlung
des Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr - Drs. 15/3812

Die Beschlussempfehlung lautet auf Annahme mit
Änderungen.

Unter Bezugnahme auf § 70 Abs. 1 Satz 2 unserer
Geschäftsordnung, nämlich das Ziel einer sach-
gemäßen Erledigung der genannten Punkte, rufe
ich zuerst Herrn Abgeordneten Aller zur Berichter-
stattung zu Tagesordnungspunkt 3 und sodann
Herrn Abgeordneten Bley zur Berichterstattung zu
Tagesordnungspunkt 5 auf. Anschließend werde
ich um die Einbringung des Antrags unter Tages-
ordnungspunkt 4 bitten. Nach den Berichterstat-
tungen und der Einbringung des Antrags werde ich
die allgemeine Aussprache - wie im Ältestenrat
vereinbart, über alle Punkte gemeinsam - eröffnen.

Ich rufe den Berichterstatter zu Tagesordnungs-
punkt 3 auf. Herr Aller, Sie haben das Wort.

Heinrich Aller (SPD), Berichterstatter:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der
Bericht wird sehr kurz. In der anschließenden Dis-
kussion werden die Details der Beratungen im
Ausschuss zum Ausdruck kommen.

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen emp-
fiehlt Ihnen, den Gesetzentwurf mit einer Änderung
und der üblichen Maßgabe anzunehmen. Der
Empfehlung des Ausschusses für Haushalt und
Finanzen entsprechend soll die Neuverschuldung
um weitere 350 Millionen Euro herabgesetzt wer-
den.

Bei der Beratung im Ausschuss kamen die Frakti-
onen überein, auf eine Darstellung der Ände-
rungsanträge zum Zahlenwerk im Rahmen der
Berichterstattung zu verzichten. Die politische
Auseinandersetzung darüber soll hier im Plenum
öffentlich geführt werden.

Die Ihnen vorliegende Beschlussempfehlung wur-
de im Haushaltsausschuss mit den Stimmen der
Vertreter der Fraktion der CDU und des Vertreters
der Fraktion der FDP gegen die Stimmen der Ver-
treter der Fraktion der SPD und des Vertreters der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beschlossen.

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen bittet
Sie, seiner Empfehlung zu folgen und damit den
Gesetzentwurf in einer geänderten Fassung anzu-
nehmen.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Danke schön. - Ich rufe jetzt den Berichterstatter
zu Tagesordnungspunkt 5 auf. Herr Abgeordneter
Bley, Sie haben das Wort!

Karl-Heinz Bley (CDU), Berichterstatter:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der
Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
schlägt Ihnen vor, den Gesetzentwurf mit einigen
Änderungen anzunehmen. Dem haben die Aus-
schussmitglieder der CDU- und der FDP-Fraktion
zugestimmt; die Ausschussmitglieder der SPD-
Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
haben dagegen gestimmt. Dem entsprachen auch
die Abstimmungsergebnisse in den anderen betei-
ligten Ausschüssen.

Der Gesetzentwurf ist am 24. April 2007 direkt an
die Ausschüsse überwiesen worden. Die Aus-
schussmitglieder der Fraktionen der CDU und der
FDP haben zur Begründung der Eilbedürftigkeit
auf den Zusammenhang des Gesetzentwurfs mit
dem im Juni zur Verabschiedung anstehenden
Nachtragshaushalt hingewiesen. Die Ausschuss-
mitglieder der Fraktionen der SPD und der Grünen
haben in den Beratungen jeweils das gedrängte
Beratungsverfahren beanstandet.

Gegenstand des Gesetzentwurfs ist die Gründung
einer öffentlich-rechtlichen Stiftung, die die Wirt-
schaftskraft Niedersachsens stärken und sich ins-
besondere der Innovationsförderung widmen soll.

Die Ausschussmitglieder der Fraktionen der CDU
und der FDP begrüßten den Grundgedanken des
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Gesetzentwurfs, durch Gründung einer Stiftung der
Wirtschaft die Möglichkeit zu geben, sich finanziell
an der Erledigung der öffentlichen Aufgabe der
Innovationsförderung zu beteiligen. Sie folgten der
Einschätzung des Wirtschaftsministeriums, das mit
dem Zufluss entsprechender Mittel aus den Unter-
nehmen rechnet. Die Bereitschaft, sich an derarti-
gen Stiftungen zu beteiligen, nehme in Deutsch-
land wieder zu und ermögliche eine positive Ent-
wicklung auch für Niedersachsen. Die Einwerbung
der Mittel setze voraus, dass ein kleines, unbüro-
kratisches und arbeitsfähiges Kuratorium ge-
schaffen werde. Zugleich solle so der Fachver-
stand außerhalb des öffentlichen Bereichs nutzbar
gemacht werden. Die parlamentarische Kontrolle
der Stiftung werde durch den ergänzend empfoh-
lenen § 8/1 hinreichend abgesichert. Damit könne
der Landtag auch die Einwerbung von Drittmitteln
besser überprüfen. Die rechtspolitischen Beden-
ken gegen die Auslagerung des Stiftungskapitals
aus dem Landeshaushalt verlören an Gewicht,
wenn - wie zu erwarten - in erheblichem Umfang
Mittel von Dritten in die Stiftung flössen.

Die Ausschussmitglieder der Fraktionen der SPD
und der Grünen bemängelten die rechtstechnische
Vorbereitung des Gesetzesprojekts und äußerten
im Anschluss an die Stellungnahme des Landes-
rechnungshofs Zweifel an der Erwartung, dass die
Stiftung mit Erfolg Drittmittel mobilisieren könne.
Damit fehle aber auch für die Ausgliederung des
Stiftungskapitals aus dem Landeshaushalt eine
verfassungsrechtlich tragfähige Rechtfertigung,
und damit verstoße das Gesetzesvorhaben gegen
das Haushaltsrecht. Dies gelte insbesondere für
die Absicht, der neuen Stiftung zum Teil auch die
Innovationsförderung aus Mitteln des Landes-
haushalts zu übertragen.

Damit beende ich den Überblick über die Aus-
schussdiskussion. Den Überblick über die Bera-
tung der einzelnen Vorschriften gebe ich zu Proto-
koll:

(Zu Protokoll)

Zu § 1:

§ 1 regelt die Gründung der Stiftung und bestimmt
ihren Sitz in Hannover. In den Ausschüssen ist
eingehend erörtert worden, ob es hinreichende
Gründe dafür gibt, die Verwaltung der betreffenden
Fördermittel aus dem Landeshaushalt auszuglie-
dern und durch eine Stiftung erledigen zu lassen,
deren Steuerung in erster Linie Personen aus dem

gesellschaftlichen Bereich obliegt, die keine be-
sondere Verantwortlichkeit gegenüber dem Lan-
desparlament trifft. Die Ausschussmitglieder der
CDU- und der FDP-Fraktion haben die Gründung
der Stiftung damit gerechtfertigt, dass nur so Ka-
pital aus der Privatwirtschaft eingeworben werde
könne. Erfahrungen der Landesregierung mit der
projektbezogenen Sponsorensuche ließen erwar-
ten, dass die Mobilisierung privaten Kapitals gelin-
ge, zumal in Deutschland der Stiftungsgedanke
wieder an Boden gewinne. Die Ausschussmitglie-
der von SPD und Grünen haben dies unter Hin-
weis auf die skeptische Einschätzung durch den
Landesrechnungshof bezweifelt.

Der Landesrechnungshof hatte im federführenden
Ausschuss vorgetragen, dass die Konstruktion der
Stiftung das Risiko zweifelhafter Förderentschei-
dungen erhöhe, und zur Begründung auf Prü-
fungserfahrungen mit einer vom Land gegründeten
Risikokapitalgesellschaft verwiesen. Der Landes-
rechnungshof hat sich dafür ausgesprochen, die
Stiftung mit einem geringeren Landesanteil von
1 Million Euro auszustatten und ihre Tätigkeit erst
aufnehmen zu lassen, wenn in ausreichendem
Umfang privates Stiftungskapital zur Verfügung
gestellt worden sei. Außerdem hat der Landes-
rechnungshof angeregt, die Aufgabenverteilung
zwischen der Stiftung und der NBank genauer
abzugrenzen.

Die Ausschussmitglieder von CDU- und FDP-
Fraktion haben dem entgegengehalten, die kriti-
sche Haltung des Landesrechnungshofs zu derar-
tigen Projekten sei nicht neu. In anderen Ländern
seien entsprechende Modelle bereits mit Erfolg
erprobt worden. Das Ausschussmitglied der FDP-
Fraktion sah die Stiftungsidee als zukunftsweisend
an und verwies darauf, dass das in die Stiftung
eingebrachte Geld nicht verloren gehen könne. Er
sprach sich dafür aus, die Bedenken des Landes-
rechnungshofs im Wege einer Erfolgskontrolle
nachträglich zu überprüfen.

Die Vertreter der Landesregierung haben die Wahl
der öffentlich-rechtlichen Stiftung damit begründet,
dass die Rechtsgrundlagen der Stiftung vom
Landtag gestaltet und bei Bedarf auch geändert
werden könnten. Sie teilten die Bedenken, wonach
der Landeseinfluss durch die Stiftungsgründung
abnehme, nicht und verwiesen darauf, dass die
Transparenz der Stiftungsarbeit durch die Veröf-
fentlichung jährlicher Geschäftsberichte, durch
Presseinformationen über die Förderentscheidun-
gen des Kuratoriums, durch die Jahresrechnung
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der Geschäftsführung, durch die Aufsicht seitens
des Fachministeriums (das Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr) sowie durch die Mit-
gliedschaft zweier Vertreter der Landesregierung
im Kuratorium gewährleistet sei. Außerdem sollten
externe Institutionen (NBank, Innovationszentrum)
in die Stiftungsarbeit einbezogen werden.

Die parlamentarische Kontrolle sei durch die Aus-
kunftspflicht des Ressortministers gegenüber dem
Landtag und durch die umfassenden Prüfungs-
rechte des Landesrechnungshofs gewährleistet.
Außerdem könne die Landesregierung einzelne
Kuratoriumsmitglieder abberufen.

Der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst (GBD)
hat darauf hingewiesen, dass sich die genannten
transparenzfördernden Maßnahmen nur zum Teil
aus dem vorliegenden Gesetzentwurf ergäben.
Allerdings könne die Transparenz durch die vorge-
sehene Informationspflicht in § 8/1 verbessert wer-
den. Die verbleibenden Möglichkeiten parlamenta-
rischer Kontrolle könnten aber mit der Kontrolle,
der die Landesdienststellen unterlägen, nicht ver-
glichen werden, weil beispielsweise die Auskunfts-
pflicht des Ressortministers nur bestehe, soweit er
seinerseits mit Aufsichtsmitteln Kenntnisse über
die Arbeit der Stiftung erlangt habe. Erkenntnisse
des Landesrechnungshofs setzten die Durchfüh-
rung einer Prüfung voraus und stünden dem Lan-
desparlament daher nicht in jedem Falle und meist
auch nicht zeitnah zur Verfügung.

Zu § 2:

In § 2 werden der Zweck und die Aufgaben der
Stiftung aufgeführt. Redaktionell wird dazu vorge-
schlagen, Satz 2 offener zu formulieren, um den
Eindruck zu vermeiden, dass die Stiftung zur För-
derung aller aufgeführten Bereiche verpflichtet sein
soll. Ein Ausschussmitglied der SPD-Fraktion im
mitberatenden Ausschuss für Wissenschaft und
Kultur erklärte, dass der Stiftungszweck zu allge-
mein gefasst sei.

Satz 2 Nr. 5 soll auf Empfehlung des mitberaten-
den Ausschusses für Wissenschaft und Kultur
gestrichen werden, weil die Einflussnahme auf
politische Entscheidungsprozesse zu den Kern-
aufgaben des Fachressorts gehört und von der
Ministerverantwortlichkeit kaum zu trennen ist.

Der Ausschuss hat die Frage erörtert, ob die Zwe-
cke des § 2 die Gemeinnützigkeit der Stiftung ge-
währleisten. Der GBD äußerte Zweifel, ob alle in
§ 2 Satz 2 genannten Zwecke als gemeinnützig im

Sinne des § 52 der Abgabenordnung angesehen
werden könnten. Die Vertreter des Fachministeri-
ums haben dazu ausgeführt, dass die Gemeinnüt-
zigkeit nur für Spenden aus dem privaten Bereich
eine Rolle spiele, da Unternehmen die Zustiftun-
gen in jedem Falle als Betriebsausgaben absetzen
könnten.

Zu § 3: Die Stiftung soll mit einem Stiftungskapital
von 20 Millionen Euro ausgestattet werden, des-
sen Wert ungeschmälert erhalten werden soll. Der
Landesrechnungshof hatte die Wirtschaftlichkeit
der Stiftung mit dem Hinweis bezweifelt, dass das
Land das Stiftungskapital durch Kreditaufnahme
finanziere und dass die Kosten hierfür die zu er-
wartenden Zinseinnahmen der Stiftung überstei-
gen dürften. Die Vertreter des Fachministeriums
haben hierzu erklärt, dass sie von einer Zinsdiffe-
renz von einem Prozentpunkt zwischen dem Fi-
nanzierungsaufwand des Landes und den Anla-
gemöglichkeiten der Stiftung ausgingen, dass sich
dabei aber die Wirtschaftlichkeit der Stiftung schon
dann ergebe, wenn jährlich 200 000 Euro an Dritt-
mitteln zuflössen.

Zu § 5:

§ 5 regelt die Zusammensetzung und die Aufga-
ben des Kuratoriums, das die Geschäftsführung
beaufsichtigt (Absatz 3) und die wesentlichen Be-
schlüsse für die Stiftungstätigkeit fasst (Absatz 2).
Redaktionell wird vorgeschlagen, in Absatz 2 Nr. 1
auch die Förderungsgrundsätze mit aufzuführen,
die die Entscheidungen der Stiftung über einzelne
Fördervorhaben vorformen.

Der Landesrechnungshof hat hierzu vorgetragen,
dass die vorgesehene Zusammensetzung des
Kuratoriums das Risiko erhöhe, dass es zu fehler-
haften Förderungsentscheidungen komme, und
dabei auf Prüfungserfahrungen bezüglich einer
ähnlich geführten Risikokapitalgesellschaft des
Landes hingewiesen.

Ein Ausschussmitglied der SPD-Fraktion im mitbe-
ratenden Ausschuss für Wissenschaft und Kultur
sprach sich für die Berücksichtigung von Vertretern
der Arbeitnehmerschaft im Kuratorium aus; das
Ausschussmitglied der Grünen im federführenden
Ausschuss warf die Frage auf, ob nicht auch Par-
lamentarier berücksichtigt werden sollten.

In Absatz 4 wird die Einberufung des Kuratoriums
geregelt; hier soll auf die Worte „nach Bedarf“ ver-
zichtet werden, da sich auf diese Weise ein Min-
derheitenanspruch auf Einberufung des Kuratori-
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ums nicht hinreichend präzise regeln lässt. Für
eine nähere Regelung dieser Frage - etwa nach
dem Vorbild des § 45 Abs. 1 des Mediengesetzes -
sah der Ausschuss keinen Bedarf.

In Absatz 5 Satz 4 soll durch Bezugnahme auf die
Aufzählung des Absatzes 2 näher bestimmt wer-
den, was unter Haushaltsangelegenheiten zu ver-
stehen ist. Satz 4 bestimmt, in welchen Fällen
Beschlüsse des Kuratoriums nur mit Zustimmung
der von der Landesregierung ernannten Mitglieder
gefasst werden können und räumt damit den Re-
gierungsvertretern ein gewisses Vetorecht ein. Der
GBD hatte angemerkt, dass mit der Bezugnahme
auf Absatz 2 Nr. 1 ein gewisser Mindesteinfluss,
allerdings kein Gestaltungseinfluss der Landesre-
gierung abgesichert werden könnte. Der mitbera-
tende Ausschuss für Wissenschaft und Kultur hat
empfohlen, die Grundsätze der Stiftungstätigkeit
einschließlich der Förderungsgrundsätze in Satz 4
nicht in Bezug zu nehmen, um den Einfluss des
Kuratoriums - insbesondere der Mitglieder nach
Absatz 1 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 - nicht einzuschränken
und damit die Attraktivität der Stiftung für Dritte
nicht zu schmälern.

Der Ausschuss geht davon aus, dass die Be-
schlussfähigkeit des Kuratoriums (Absatz 5 Satz 1)
regelmäßig erreicht werden kann und dass es
dafür nicht der Bestimmung von Stellvertreterinnen
und Stellvertretern für die entsandten Kuratori-
umsmitglieder bedarf. Die Vertreter des Fachmi-
nisteriums hatten dazu ausgeführt, in das Kuratori-
um sollten herausragende Persönlichkeiten beru-
fen und es solle eine strikte Kontinuität in seiner
Zusammensetzung gewahrt werden; damit sei eine
Vertretungsregelung nicht vereinbar. Die Verfüg-
barkeit der Mitglieder für zwei bis vier Sitzungen
pro Jahr werde so zu gewährleisten sein.

Zu § 6:

In § 6 werden die Grundsätze für die Geschäftsfüh-
rung der Stiftung geregelt. Der Ausschuss emp-
fiehlt ergänzend, in dem neuen Absatz 3/1 klarzu-
stellen, welche Vorschriften der Landeshaushalts-
ordnung ergänzend anzuwenden sind. Ein Anlass
für diese Klarstellung besteht, weil in Absatz 3
Fragen geregelt werden, die auch Gegenstand der
§§ 105 ff. der Landeshaushaltsordnung sind. Da-
her kann zweifelhaft sein, inwieweit diese Vor-
schriften die Bestimmungen der §§ 105 ff. der
Landeshaushaltsordnung verdrängen. Das Fach-
ministerium hatte dazu ausgeführt, der Haushalts-
plan und die Jahresrechnung seien von der Auf-

sichtsbehörde zu prüfen und zu genehmigen; die
Einzelheiten würden in der Satzung geregelt.

Zu § 8:

In § 8 wird geregelt, dass die Stiftung der
Rechtsaufsicht des Fachministeriums unterliegt.
Der GBD hat darauf hingewiesen, dass die Effekti-
vität der Rechtsaufsicht davon abhängt, inwieweit
die Stiftungstätigkeit und die Arbeit der Stiftungs-
organe durch Rechtsvorschriften gesteuert wer-
den. Insoweit belasse das Gesetz aber in § 2 der
Stiftung einen großen Entscheidungsspielraum.

Die Vertreter des Fachministeriums führten dazu
aus, die Tätigkeit der Stiftung werde durch Sat-
zung, Förderungsgrundsätze und Haushaltspla-
nung gesteuert, wobei die Satzung und die Haus-
haltsplanung von der Aufsichtsbehörde zu prüfen
und zu genehmigen seien. Außerdem werde das
Fachministerium im Kuratorium vertreten sein und
könne so die Aufsichtsfunktion unmittelbar wahr-
nehmen.

Der GBD hat demgegenüber darauf hingewiesen,
dass diese Steuerungsmöglichkeiten nicht dem
Parlament zustünden und auch dem Fachministe-
rium nur mit Einschränkungen eine Steuerung
ermöglichten. Die Genehmigungsvorbehalte ließen
keine Durchsetzung späterer Änderungen zu. Auf
die Förderungsgrundsätze habe das Ministerium
auch in der Aufstellungsphase keinen maßgebli-
chen Einfluss. Über den Haushaltsplan sei eine
Steuerung der Förderungspraxis nur möglich,
wenn der Haushaltsplan bezüglich der Zweckaus-
gaben in einzelne Titel aufgegliedert sei; das sei
aber laut Fachministerium nicht vorgesehen.

Zu § 8/1:

Zur Verbesserung der Transparenz der Stiftung
gegenüber dem Parlament haben das Fachminis-
terium und der GBD eine Informationsvorschrift
vorgeschlagen, die als § 8/1 eingefügt werden soll.
Damit wird die Möglichkeit für den Landtag verbes-
sert, nach angemessener Zeit zu überprüfen, in-
wieweit die mit dem Gesetz angestrebte Mobilisie-
rung von Drittmitteln erreicht worden ist und inwie-
weit im Hinblick darauf an der gesetzlichen Rege-
lung, z. B. an der Zusammensetzung des Kuratori-
ums (§ 5 Abs. 1), festgehalten werden kann. Au-
ßerdem wird damit eine Entsprechung zu ähnli-
chen Informationsübermittlungen geschaffen, die
die Landesregierung über ihre Beteiligung an Ge-
sellschaften und Unternehmen herauszugeben
pflegt. Von dieser Praxis wird die Stiftung ihrer
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Rechtsform nach nicht erfasst, weil damit keine
Landesbeteiligung begründet wird.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Wir kommen jetzt zur Einbringung des Antrags
unter Tagesordnungspunkt 4. Der Abgeordnete
Wenzel hat das Wort.

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Die Steuereinnahmen sprudeln deutlich stärker als
erwartet. Vermutlich fließen dem Land allein im
Jahr 2007 über 800 Millionen Euro zusätzlich zu.

(David McAllister [CDU]: Unsere Poli-
tik!)

Aber weniger als die Hälfte wird genutzt, um die
Neuverschuldung zu senken.

Trotz dieser Mehreinnahmen hat sich die Landes-
regierung entschlossen, an den Schattenhaushal-
ten festzuhalten. Die Landestreuhandstelle und die
Hannoversche Beteiligungsgesellschaft müssen
neue Schulden in dreistelliger Millionenhöhe auf-
nehmen, um indirekt Landesaufgaben zu finanzie-
ren.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Meine Damen und Herren, die Präsidentin des
Landesrechnungshofs hat unlängst im Zusam-
menhang mit diesem Landeshaushalt von einem
„impressionistischen Gemälde“ gesprochen. Was
den jetzt vorliegenden Nachtragshaushalt angeht,
so kann es sich dabei nur um einen Irrtum han-
deln. Denn die einschlägige Fachliteratur, Herr
McAllister, spricht davon, dass der Impressionis-
mus Licht und Schatten ungetrübt wiedergibt. Bei
Ihnen ist jedoch gar nichts ungetrübt.

(Bernd Althusmann [CDU]: Bei Ihnen
ist viel Schatten!)

Egal, wie viele bunte Tupfer Sie jetzt als Wahl-
kampfpräsente ins Land klecksen, im Zahlenwerk
Ihrer Schattenhaushalte bleibt es duster wie eh
und je.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Bernd Althusmann [CDU]: Wo
Schatten ist, ist auch Sonne!)

Herr Möllring, eines der 100 Meisterwerke haben
Sie wieder einmal nicht vorgelegt, sondern eher

ein Schlachtengemälde, das die ganze Zerrissen-
heit Ihrer Regierungspolitik abbildet und dokumen-
tiert, dass Sie sich nicht entscheiden können, ob
Sie sparen oder vor der Wahl noch etwas spendie-
ren wollen. Das Land wird unter dieser Unent-
schlossenheit leiden. Für Niedersachsen könnte
man sich wünschen: Lieber von Monet gemalt, als
von Möllring gezeichnet.

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜ-
NEN - David McAllister [CDU]: Das ist
ja ein intellektueller Höhenflug!)

Meine Damen und Herren, für denjenigen, der
wissen möchte, wie es wirklich um das Land be-
stellt ist, reicht ein Blick in den Nachtragshaushalt
definitiv nicht. Um auch nur ansatzweise eine Vor-
stellung von der Finanzlage des Landes zu be-
kommen, muss man auch die Kreditaufnahme über
die Schattenhaushalte in den Fokus rücken. Hinzu
kommen nicht ausgeschöpfte Kreditermächtigun-
gen aus den Vorjahren, die sich dem aufmerksa-
men Betrachter erst beim zweiten Blick erschlie-
ßen. Hier wird zwar immer mit dem euphemisti-
schen Begriff „Rücklage“ argumentiert. Aber kein
vernünftiger Mensch würde von einer Rücklage
sprechen, wenn er seinen Überziehungskredit in
Anspruch nimmt.

Rasant steigen auch die Ausgaben für die Versor-
gungsempfänger des Landes. In 20 Jahren müs-
sen hierfür jährlich 1,3 Milliarden Euro mehr auf-
gewandt werden. Angesichts dieses ungedeckten
Schecks ist es unverständlich, warum die Bezüge
der Versorgungsempfänger zum Ende dieses Jah-
res im gleichen Maße erhöht werden sollen wie die
der aktiven Beamten. Als Maßstab hätte man bes-
ser die Steigerungsrate der Rentenbezüge heran-
ziehen sollen. Vielleicht geht es hier mehr um
Wahlkampf als um Gerechtigkeit.

Meine Damen und Herren, die unerwartete Erhö-
hung der Steuereinnahmen hätte genutzt werden
können, um das Spiel mit den Rechentricks ver-
deckter Verschiebungen zu beenden. Der Herr
Ministerpräsident konnte aber nicht der Versu-
chung widerstehen, einen Teil der Mehreinnahmen
auf den Wahlkampfhaushalt 2008 zu verschieben
und im Übrigen den Eindruck zu erwecken, als
habe er die Neuverschuldung über Gebühr zu-
rückgeführt.

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]:
Das ist so! - Hans-Christian Biallas
[CDU]: Das hat er doch!)
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- Lieber Kollege Christian Biallas, die Fakten sind
andere: Trotz dieses Nachtrags besteht im Haus-
halt 2007 eine Unterfinanzierung in Höhe von ca.
1,5 Milliarden Euro. Die steigenden Pensionslasten
sind dabei noch gar nicht berücksichtigt.

(Bernd Althusmann [CDU]: Und nun?
Was sagen Sie? Wo ist Ihr Antrag?)

- Herr Althusmann, der Ansatz, sich für die Bei-
tragsbefreiung im dritten Kindergartenjahr zu en-
gagieren, ist richtig.

(Beifall bei der CDU - David McAllister
[CDU]: Im letzten Kindergartenjahr!)

Die Mehrausgaben werden aber nach dem Prinzip
Hoffnung finanziert. Die Umsetzung gelingt nur
reichlich bürokratisch und mit Steuerungselemen-
ten, die zum Teil fragwürdig sind.

Die von uns zum Grundhaushalt vorgeschlagene
Gegenfinanzierung, die auch deutliche Verbesse-
rungen hinsichtlich der Betreuung kleiner Kinder
ermöglichen würde, lehnt die CDU ab, weil sie
nicht in ihr Weltbild passt. Im Ansatz durchgesetzt
hat sich hingegen offenbar unsere Idee der Drittel-
finanzierung durch Bund, Länder und Kommunen.
Problematisch ist nur, dass die Große Koalition in
Berlin im Rahmen der ersten Föderalismusreform
hier Mauern eingezogen hat, durch die die Unter-
stützung des Bundes erschwert wird.

Beim Küstenschutz sind Sie noch nicht in der
Wirklichkeit angekommen, Herr McAllister. Die
Sofortmaßnahmen auf den Inseln sind unbestrit-
ten; da muss man etwas unternehmen.

(David McAllister [CDU]: Na also!)

Aber der Generalplan Küstenschutz ist noch immer
keine Grundlage für konsequentes Handeln, son-
dern vielmehr ein Ausweis der Ignoranz des Um-
weltministers.

(Beifall bei den GRÜNEN - Bernd
Althusmann [CDU]: Und jetzt kommt
Ihr Vorschlag!)

Mittlerweile scheint die Geduld des großen Koaliti-
onspartners mit dem sogenannten Umweltminister
zu schwinden. Mit der auf Juist verabschiedeten
Erklärung zum Klima- und Umweltschutz wird von
der CDU eine neue rhetorische Phase eingeleitet.
In der Praxis sind bislang aber nur homöopathi-
sche Dosen dieser neuen Politik zu erkennen. Wir
sind gespannt.

(Beifall bei den GRÜNEN - Unruhe -
Glocke des Präsidenten)

Meine Damen und Herren von der Koalition, Mund-
zu-Mund-Beatmung braucht offenbar Ihr Wirt-
schaftsminister, der immer wieder in schwere Ge-
wässer gerät. Nach der Imagekampagne soll jetzt
ein neuer Wahlkampftopf für den FDP-Minister her:
die Stiftung, die Herr Hirche gründen will. Diese
neue Stiftung wird zunächst einmal eines produzie-
ren: Verwaltungskosten. Diese würden die Erträge
des schuldenfinanzierten Stiftungskapitals weitge-
hend auffressen. Daher sollen weitere 12 Millionen
Euro bereitgestellt werden, mit denen Herr Hirche
dann schon in diesem Jahr - wir haben schließlich
ein Wahlkampfjahr - durch das Land ziehen kann.
Aber auch dieses Geld stammt aus neuen Schul-
den des Landes. Das alles geschieht, ohne dass
die Kontrolle des Parlaments gewährleistet ist.
Meine Damen und Herren von der FDP, sowohl
der Landesrechnungshof als auch der Gesetzge-
bungs- und Beratungsdienst haben Ihnen gesagt,
dass das Kokolores ist.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

In den Beratungen der Ausschüsse konnte man
spüren, dass das auch die CDU so sieht. Auch die
Kolleginnen und Kollegen von der CDU haben
sehr ernsthafte Zweifel am Sinn dieses Projekts.

(Bernd Althusmann [CDU]: Das
stimmt doch gar nicht!)

Herr Althusmann, wenn Private eine Stiftung er-
richten und auf diesem Weg sinnvolle Projekte
anschieben, ist das sehr zu begrüßen. Aber die
Aktivitäten des Wirtschaftsministers stehen auf
einem anderen Blatt. Er will öffentliche Schulden
aufnehmen, um eine Stiftung zu gründen, die an-
schließend dem Zugriff des Parlaments entzogen
ist. Das ist etwas völlig anderes, als wenn sich
Private mit eigenem Geld engagieren. Hier enga-
giert sich ein Minister mit Schulden für öffentliche
Kassen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Herr Hirche, Sie behaupten, dass Sie Innovationen
fördern wollen. Dann fragt man sich: Warum haben
Sie das nicht in den letzten vier Jahren gemacht?

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Warum fördern Sie eine Skihalle in der Heide mit
5 Millionen Euro, obwohl dieses Projekt nur den
derzeitigen Stand der Technik darstellt, aber weiß
Gott kein innovatives Highlight ist,

(Beifall bei den GRÜNEN)

und obwohl ein solches Projekt in Nordrhein-
Westfalen sogar von privaten Investoren ohne
Staatsgeld betrieben wird? Man fragt sich auch,
Herr Hirche, warum Sie ausgerechnet die Bavaria
Alm im Harz mit Steuergeld fördern mussten. War
das etwa ein Beitrag zur Corporate Identity des
Harzes?

Meine Damen und Herren, wir haben Ihnen unsere
haushaltspolitischen Änderungsvorschläge für das
Jahr 2007 im Dezember letzten Jahres umfassend
dargestellt und zu den von uns gewünschten
Mehrausgaben Finanzierungsvorschläge unter-
breitet.

(Bernd Althusmann [CDU]: Heiße
Luft!)

Niedersachsen ist noch lange nicht aus der Schul-
denfalle heraus. Das wissen Sie, meine Damen
und Herren von CDU und FDP, ganz genau. Aber
Sie haben offenbar das Gefühl, dass man den
Menschen vor Wahlen nicht so viel Offenheit und
Ehrlichkeit zumuten kann. Ehrlichkeit ist anstren-
gend. Sie haben sich mit diesem Nachtragshaus-
halt nicht besonders angestrengt.

Es wird noch schlimmer kommen; denn dieser
Nachtrag ist nur Ihr Probelauf. Sie laufen sich für
den offiziellen Wahlkampfhaushalt im Jahr 2008
warm. Da wird uns sicherlich noch einiges ins
Haus stehen. Wir sind gespannt.

(Bernd Althusmann [CDU]: Bösartige
Unterstellungen sind das!)

Meine Damen und Herren, zu unserem Antrag in
der Drucksache 3815 beantrage ich sofortige Ab-
stimmung. - Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, ich eröffne die Bera-
tung. Wir kommen zur allgemeinen Aussprache.
Für die CDU-Fraktion erhält der Abgeordnete
McAllister das Wort.

David McAllister (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Mit dem Nachtragshaushalt 2007, den wir
bald beschließen werden, setzen CDU und FDP
ihren Kurs der konsequenten Haushaltskonsolidie-
rung fort. Wir konsolidieren. Wir investieren. Mit
uns ist Niedersachsen ein Zukunftsland.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die drei Kernbotschaften dieses Nachtragshaus-
halts sind:

Erstens. Entgegen der Wahrnehmung des Frakti-
onsvorsitzenden der Grünen, Stefan Wenzel, ha-
ben wir die Lage der Finanzen fest im Griff. Mit
dem Nachtragshaushalt 2007 durchbrechen wir in
Niedersachsen im Übrigen eine Schallgrenze. Zum
ersten Mal seit 1990 wird die Nettoneuverschul-
dung wieder unter 1 Milliarde Euro liegen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Dies ist ein Riesenerfolg insbesondere unseres
Finanzministers Hartmut Möllring.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Zweitens. Spätestens 2010 werden wir in Nieder-
sachsen einen Haushalt ohne Neuverschuldung
vorlegen können.

Drittens. Trotz des notwendigen Konsolidierens
investieren wir in die Schwerpunktbereiche früh-
kindliche Bildung, Schule, Wirtschaft und Umwelt.

Ich möchte deutlich betonen, dass der Nachtrags-
haushalt 2007 ein weiterer ganz wichtiger Schritt
zur Sanierung der Landesfinanzen ist. Wir senken
die Nettokreditaufnahme - dies haben die beiden
Koalitionsfraktionen einmütig beschlossen, und
zwar ohne lange Diskussion, sondern von vorn-
herein klar festgelegt - nochmals um 350 Millionen
Euro. Damit liegen wir jetzt bei nur noch 950 Mil-
lionen Euro neuen Schulden. Der Bund der Steu-
erzahler hat uns dafür gelobt. Das soll schon etwas
heißen; dies wissen wir alle. In der Neuen Osna-
brücker Zeitung vom 15. Mai 2007 wird Bernhard
Zentgraf, Vorstandsmitglied des Bundes der Steu-
erzahler, wie folgt zitiert:

„Dass die Regierung die Kreditauf-
nahme noch einmal um 350 Millionen
Euro reduziert und damit um 850 Mil-
lionen Euro unter der Schuldenauf-
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nahme von 2006 bleibt, verdient Re-
spekt“.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das war keine einmalige Aussage. Ich empfehle
durchaus auch die Lektüre des Magazins des
Bundes der Steuerzahler, Landesbeilage für Nie-
dersachsen/Bremen in der Sommerausgabe 2007
- „Haushalt ohne neue Schulden in Sicht, sattes
Steuerplus in Niedersachsens Landesetat“ -, mit
einem ausdrücklichen Lob für die Finanzpolitik von
Hartmut Möllring.

Ich möchte damit eines deutlich machen: Wer wie
CDU und FDP den Bund der Steuerzahler Nieder-
sachsen/Bremen im Rücken hat, der unsere Politik
unterstützt, braucht sich insbesondere von einem
SPD-Fraktionsvorsitzenden Wolfgang Jüttner nicht
belehren zu lassen, der in seiner Verantwortungs-
zeit zusammen mit dem größten Schuldenmacher
in der Geschichte Niedersachsens, Herrn Gabriel,
mit dazu beigetragen hat, dass wir diese Haus-
haltsprobleme in Niedersachsen haben.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Wir bleiben bei unserem Kurs, auch im Jahr vor
der Landtagswahl die Nettokreditaufnahme weiter
abzusenken; denn wir haben das feste Ziel vor
Augen, zum ersten Mal in der Geschichte Nieder-
sachsens einen Haushalt ohne Nettoneuverschul-
dung vorzulegen. Wenn wir das 2010 schaffen,
dann können wir 2011 zum ersten Mal damit be-
ginnen, die Verschuldung des Landes effektiv zu-
rückzufahren. Das ist nachhaltige und generatio-
nengerechte Politik. Das ist eine großartige Leis-
tung, auf die wir als bürgerliche Koalition von CDU
und FDP gemeinsam mit der Landesregierung in
Niedersachsen stolz sein können.

Die Landesfinanzen kommen allmählich in Ord-
nung. Dies ist ein langer, schwieriger Weg. Wir
sind noch lange nicht über den Berg. Insbesondere
müssen wir vor denjenigen warnen, die schon
wieder sagen, man könne mit der Gießkanne über
das Land gehen und Geld verteilen. Nein, die Fi-
nanzen sind auf einem langen Weg der Konsolidie-
rung. Wir sind aber schon einen großen Schritt
vorangekommen.

Die niedersächsische Wirtschaft insgesamt erlebt
in den letzten Jahren einen rasanten Aufschwung.
Sie haben es sicherlich in den letzten Tagen in den
Medien gelesen: Die OECD hat eine Studie vor-

gelegt - Regions at a Glance 2007 -, in der sie die
wirtschaftliche Entwicklung in insgesamt 284 Regi-
onen in den 30 OECD-Ländern vorlegt. Bis auf
Neuseeland, die Schweiz und die Türkei wurden
die Regionen aller OECD-Länder untersucht. Das
Ergebnis für Niedersachsen ist enttäuschend:
Nach dieser Studie gehört Niedersachsen zu den
20 Regionen in den OECD-Ländern mit einem
besonders geringem Wirtschaftswachstum. Bei ge-
nauerer Betrachtung kann diese Studie allerdings
wenig überraschen; denn entgegen dem, was zum
Teil in den Medien kommuniziert worden ist, muss
deutlich gesagt werden: Die OECD hat den Zeit-
raum von 1998 bis 2003 untersucht. Dies ist ein
weiterer eindrucksvoller Beleg dafür, wie die SPD
in den letzten fünf Jahren ihrer Regierungszeit
dieses Land abgewirtschaftet und es in den finan-
ziellen Ruin gebracht hat. Wir gehören zu den
20 rückständigsten Regionen in den OECD-
Staaten. Dies ist ein weiterer Beleg dafür, dass die
SPD in Niedersachsen nicht noch einmal in die
Verantwortung kommen darf, weil sie es insgesamt
nicht kann.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Die Wirtschaft entwickelt sich positiv. Seit 2003
gibt es einen Anstieg des Wirtschaftswachstums:
2003  0,4 %, 2004  0,9 %, 2005  1,8 % und 2006
2,7 %. Der NIHK-Konjunkturklimaindex - auch er
ist ein Stimmungsbarometer - ist von 71 Punkten in
2002 auf 126 Punkte im April 2007 gestiegen. Das
alles sind belegbare Fakten dafür, dass es in Nie-
dersachsen wieder aufwärts geht. Dies hängt auch
mit der Politik dieser CDU/FDP-Landesregierung
zusammen.

(Zustimmung bei der CDU)

Zum Nachtragshaushalt 2007: Die Schwerpunkte
der Landesregierung, die wir infolge der Adendor-
fer Beschlüsse bereits bei der ersten Beratung
erörtert haben, möchte ich noch einmal kurz auf-
zählen:

Erstens. Wir investieren in den Bereich frühkindli-
che Bildung. Dies ist heute bereits mehrfach The-
ma gewesen, insbesondere in der von der FDP
beantragten Aktuellen Stunde. Ab dem 1. August
2007 werden alle Eltern von Beiträgen für das
letzte Kindergartenjahr freigestellt. Dafür stellen wir
jetzt, in 2007, 50 Millionen Euro in den Landes-
haushalt ein.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Wir setzen damit ein weiteres ganz zentrales
Wahlversprechen von CDU und FDP um.

Was mich heute Morgen beim Redebeitrag der
Kollegin Eckel besonders gewundert hat, ist: Sie
hat kritisiert, dass wir das letzte beitragsfreie Kin-
dergartenjahr erst vier Jahre nach der Regierungs-
übernahme realisierten. Eines muss man deutlich
dazu sagen: Die Sozialdemokraten hatten 13 Jah-
re lang Zeit, es einzuführen. Nichts ist passiert! Ich
finde, wer selbst nichts geleistet hat, sollte sich mit
klugen Ratschlägen für andere, die etwas tun,
zurückhalten.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Zweitens. Mit dem Zukunfts- und Innovationsfonds,
den wir heute mit dem Nachtragshaushalt be-
schließen werden, schaffen wir einen weiteren
Baustein für einen starken Wirtschaftsstandort
Niedersachsen. In einem ersten Schritt stehen
32 Millionen Euro für diese Stiftung zu Verfügung.
Die Stiftung - da sind wir uns ganz sicher - wird
erfolgreich sein. Sie soll kleine und mittlere Unter-
nehmen finanziell unterstützen und Hochschulen
und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen
fördern.

Der dritte Schwerpunkt ist der kommunale Finanz-
ausgleich. Von diesem Nachtragshaushalt profitie-
ren auch unsere Kommunen. Die Reform des
kommunalen Finanzausgleichs und die Wieder-
einführung eines Flächenfaktors werden wir zwar
erst im Juli-Plenum beschließen. Dieser Nach-
tragshaushalt enthält aber bereits die finanziellen
Absicherungen für diese Reform. Man muss sich
diese Zahl ruhig noch einmal vor Augen führen:
Die Zuweisungsmasse für den kommunalen Fi-
nanzausgleich wird in diesem Jahr 3,075 Milliarden
Euro betragen. Das sind fast 760 Millionen Euro
mehr als 2006. Dies entspricht einer Steigerung
von rund 30 %. Meine Damen und Herren, damit
haben wir den höchsten kommunalen Finanzaus-
gleich in der Geschichte Niedersachsens. Das ist
ein gutes Signal für unsere Kommunen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir werden dafür sehr gelobt, auch von sozialde-
mokratischen Kommunalpolitikern, vielleicht auch
von Herrn Jagau und Herrn Weil. Aber das gehört
nicht hierher. Wir haben heute in einem ganz an-
deren Zusammenhang über die beiden sozialde-
mokratischen Kommunalpolitiker lesen können.

Mit den drei Schwerpunkten der Koalitionsfraktio-
nen, die wir auf unseren Klausurtagungen auf Juist
und in Brüssel beschlossen haben, runden wir das
Bild ab:

Schule: 295 zusätzliche Lehrerstellen zur Entlas-
tung der Schulleitungen im Rahmen der Eigenver-
antwortlichen Schule, 160 zusätzliche Feuerwehr-
lehrer - damit haben wir dann landesweit 2 000
Feuerwehrlehrer -, 100 zusätzliche Referendar-
stellen ab dem 1. November, 30 zusätzliche Fach-
berater an allen Schulformen, mehr Mittel für die
Ganztagsbetreuung und mehr Mittel für den Er-
werb von Medienkompetenz und für den nachträg-
lichen Erwerb von Haupt- und Realschulabschlüs-
sen. - Dies alles zeigt: Die Schul- und Bildungspo-
litik in Niedersachsen ist bei CDU und FDP in den
besten Händen!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Durch zwei Verpflichtungsermächtigungen für 2008
und 2009 stellen wir insgesamt 30 Millionen Euro
bereit, um die schlimmsten Kürzungen bei den
Regionalisierungsmitteln des Bundes rückgängig
zu machen und wichtige Bus- und Bahnverbindun-
gen im ländlichen Raum zu erhalten.

Ich möchte eines in Richtung SPD-Landtags-
fraktion deutlich sagen: Ich finde Ihr Verhalten in
dieser Debatte schon dreist. Es ist Ihr Genosse
Tiefensee gewesen, der in seinem Einzelplan die
Regionalisierungsmittel gekürzt hat. Er hat die
Kürzung 1 : 1 an die Länder weitergegeben. Sie
haben uns zwar dazu aufgefordert, die Kürzung
auszugleichen. Wir haben aber nichts davon ver-
nommen, dass Sie Herrn Tiefensee einmal gesagt
hätten, dass das, was er gemacht hat, für die Nah-
verkehrs- und die Umweltpolitik im Grunde unver-
antwortlich ist.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Auf weitere Punkte will ich aus Gründen der Zeit
nicht eingehen. Wir haben im Umweltbereich Küs-
tenschutzmaßnahmen beschlossen, von denen
Norderney, Juist, Wangerooge und Langeoog be-
sonders profitieren. Wir haben 10 zusätzliche
Richterstellen und 17 zusätzliche nichtrichterliche
Stellen bei den Sozialgerichten geschaffen. Mir ist
ebenfalls wichtig, zu betonen, dass der Landes-
feuerwehrverband ein neues Flugzeug zur Wald-
brandbeobachtung bekommen wird; dafür hat uns
der Landesfeuerwehrverband sehr gelobt. Das ist
eine sinnvolle Maßnahme, die uns die Feuerweh-
ren zu Recht vorgetragen haben.
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Abschließend zu den Vorschlägen der Opposition.
Das kann man relativ kurz machen. Mir ist beim
SPD-Antrag aufgefallen: Im Grunde genommen
müssten Sie, Herr Jüttner, mit unserer Politik ei-
gentlich einverstanden sein; denn Sie haben alle
Punkte, bei denen wir Schwerpunkte setzen,

(Heinrich Aller [SPD] lacht)

in Ihren Haushaltsantrag aufgenommen und über-
all noch eine kleine Schippe draufgelegt.

(Heinrich Aller [SPD]: So etwas
Dreistes habe ich überhaupt noch
nicht gehört!)

Das kostet zwar insgesamt 180 Millionen Euro
mehr; bei der Gegenfinanzierung geht es größ-
tenteils um Einmaleffekte, zum Teil ist sie auch
fragwürdig. Ob das alles so richtig ist, das werden
Sie uns sicherlich gleich erläutern. Wir sind schon
ganz gespannt.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr McAllister, Sie haben jetzt über eine Minute
überzogen.

David McAllister (CDU):

Letzter Satz. Ich zitiere jetzt den SPD-
Bundesvorsitzenden Kurt Beck; das müsste gera-
de auch in Ihrem Interesse sein, Herr Präsident.

(Unruhe - Zurufe)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr McAllister, ich sitze hier als Präsident und
nicht als Parteipolitiker. Kommen Sie jetzt bitte
sofort zum Schluss!

David McAllister (CDU):

Deswegen möchte ich Kurt Beck in diesem Haus
zu Wort kommen lassen. Herr Beck hat am 29. Mai
in der FAZ erklärt:

„Jeder, der den Leuten verspricht,
dass man beliebig Wohltaten verteilen
kann und nicht darüber nachdenkt,
wie das alles erarbeitet wird, der
macht unsoziale Politik.“

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das hat Herr Beck in Richtung von Herrn Lafontai-
ne gesagt. Vielleicht hat er aber in Wirklichkeit Sie
gemeint, Herr Jüttner. Der Zusammenhang liegt ja
nahe. - Herzlichen Dank.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
CDU und bei der FDP - Zuruf von der
SPD: Da hätten Sie mehr rausholen
können, Herr McAllister! - Gegenruf
von Karin Stief-Kreihe [SPD]: Aber
mehr kann er nicht!)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Jüttner das Wort.

Wolfgang Jüttner (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nieder-
sachsen hat in den letzten vier Jahren eine Politik
des rigorosen Sozialabbaus erlebt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Bei den Behinderten ist massiv beschnitten wor-
den, das Blindengeld wurde gestrichen, die Ob-
dachlosen wurden auf null gesetzt, bei Selbsthilfe-
gruppen, den Ehrenamtlichen im Jugendbereich
und im Sport sind massive Kürzungen vorgenom-
men worden. Die stationäre Pflege ist von Ihnen
genutzt worden, um mindestens 12 000 Menschen
in die Sozialhilfe zu stürzen. Das ist Realität in
Niedersachsen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Realität ist auch, dass Sie das Thema „Innovatio-
nen und Investitionen“ vollständig verschlafen ha-
ben. Ausweislich Ihrer Istabrechnung für das Jahr
2006 liegt die Investitionsquote in Niedersachsen
bei 6,8 %; damit ist Niedersachsen Schlusslicht in
Deutschland.

(Heinrich Aller [SPD]: Unglaublich!)

Sie haben in den letzten drei Jahren, zwischen
2005 und 2007 - auch nach der Beschlussfassung
heute -, den Kommunen 400 Millionen Euro weg-
genommen und damit deren Gestaltungsmöglich-
keiten im investiven Bereich drastisch beschnitten.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)
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Sie, Herr Hirche, haben zu verantworten, dass der
Topf für Innovationen im Landeshaushalt zwischen
2003 und 2007 halbiert worden ist. Das ist die
Realität der Innovationspolitik in Niedersachsen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Jetzt kommen Sie auf der Ziellinie an - der Wahl-
termin naht - und versuchen, Boden wiedergutzu-
machen. Anscheinserwecker sind Sie, meine Da-
men und Herren,

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Widerspruch bei der CDU
und der FDP - Zuruf von Bernd
Althusmann [CDU])

weil Sie überall dort, wo sich gesellschaftlicher
Unmut aufgebaut hat, diesen einzukassieren ver-
suchen. Egal ob bei den Wohlfahrtsverbänden, bei
denen, die im Bildungsbereich auf Zinne sind - das
sind Massen, sage ich Ihnen -, bei denen, die ge-
gen Ihre Kürzungen im Bereich des öffentlichen
Personennahverkehrs protestieren -, überall, wo
sich Widerstand aufgebaut hat, kommen Sie jetzt
und wollen Duftmarken setzen. Das Motto ist: Mit
Minibeiträgen Eindruck schinden. Dazu sage ich:
Die Nummer läuft nicht.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Das augenfälligste und besonders lustige - das
peinliche, sagt man wohl besser - Beispiel dafür
ist, dass die Mehrheitsfraktionen ihrem Umweltmi-
nister, der nun über Jahre nachgewiesen hat, dass
ihm das Thema „Klimawandel“ in jeder Hinsicht
schnurzegel ist, drei Stellen in den Haushalt hi-
neingeschrieben haben, um auch das Thema „Kli-
mawandel“ zu besetzen. Lächerlicher geht es wirk-
lich nicht.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Ich freue mich sicherlich mit allen in diesem Hau-
se,

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Sie sehen
aber nicht fröhlich aus!)

dass sich die konjunkturelle Entwicklung in den
letzten Monaten deutlich verbessert hat. Im Übri-
gen will ich auch darauf hinweisen: Das hat sehr
viel mit rot-grüner Politik in Berlin zu tun; das wirkt
sich jetzt aus.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Lachen bei der CDU und
bei der FDP - Dr. Philipp Rösler
[FDP]: Dass es so lange gedauert hat,
Herr Kollege!)

Davon, dass die Landespolitik an dieser positiven
Entwicklung nicht beteiligt ist, gehen Sie doch
auch aus. Sie wissen doch, dass das so ist.

Aber Sie müssen sich im Übrigen einmal darüber
verständigen, welche Interpretation Ihrer Wirt-
schafts- und sogenannten Erfolgspolitik denn gilt.
Gilt der Satz von McAllister von Anfang 2005: „Nie-
dersachsen ist auf die Siegerstraße zurückge-
kehrt“?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Bernd Althusmann [CDU]: Sehr gut!)

- Vorsicht! Ich habe Ihnen gesagt: Nicht zu früh
klatschen, das geht schief. - Oder gilt das, was
Herr Hirche in der letzten Woche in einer grandio-
sen Broschüre „Niedersachsen 2021“ der interes-
sierten Öffentlichkeit präsentiert? Ich zitiere einmal
ein paar Sätze. Wir haben jetzt 2007; diese Regie-
rung arbeitet seit 2003, angeblich vier Jahre erfolg-
reich.

(Zustimmung bei der CDU - Zurufe
von der CDU: Ja! - Bravo!)

Was schreibt Herr Hirche? - Ich zitiere:

„Erinnern wir uns, wie 2007 alles be-
gann.“

2007 begann die Erfolgsgeschichte Ihrer Regie-
rung. Was gilt, Herr McAllister? 2003, wie Sie hier
erzählen, oder 2007, wie Herr Hirche erzählt?

(Bernd Althusmann [CDU]: Das ist ein
echter Kalauer, den Sie sich da auf-
geschrieben haben! Das ist ja ein
Riesenargument! - Weitere Zurufe von
der CDU)

Und wissen Sie, was das Grandiose dieser Er-
folgsgeschichte ist?

(Zurufe von der CDU - Unruhe - Glo-
cke des Präsidenten)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Augenblick mal, Herr Jüttner!
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(Bernd Althusmann [CDU]: Das ist ein
grandioses Argument, das Sie da vor-
bringen! - Heinrich Aller [SPD]: Ich bin
dafür, dass Herr Hirche erst mal rein-
kommt! Die ganze Regierungsbank ist
ja leer!)

Wolfgang Jüttner (SPD):

Der schreibt wahrscheinlich gerade an einer neuen
Broschüre.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das
Präsidium ist dafür verantwortlich, dass der Red-
ner, der am Rednerpult steht, auch durchdringen
kann. - Herr Jüttner, Sie haben das Wort.

(Heinrich Aller [SPD]: Möllring geht
auch noch raus! Die ganze Regie-
rungsbank ist leer!)

Wolfgang Jüttner (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Gründe dafür, dass es 2007 in Niedersachsen
richtig losgeht - was bisher nicht der Fall war, wie
Hirche sagt -, bestehen nämlich in Folgendem:

„Der im Jahr 2007 von der Landesre-
gierung aufgelegte Zukunfts- und In-
novationsfonds war hierfür eine wich-
tige Weichenstellung.“

(Ursula Körtner [CDU]: Eben! Genau!)

„Damit einher ging die Gründung einer
Stiftung.“

Dann wird erklärt, warum es vorangeht: Man ver-
kauft noch und noch Landesvermögen. Hier steht
übrigens kein Wort von der Zustiftung Dritter. Das
ist die Einschätzung von Herrn Hirche hinsichtlich
dieses Erfolgsmodells seiner Stiftung. So viel dazu
an dieser Stelle.

Herr McAllister, wenn Sie uns erzählen wollen,
dass die aktuelle Politik und ihre Chancen für Kon-
solidierung und Investitionen - das haben Sie wohl
heute oder gestern in einer Presseerklärung ge-
tan - damit zu tun hätten, dass Sie eine Sparpolitik
betrieben haben,

(David McAllister [CDU]: Klar!)

dann zeige ich Ihnen einmal diese Grafik. Ich weiß
nicht, ob Sie das auf die Entfernung sehen kön-
nen. Das sind die Steuereinnahmen des Landes
Niedersachsen. Die letzte SPD-Landesregierung
war leider in der unglücklichen Situation

(Lachen bei der CDU)

- das war in Deutschland überall gleich; ich will es
Ihnen sagen -, dass sie, nachdem sie im Jahre
2000 noch über 16 Milliarden Euro Steuern verfü-
gen konnte, im Jahre 2002 nur über etwa 14 Mil-
liarden Euro verfügen konnte.

(Bernd Althusmann [CDU]: Das war
wohl irgendwie Rot-Grün! Wer hat
denn die Bundesregierung gestellt,
Herr Jüttner?)

Das zu konsolidieren und auszugleichen, war da-
mals übrigens für alle Länder ganz schwierig.

Die Landesregierung Wulff vermag im Jahr 2007
- wofür sie nichts kann - über mehr als 17 Milliar-
den Euro Einnahmen aus Steuern zu verfügen.
Das hat mit der konjunkturellen Entwicklung - Rot-
Grün - zu tun.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN - Lachen und Wider-
spruch bei der CDU)

- So ist das: Die Wahrheit tut weh.

(Lachen bei der CDU)

Das hat damit zu tun, dass durch die Beschlüsse
zur Mehrwertsteuer massiv Geld in die Länderkas-
sen gespült wird. Da fällt Ihnen etwas zu, was Sie
mit Vehemenz bekämpft haben. Ich will nur darauf
hinweisen. So viel zu Ihrer Doppelbödigkeit an
dieser Stelle!

(Beifall bei der SPD)

Bei dieser Ausgangslage ziehen wir die Konse-
quenz, dass Konsolidierung unsere erste Pflicht ist,
damit unsere Enkel morgen möglichst wenig Steu-
ern zahlen müssen. Deshalb ist es richtig, die
Nettoneuverschuldung durch den Nachtragshaus-
halt weiter zu senken. Das finden wir uneinge-
schränkt richtig. Das sehen wir genau wie Sie.

(Bernd Althusmann [CDU]: Waren Sie
nicht gegen die „Merkel-Steuer“, Herr
Jüttner?)
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Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Jüttner, gestatten Sie eine Frage?

Wolfgang Jüttner (SPD):

Nein. - Die Enkel wollen aber nicht nur möglichst
wenig Steuern zahlen. Sie wollen auch qualifiziert
sein und Arbeit vorfinden. Das ist der zweite Teil
unseres Politikangebots.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Deshalb setzen wir mit mehr als 60 Millionen Euro
zusätzlich einen Schwerpunkt in der wirtschaftli-
chen Belebung des Landes, dort wo es sinnvoll ist:
im Bereich des Stadtumbaus West, bei den Sport-
stätten, im Straßenbau. Dabei geht es darum, das
Landesvermögen zu sichern. Dabei geht es darum,
Bundesmittel einzuwerben. Das sind die politi-
schen Antworten in diesem Bereich. Es geht dar-
um, durch Steigerung der Mittel für den Wirt-
schaftsförderfonds um über 45 Millionen Euro der
Klimapolitik eine inhaltliche Perspektive zu weisen
und nicht so jämmerlich wie Herr Sander daherzu-
kommen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Wir setzen - anders als Sie - einen Schwerpunkt im
Bereich Bildung. Dabei geht es vor allem um Un-
terrichtsversorgung. Auch wir wissen: Darauf gu-
cken Eltern.

(David McAllister [CDU]: Das tun wir
doch auch!)

Es geht aber auch um Qualitätssteigerung. Das gilt
insbesondere für das Thema Ganztagspädagogik,
wo wir einen Schwerpunkt setzen. Und wir brau-
chen ein Mehr an Studienplätzen an den nieder-
sächsischen Hochschulen, damit das Land seine
Wettbewerbsfähigkeit zurückgewinnt, die es in den
letzten vier Jahren verloren hat.

(Beifall bei der SPD)

Politik in Niedersachsen heißt für uns: Gerechtig-
keit steht im Vordergrund. Sozialpolitisches Profil
ist unser dritter Schwerpunkt. In den Jahren 2007
und 2008 setzen wir vor allem einen Schwerpunkt
auf den Schutz von Kindern. Wir haben dazu ein
Programm vorgelegt, das Sie abgelehnt haben,
ignorant, wie Sie sind.

(Was? bei der CDU und bei der FDP)

Wir haben vorgeschlagen, das in den Nachtrags-
haushalt einzustellen, weil vor dem Hintergrund
der demografischen Debatte, die wir hier nächsten
Monat führen, die Zukunft der Kinder und ihr
Schutz vorrangiges Ziel für uns sein müssen.

Für uns steht im Vordergrund: Wir wollen mit unse-
rer Politik den Belangen des Landes und seiner
Bevölkerung gerecht werden. Das schaffen wir mit
niedersachsengerechter Politik. Davon sind Sie
meilenweit entfernt. Deshalb werden Sie abge-
wählt.

(Starker, lang anhaltender Beifall bei
der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Rickert
das Wort.

Klaus Rickert (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir verabschieden heute den Nachtrags-
haushalt 2007 und gleichzeitig das Gesetz über
die „Stiftung Zukunfts- und Innovationsfonds Nie-
dersachsen“.

Um das Wichtigste vorwegzunehmen: Wir senken
die Nettoneuverschuldung auf nunmehr 950 Milli-
onen Euro. Damit geben wir abzüglich der Mittel
für die Kommunen die Hälfte der Mehreinnahmen
für den Schuldenabbau aus. Ursprünglich wurde
mit einer Senkung der Neuverschuldung um jähr-
lich 350 Millionen Euro geplant. 2007 haben wir
diese Zahl um 150 Millionen Euro auf 500 Millionen
Euro erhöht. Mit dem Nachtragshaushalt packen
wir weitere 350 Millionen Euro drauf. Mit anderen
Worten: Aus 350 Millionen Euro Rückführung sind
850 Millionen Euro geworden. Das ist die richtige
Antwort auf Steuermehreinnahmen.

(Beifall bei der FDP)

Übrigens war 1990 das letzte Mal, dass weniger
als 950 Millionen Euro Kredite aufgenommen wur-
den. Damals regierten CDU und FDP mit Ernst
Albrecht und Walter Hirche an der Spitze der Lan-
desregierung.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Gute Zeiten
für unser Land!)
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Lassen Sie mich in aller Kürze auf die Schwer-
punkte des Nachtragshaushaltes eingehen.

Erstens. Wir haben die Verbundquote des kommu-
nalen Finanzausgleichs erhöht. Ich bin der Mei-
nung, dass damit die Verteilungssymmetrie zwi-
schen Land und Kommunen stimmig ist.

Zweitens. Die Einführung eines beitragsfreien drit-
ten Kindergartenjahres ist ein lang gehegter
Wunsch der FDP und auch der CDU. Ich freue
mich, dass dieser Wunsch jetzt in Erfüllung geht.

Drittens. Die Schulen werden mit mehr Lehrern
ausgestattet und die Schulleiter entlastet, um die
Unterrichtsversorgung zu verbessern und die ei-
genverantwortliche Schule zu unterstützen.

Viertens. Zur Gewährleistung von Betriebsleistun-
gen im Schienenpersonenverkehr bringen wir eine
Verpflichtungsermächtigung für die Jahre 2008
und 2009 in Höhe von jeweils 15 Millionen Euro
aus. Damit gleichen wir die Kürzung der Regionali-
sierungsmittel durch den Bund teilweise aus und
kompensieren eine verkehrspolitische Fehlent-
scheidung der Bundesregierung.

(Zustimmung von Dr. Philipp Rösler
[FDP])

Fünftens. Der Klima- und Küstenschutz findet nicht
nur im Nachtrag, sondern auch in unseren zukünf-
tigen Haushaltsüberlegungen weitere Berücksich-
tigung. Dabei ist insbesondere der Küstenschutz
für uns von elementarer Bedeutung. Nebenbei
bemerkt: Der Umweltminister hat mit seinem Be-
such auf Juist das umweltpolitische Terrain für die
Klausurtagung der CDU auf sehr praktische Weise
vorbereitet.

Sechstens. Über den Innovationsfonds als erfolg-
reiches Instrument zur Förderung des innovativen
Mittelstands möchte ich einige ausführliche Be-
merkungen machen.

Durch die Neuausrichtung der Wirtschaftspolitik
haben wir es in verhältnismäßig kurzer Zeit ge-
schafft, die Basis der niedersächsischen Wirtschaft
nachhaltig zu verändern. In diesem Kontext gehört
es selbstverständlich dazu, auch einmal Zukunfts-
projektionen bis zum Jahre 2021 anzustellen. Dass
jemand, der seine Zukunft schon hinter sich hat,
dafür kein Verständnis hat, kann ich nachvollzie-
hen.

Um diese Entwicklung weiter fortzusetzen und zu
verstärken, ist es unverzichtbar, die Innovations-

kraft in Niedersachsen zu stärken. Obwohl wir in
einigen Bereichen bereits sehr stark sind - ich er-
innere nur an den Forschungsstandort Braun-
schweig und das CFK-Valley bei Stade -, ist es
doch nicht genug, damit Niedersachsen ganz vor-
ne mitspielt. Die Wirtschaftsförderung ist bereits
heute stark auf Innovationen ausgerichtet. Sie
arbeitet sehr effizient und erfolgreich. Dies ist der
Erfolg der neuen Strukturen der Wirtschaftsförde-
rung mit ihren drei Hauptakteuren. Das Wirt-
schaftsministerium übernimmt die strategische
Ausrichtung der Wirtschafts- und Wachstumspoli-
tik. Das Innovationszentrum, in dem hoch qualifi-
zierte Wissenschaftler die Politik beraten, und na-
türlich die NBank als direkter Ansprechpartner des
Mittelstandes stehen ihm zur Seite.

Mit dem Zukunfts- und Innovationsfonds wird die
Innovationsförderung um ein weiteres Instrument
zur langfristigen Förderung ergänzt. Mit der Grün-
dung der „Stiftung Zukunfts- und Innovationsfonds
Niedersachsen“ wollen wir u. a. den Ausbau der
anwendungsorientierten Forschung und Entwick-
lung sowie die wirtschaftliche Nutzung der Ergeb-
nisse fördern, die Nachwuchsförderung im innova-
tiven und technologischen Bereich verbessern,
den Technologietransfer insbesondere zugunsten
der kleinen und mittelständischen Unternehmen
unterstützen und ausbauen. Das Stiftungskapital
soll verstärkt aus Privatisierungserlösen und vor
allem durch Zustiftungen der Privatwirtschaft ge-
speist werden. Damit betreten wir Neuland in Nie-
dersachsen.

(Beifall bei der FDP - Dr. Philipp Rös-
ler [FDP]: Sehr richtig!)

Deswegen sitzen im Kuratorium der Stiftung neben
zwei Vertretern der Landesregierung je zwei Ver-
treter der Wirtschaft, der Wissenschaft und der
Gesellschaft. Das zeugt von Ausgewogenheit und
Kompetenz. Die Stiftung ist damit Ausdruck ge-
meinsamer Verantwortung von öffentlicher Hand
und Privatwirtschaft. Mit zunächst 20 Millionen
Euro Grundkapital soll das Fondsvermögen 2008
auf einen dreistelligen Millionenbetrag aufgestockt
werden. Nebenbei bemerkt: Das Stiftungsvermö-
gen bleibt erhalten. Die Maßnahmen werden ledig-
lich aus den Erträgen finanziert.

(Zuruf von der SPD: Wer zahlt die
Schulden?)

Die Unterstellung, dass die Mittel unsachgemäß
eingesetzt werden - nach Gutsherrenart -, wie hier
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und da gemutmaßt wird, ist so nicht nachvollzieh-
bar. Natürlich hätten wir diesem Fonds mehr Mittel
zugeführt, dies auch früher, aber die desolate
Haushaltslage machte es notwendig, zunächst alle
Mittel aus Veräußerung von Landesvermögen zu
mobilisieren, um den Landeshaushalt zu sanieren.
So viel zur Vergangenheitsbewältigung, Herr Jütt-
ner.

Der Anspruch des Landesparlaments auf Informa-
tion wird dadurch erfüllt, dass im Gesetz eine jähr-
liche Berichterstattung über die Tätigkeit der Stif-
tung und der Entwicklung ihrer Finanzen festge-
setzt wird.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Darüber
können wir uns freuen!)

Die Kritik der Grünen zeugt von tiefem Misstrauen
- aber das kennen wir ja - gegenüber Wirtschaft,
Wissenschaft und Gesellschaft.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Es wider-
spricht allen Prinzipien der Haushalts-
klarheit! - Ursula Helmhold [GRÜNE]:
Weil wir ein anderes Demokratiever-
ständnis als Sie haben!)

Meine Damen und Herren, die solide und erfolgrei-
che Finanzpolitik der Landesregierung ist nicht nur
den Steuermehreinnahmen zu verdanken. Zusätz-
lich haben wir durch Veräußerung von Landesver-
mögen die Einnahmesituation verbessert und
- last, but not least - führten Ausgabenkürzungen
und die Verwaltungsreform zu Einsparungen von
immerhin 1,8 Milliarden Euro jährlich.

(Glocke des Präsidenten)

Und was macht die Opposition? Die Opposition
fordert zusätzliche Ausgaben und verlässt den
Pfad der Konsolidierung, wobei das noch nicht
einmal sonderlich kreativ ist. Sie satteln einfach auf
unsere Vorschläge auf. Die detaillierten Vorschlä-
ge habe ich heute morgen auf dem Tisch gefun-
den. Das gibt mir keine Chance, das nachzuvoll-
ziehen. Aber das scheint Absicht oder Ausdruck
von Hoffnungslosigkeit zu sein, weil die Opposition
weiß, dass das, was sie da zusammenschreibt,
keiner liest und keiner lesen kann.

(Beifall bei der FDP - Dr. Philipp Rös-
ler [FDP]: Sehr richtig!)

Herr Jüttner kritisiert die Ausgabenzurückhaltung
des Landes zugunsten von 2008, Aber an anderer
Stelle wird gefragt, inwieweit das Land Vorkehrun-

gen gegenüber möglichen Steuerausfällen auf-
grund der Steuerreform trifft. Genau so, Herr Jütt-
ner.

(Glocke des Präsidenten)

Die Grünen beschränken sich hier auf ein pflicht-
gemäßes Nörgeln, und wenn gar nichts mehr geht,
greift Herr Wenzel zu seiner Wunderwaffe Ehe-
gattensplitting. Sie werfen uns Schattenhaushalte
vor, kramen dafür wieder die Treuhand und die
HanBG vor. Wie oft soll ich Ihnen noch sagen,
dass diese Einrichtungen Einrichtungen des Lan-
des sind, die Vermögenswerte erwerben? Das sind
Investitionen, die aber nicht im Haushalt erschei-
nen. Demnach müssten das Schatteninvestitionen
sein und zu der Investitionsquote hinzugerechnet
werden. Herr Jüttner, Sie haben versäumt, darauf
hinzuweisen, dass in unserem Nachtragshaushalt
die Investitionsquote auf immerhin 10,5 % anstei-
gen wird.

(Beifall bei der FDP - Dr. Philipp Rös-
ler [FDP]: Sehr gut!)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Abgeordneter Rickert, Sie bringen jetzt den
letzten Satz! Sie haben Ihre Redezeit weit über-
schritten.

Klaus Rickert (FDP):

Ja. - Wir machen eine zukunftsweisende und
nachhaltige Finanzpolitik. Diese Politik wird auch
vom Landesrechnungshof positiv gewürdigt. Das
Sparziel ist ehrgeizig. Dennoch können wir nicht
alle Ausgaben dauerhaft zurückfahren. Das sieht
der Landesrechnungshof genauso, wie das Bei-
spiel Instandhaltung der Landesstraßen verdeut-
licht.

Wir haben Verfassungskonformität erreicht. Wir
werden erreichen - - -

(Der Präsident stellt dem Redner das
Mikrofon ab)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Ich habe eben gesagt, es ist der letzte Satz. Sie
haben die Redezeit weit überschritten. Nehmen
Sie bitte Platz.

(Klaus Rickert [FDP]: Bei anderen
Rednern sind Sie wesentlich großzü-
giger! - Zurufe: Nein!)
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- Herr Rickert, ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf,
weil Sie den Präsidenten kritisieren. Ich habe das
ganz korrekt gehandhabt. Sie können sich hiervon
überzeugen.

(Zuruf von der SPD: So kenne ich Sie
gar nicht! Selbst bei Herrn McAllister
nicht!)

Für die Landesregierung hat nun Herr Möllring das
Wort.

(Zuruf von der SPD: Die Rede wollte
sowieso keiner zu Ende hören!)

Hartmut Möllring, Finanzminister:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der von dieser Landesregierung vor vier
Jahren mit der Mipla 2003 - 2007 beschlossene
und danach umgesetzte Abbau der Nettoneuver-
schuldung um 350 Millionen Euro pro Jahr war der
Beginn konsequenter Haushaltskonsolidierung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ein eindrucksvoller Beweis hierfür sind die von uns
beschlossenen Maßnahmen zur Streichung von
Ausgaben in Höhe von 1,5 Milliarden Euro. Wie ich
an dieser Stelle bereits mehrfach ausgeführt habe,
hat der Niedersächsische Landesrechnungshof in
seinem letzten Jahresbericht ausdrücklich die
Nachhaltigkeit der von uns beschlossenen Ausga-
benreduzierung anerkannt.

(Beifall bei der CDU)

Die Erfolge sind inzwischen sichtbar. Nachdem im
Jahre 2002 der historische Negativrekord bei den
Finanzierungssalden des Landeshaushalts in Hö-
he von minus 3,9 Milliarden Euro zu beklagen war,

(Zuruf von der SPD)

weist der Abschluss für den niedersächsischen
Landeshaushalt 2006 ein Finanzierungssaldo in
Höhe von nur noch minus 228 Millionen Euro aus.
Gegenüber 2002 trat damit eine deutliche Verbes-
serung um 3,7 Milliarden Euro ein - und das in
dieser Legislaturperiode.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wie stehen wir damit im Ländervergleich? Be-
kanntermaßen hatte Niedersachsen im Jahre 2002
mit 17,4 %, gemessen am Ausgabevolumen, das
höchste Defizit unter den westdeutschen Flächen-

ländern. Zum Jahresabschluss 2006, den wir ge-
rade vorgelegt haben, betrug das Defizit 1 % des
Haushaltsvolumens. Damit lag Niedersachsen in
diesem Jahr nicht nur besser als der Durchschnitt
der westdeutschen Flächenländer mit minus 3,7 %,
sondern erreichte im direkten Vergleich Platz 2
hinter Bayern. Wir sind also vom letzten auf Platz 2
aufgerückt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das, meine Damen und Herren, ist Haushaltskon-
solidierung, wie wir uns das vorstellen und wie wir
das auch nach dem Januar nächsten Jahres wei-
termachen werden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Mit dem vorliegenden Änderungsantrag der Frakti-
onen von FDP und CDU wird der Abbau der Net-
toneuverschuldung aufgrund des günstigen Ver-
laufes des Jahres 2006 und des Ergebnisses der
Mai-Steuerschätzung 2007 verschärft und die
Nettokreditaufnahme gegenüber 2006 um insge-
samt 850 Millionen auf unter 1 Milliarde auf
950 Millionen Euro für dieses Jahr abgesenkt.

Herr Jüttner - Sie haben keine Zwischenfrage zu-
gelassen -, das hat nichts mit der Mehrwertsteuer
zu tun. Sie war im Ursprungshaushalt 2007 schon
berücksichtigt. Es ist nicht so, dass „die das da“
bekämpft haben, sondern Sie haben Plakate mit
dem Aufspruch „Keine Merkel-Steuer“ beklebt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Leute merken schon, dass, wenn eine Partei
vor der Wahl die Anhebung der Mehrwertsteuer
um zwei Prozentpunkte ankündigt und die andere
null sagt und als Kompromiss, wenn die beiden
zusammen regieren müssen, 3 % rauskommen,
sich zumindest die eine ganz weit von ihrer Grund-
position entfernt hat.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir senken die Nettokreditaufnahme auf unter ein
Drittel des Jahres 2002. Wir werden sie im nächs-
ten Jahr, 2008, auf 600 Millionen Euro senken.
Das heißt, in einer Legislaturperiode haben wir die
Nettokreditaufnahme dann um 80 % auf dann ein
Fünftel des Ursprungsbetrages abgesenkt. Das ist
eine phantastische Leistung. Daran werden Sie
auch nicht rütteln können.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Aufgrund der für dieses Jahr prognostizierten Ein-
nahmeentwicklung wollen wir deshalb auf Entnah-
men aus dem Liegenschaftsfonds und aus dem
Agrarstrukturfonds sowie aus der Allgemeinen
Rücklage in einer Größenordnung von insgesamt
208 Millionen Euro verzichten.

Auch ist es möglich geworden, die ursprünglich für
2008 vorgesehene Stammkapitalerhöhung bei der
NBank um 50 Millionen Euro bereits in diesem
Jahr zu tätigen.

Darüber hinaus haben wir im Rahmen der Spitzab-
rechnung im quotalen System - die Höhe des Be-
trages konnten wir am 13. Dezember 2006, als wir
den Ursprungshaushalt verabschiedet haben, noch
nicht wissen - 53 Millionen Euro jetzt schon den
Kommunen zufließen lassen können, damit ihnen
entsprechende Liquidität zur Verfügung steht.

Herr Jüttner, Sie haben erwähnt, welche Ausgaben
sie tätigen wollen, aber Sie haben wahrscheinlich
nicht darauf geachtet, wie Sie diese Ausgaben
finanzieren wollen. Ich habe mir Ihren Antrag ein-
mal angeschaut.

Sie verzichten auf die Einrichtung eines Zukunfts-
und Innovationsfonds. - Herr Wenzel hat gerade
geklagt, dass ein solcher Fonds nicht bereits seit
vier Jahren mit einer Dotierung von 100 Millionen
Euro existiert. Insofern müssen Sie sich in der
Opposition schon einig werden. Sie haben übri-
gens unter Herrn Gabriel auch schon einmal einen
solchen Fonds aufgelegt, ihn dann aber gleich
wieder einkassiert. Sie haben einen riesigen Pres-
seaufschlag gemacht, den Fonds aber nicht do-
tiert, sondern ihn gleich wieder abgeschafft. Wir
dotieren ihn mit 32 Millionen Euro.

Sie schlagen vor, auf die Stammkapitalerhöhung
bei der NBank in Höhe von 50 Millionen Euro zu
verzichten. - Ich sagte, dass die 50 Millionen Euro
in 2008 fällig werden. Das heißt, Sie verschieben
Lasten in das nächste Jahr, ohne zu sagen, wie
Sie sie im nächsten Jahr decken wollen.

(Dieter Möhrmann [SPD]: Das hatten
Sie auch vor!)

Sie wollen die Entnahme aus dem Agrarstruktur-
fonds - 25 Millionen Euro - und aus dem Liegen-
schaftsfonds - 50 Millionen Euro; beides ist Lan-
desvermögen -, um damit konsumtive Ausgaben
zu finanzieren.

Dann gehen Sie davon aus, dass sich die Zins-
ausgaben um 7 Millionen Euro verringern ließen.
Ich weiß nicht, woher Sie das haben. Natürlich
senken wir die Nettokreditaufnahme ab. Die Zinsen
aber werden doch erst am Ende des Jahres fällig,
also in 2008. Die Haushaltssystematik müssen Sie
schon begreifen!

(Ursula Körtner [CDU]: Nein, das tut
er nicht!)

Der nächste Punkt, Herr Möhrmann, ist Ihnen nun
völlig durchgerutscht. Sie verzichten auf die Ver-
anschlagung der Mindereinnahmen vom Bund
wegen zurückgegangener Bautätigkeit - Einzelplan
04 - in Höhe von 9 Millionen Euro. Ich hatte im
Haushaltsausschuss vorgetragen, dass der Bund
uns, weil wir weniger Kasernenbauten haben und
weniger Dienstleistungen für den Bund erbringen,
18 Millionen Euro weniger erstattet. Da wir
9 Millionen Euro gegenfinanzieren, müssen wir die
Einnahme um 9 Millionen Euro reduzieren. Sie
aber streichen diesen Betrag einfach. Haben Sie
die Erkenntnis, dass der Bund diese 9 Millionen
Euro plötzlich doch überweist? - Das ist keine soli-
de Haushaltsführung. Das machen wir nicht mit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Irgendwie hatte der alte Franz Josef Strauß doch
recht: Eher legt ein Hund einen Wurstvorrat an, als
dass ein Sozialdemokrat mit Geld umgehen kann.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie haben auch noch einige Punkte abgeschrie-
ben. Und Sie haben Positionen in der Liste der
Fraktionen der CDU und der FDP gestrichen und
stattdessen dieselben Positionen in Ihre Liste auf-
genommen. Es waren aber nun einmal wir, die
Mittel für 295 zusätzliche Lehrer und zusätzliche
160 Feuerwehrlehrer, also knapp 500 Lehrer, plus
100 Referendare, die auch dringend erforderlich
sind, eingestellt haben.

Sogar der Bund der Steuerzahler Niedersachsen
und Bremen hat öffentlich mitgeteilt, dass - so
wörtlich - die deutliche Rückführung der Nettokre-
ditaufnahme Anerkennung verdient. Wir haben
damals, als wir uns noch in der Opposition befan-
den, im CDU-Fraktionssaal die Schuldenuhr des
Bundes der Steuerzahler aufgehängt. Während
Ihrer Regierungszeit musste die Uhr so eingestellt
werden, dass der Zeiger in jeder Sekunde des
Jahres 2002 um 93 Euro nach oben sprang. Wenn
wir diesen Nachtragshaushalt beschlossen haben,
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wird der Bund der Steuerzahler die Uhr korrigieren
müssen, weil die Neuverschuldung dann pro Se-
kunde nur noch um 30 Euro ansteigen wird.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das ist nicht einmal ein Drittel dessen, was Sie uns
hinterlassen haben. Ich darf mich deshalb an die-
ser Stelle ganz ausdrücklich bei den die Regierung
tragenden Fraktionen der FDP und der CDU dafür
bedanken, dass sie diese Schwerpunktsetzung in
diesem Land entschieden haben, dass sie zu-
sammen mit der Regierung den Weg der konse-
quenten Rückführung der Nettoneuverschuldung
gehen und nicht in die Versuchung geraten sind,
7,5 Monate vor der Landtagswahl vermeintliche
Wahlgeschenke zu verteilen. Das nennt man
Nachhaltigkeit in der Finanzpolitik.

(Starker, lang anhaltender Beifall bei
der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Die SPD-Fraktion hat zusätzliche Redezeit nach
§ 71 Abs. 3 beantragt. Ich erteile Ihnen das Wort
für zwei Minuten, Herr Möhrmann.

Dieter Möhrmann (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Minister, positiv an Ihrer Rede fand
ich, dass Sie in Ihrem Ton so waren, wie es sich
für einen Minister gehört.

(Beifall bei der SPD)

Negativ an Ihrer Rede fand ich, Herr Möllring, dass
Sie erneut den Versuch unternommen haben, alles
das, was in diesem Land an Konsolidierung er-
reicht worden ist, sich selbst gutzuschreiben und
dabei völlig auszublenden, dass in unserer Regie-
rungszeit bis 2003 jeder Konsolidierungsversuch
von Ihnen bekämpft worden ist und nicht mitgetra-
gen wurde.

(Beifall bei der SPD - Wilhelm Heide-
mann [CDU]: Wer hatte denn damals
die Mehrheit?)

Wir lassen Ihnen auch nicht durchgehen, dass Sie
hier den Eindruck erwecken, es sei dem Wahl-
kampf geschuldet, dass wir im Jahre 2007 z. B.
120 zusätzliche Angestelltenstellen bei der Polizei
finanzieren wollen. Jeder von Ihnen weiß doch um
die Probleme in den Polizeistationen. Warum re-
geln Sie das nicht schon jetzt, sondern erst in

2008? Ich bin ziemlich sicher, dass Sie spätestens
dann ebenfalls mit einem solchen Vorschlag kom-
men werden.

Wenn Sie uns hier vorwerfen, wir würden Ausga-
ben veranlassen, die nur dem Wahlkampf ge-
schuldet seien, dann erklären Sie mir doch bitte
einmal, warum Sie inzwischen auf Vorschläge
verzichten, die Ihr ursprünglicher Haushaltsantrag
noch enthalten hatte. Ganz einfach! Sie wollen im
Haushaltsplan 2008 Mittel zur Verfügung haben,
um den erstaunten Wählerinnen und Wählern sa-
gen zu können: Wir sind nicht nur Weltmeister im
Sparen, sondern können sogar noch zusätzliches
Geld ausgeben!

Meine Damen und Herren, die Wählerinnen und
Wähler werden den Zusammenhang schon erken-
nen. Ich darf diese Kurve noch einmal zeigen: Die
Ursache dafür, dass Sie jetzt die Möglichkeit ha-
ben, die Nettoneuverschuldung zurückzuführen
- was sehr wichtig ist und was auch wir wollen -,
sind nicht die politischen Leistungen dieser Koaliti-
on, sondern sind die politischen Leistungen der
rot-grünen Bundesregierung unter Gerhard Schrö-
der. - Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD - La-
chen bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Landesregierung spricht Herr Minister Möll-
ring.

(Oh! bei der SPD)

Hartmut Möllring, Finanzminister:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Möhrmann hat Fragen gestellt. Wenn
Sie das stört, dann müssen Sie das mit Ihrem
Parlamentarischen Geschäftsführer abklären.
Wenn er Fragen stellt, hat er Anspruch darauf,
dass die Regierung antwortet.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Herr Möhrmann, erst einmal vielen Dank für das
Lob. Das kommt ja von ganz unerwarteter Seite.

(Heiterkeit bei der CDU und bei der
FDP)

Es ist doch so: Die Regierung ist dazu da, in
schwierigen Situationen Konsolidierung zu betrei-
ben. Sie haben sehr richtig gesagt, dass Ihre Ver-
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suche jedes Mal gescheitert sind, wenn aus der
Opposition Kritik kam. Wir hingegen haben in den
letzten vier Jahren die Kritik ausgehalten und es
getan. Regierung muss nämlich tun und nicht ver-
suchen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Ich hatte dargelegt, dass wir anders, als ursprüng-
lich vorgesehen, zur Deckung des Landeshaus-
halts den Grundstücksfonds Landesliegenschafts-
fonds und Agrarstrukturfonds keine Mittel entneh-
men wollen. Wir hatten ihnen über einige Jahre
hinweg Mittel entzogen und sind nun der Meinung,
dass in diesem Jahr pausiert werden sollte. Sie
hingegen wollen die Ansätze sofort wieder auf null
absenken und die Mittel in den Konsum stecken. -
Das ist eben der Unterschied! Wir wollen das nicht.
Wir wollen, dass unsere zukünftigen Generationen
und auch die nächste Regierung - wahrscheinlich
werden wir es sein - noch Gestaltungsmöglichkei-
ten haben. Deshalb schonen wir im Moment dieses
Vermögen.

(Dieter Möhrmann [SPD]: Im Mo-
ment!)

- Ja, im Moment! - Was in der Zukunft sein wird,
weiß man nie. Sie haben in Ihrer Regierungszeit
alles Mögliche verkauft: Sie haben Toto/Lotto ver-
kauft, Sie haben die Harzwasserwerke verkauft,
und Sie haben die öffentlichen Versicherungen für
einen Appel und ein Ei weggegeben. Ich könnte
noch viele weitere Beispiele nennen.

Herr Möhrmann, ich bin Ihnen dankbar, dass Sie
eben die Grafik betreffend die Steuereinnahmen
hochgehalten haben. Diese Grafik unterstreicht
das, was wir in den letzten vier, fünf Jahren ge-
leistet haben. Der Peak war im Jahre 2000. Dann
gab es zwei Jahre ein Absinken der Einnahmen.
Für das folgende Jahr sind Einnahmen in gleicher
Höhe ausgewiesen. Im darauf folgenden Jahr gab
es ein leichtes Ansteigen der Steuereinnahmen. Im
Jahre 2007 übertreffen wir erstmals wieder das
Ergebnis aus dem Jahre 2000. In diesen acht
Haushaltsjahren seit 2000 hat es aber viele Kos-
tensteigerungen gegeben. Angesichts dessen
haben wir Konsolidierungsmaßnahmen ergriffen.
Wir haben Ausgaben in Höhe von 1,5 Milliarden
Euro gestrichen. Sie haben dazu in den Jahren
2001 und 2002 nicht die Kraft gehabt, obwohl wir
Sie zu einer solchen Konsolidierung aufgefordert
haben.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Das ist eben der Unterschied: Sie haben damals
im Jahre 2003 nicht den Mut gehabt, den Wählern
zu sagen, wie die Situation ist. Wir haben im Jahre
2007 vor den Wahlen 2008 den Mut zu sagen: Wir
haben das rettende Ufer noch nicht erreicht. Wir
müssen noch weiter konsolidieren. - Das ist der
Unterschied zwischen Ihrer Finanzpolitik und der
Finanzpolitik von FDP und CDU. Deshalb bin ich
stolz, Finanzminister in dieser Regierung sein zu
können und nicht von Ihnen getrieben werden zu
müssen, wie Sie es richtig dargestellt haben: Man
macht den Versuch zu konsolidieren, aber bei der
ersten Kritik knickt man ein. - Das braucht dieses
Land nicht. Wir brauchen vielmehr eine nachhalti-
ge Finanzpolitik.

Herr Möhrmann, eines will ich Ihnen noch sagen.
Was wir derzeit tun, ist unverantwortlich. Wir zah-
len jetzt jeden Tag 7 Millionen Euro an Zinsen. Das
liegt an Ihnen und an Ihren Vorgängern. Alle Re-
gierungen haben in den vergangenen 61 Jahren
Schulden gemacht. Unsere Nachfolger werden
noch mehr Zinsen für die Schulden zahlen müs-
sen, die unsere Vorgänger gemacht haben und die
wir machen. Davon müssen wir wegkommen.

Ich meine, wir müssen in der Politik genauso han-
deln wie im richtigen Leben. Im richtigen Leben ist
es eben auch nicht so, dass Opa und Oma, wenn
sie einmal ausgehen wollen, das Sparschwein der
Enkel schlachten. Umgekehrt wird vielmehr ein
Schuh daraus: Wenn die Kinder einmal um die
Häuser ziehen wollen, wissen sie wieder, wo Oma
und Opa wohnen, und fragen, ob diese sich an
ihrer Unternehmung an den betreffenden Abend
beteiligen wollen - nicht direkt, aber finanziell. In
diese Situation müssen wir beim Staat auch wieder
kommen.

(Starker, lang anhaltender Beifall bei
der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat um
zusätzliche Redezeit gebeten. Herr Wenzel, Sie
haben für zwei Minuten das Wort.

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Minister, mit so ein paar Witzchen
kommen Sie hier nicht aus dem Saal.
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(Beifall bei den GRÜNEN - Wider-
spruch bei der CDU)

Herr Möllring, Sie haben sich einen sehr schlanken
Fuß gemacht, als es um den Innovationsfonds
ging, den Ihnen die FDP offenbar in Ihren Koaliti-
onsvertrag hineingeschrieben hat. Angesichts des-
sen, was hier stattfindet, hätte ich von Ihnen gern
noch ein paar Worte zum System und auch zum
Haushaltsrecht gehört. Hier wird eine Privatisie-
rung der Wirtschaftsförderung vorgenommen, da-
mit die FDP einigen Führungseliten und einigen
wenigen Leuten aus Wissenschaft, Wirtschaft und
Gesellschaft im Wahlkampfhaushalt Häppchen
vorlegen kann. 32 Millionen Euro werden dem
verfassungsgemäßen Zugriff des Parlaments ent-
zogen. Gnädigerweise gibt es hinterher noch einen
Bericht, wozu sich Herr Rickert jetzt noch einmal
geäußert hat. Das ist das Allermindeste. Es han-
delt sich um originäres Landesgeld, das Sie in
jenen privatisierten Teil verschieben wollen, wo Sie
künftig keinerlei Kontrolle mehr gewährleisten kön-
nen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie glauben doch selber nicht an die private Zu-
stiftung. Sonst könnten Sie es nämlich so machen,
Herr Möllring, dass Sie 1 Million Euro in den Fonds
einbringen und darauf warten, dass die Privaten
sich auch engagieren. Was tun Sie aber? Sie brin-
gen 20 Millionen Euro und dann noch 12 Millionen
Euro, die unmittelbar ausgegeben werden sollen,
ein. Sie haben selber kein Vertrauen in die private
Zustiftung. Deshalb ist dieses Projekt von vorn bis
hinten eine verlogene Fata Morgana, die uns hier
präsentiert wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Stiftungsidee ist zudem unwirtschaftlich, weil
Sie jedes Jahr 200 000 Euro brauchen, um allein
den Zinsverlust zu finanzieren, der dem Land ent-
steht, weil es natürlich Schulden machen muss,
um das Geld in die Stiftung einzubringen. Sie
schaffen schließlich auch noch eine Doppelstruk-
tur, Herr Hirche. Wofür haben wir denn die NBank
gegründet? Weshalb haben wir dort eine Kon-
struktion gewählt, die eigentlich schlank sein soll-
te? Kaum läuft dieses Projekt, da schaffen Sie
schon wieder eine Doppelstruktur.

Meine Damen und Herren, dieses Projekt ist von
vorn bis hinten verfehlt. Herr Möllring, ich fordere
Sie auf: Nehmen Sie das ernst, was Sie in der
Vergangenheit zur Haushaltswahrheit und -klarheit

und zur verfassungsgemäßen Grundlage unseres
Haushalts gesagt haben! Stoppen Sie dieses Pro-
jekt heute! Es darf so nicht beschlossen werden.
- Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Abgeordneter Rickert hat sich zu einer Kurz-
intervention gemeldet. Sie wissen, Sie haben dafür
eineinhalb Minuten Redezeit.

Klaus Rickert (FDP):

Nur ganz kurz, Herr Präsident, damit wir auch mit
der Zeit klarkommen.

Herr Wenzel, was Sie hier dokumentieren, ist im
Grunde genommen Kaffeesatzleserei. Die Vermu-
tung, dass die Wirtschaft sich nicht an einem
Fonds dieser Art beteiligen wird, ist weit hergeholt.
Es gibt eine ganze Reihe von Aktivitäten, bei de-
nen wir wissen, dass die Wirtschaft Bereitschaft
zeigt, sich zu engagieren. Ich erinnere nur an das,
worüber wir heute Morgen gesprochen haben,
nämlich an die gemeinschaftliche Finanzierung der
Planungskosten für die A 22. Die Wirtschaft hat an
diesem Infrastrukturprojekt Interesse. Genauso hat
die Wirtschaft an einer völlig neuen Variante einer
Stiftung Interesse, an der sie sich beteiligen kann
und in deren Rahmen sie Innovation, Mit-
telstandsförderung und natürlich auch Ausbil-
dungsförderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses mit betreiben kann. Das ist neu für dieses
Land. Da Sie aber alles, was neu ist, sowieso nicht
gut finden, stimmen Sie hier vehement dagegen.
Ich bin allerdings der Meinung, das ist Kaffeesatz-
leserei. Meines Erachtens ist es wirklich wichtig,
dass wir hier solch ein Instrument in die Hände
bekommen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Landesregierung hat nun Herr Minister
Möllring das Wort.

Hartmut Möllring, Finanzminister:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Man kann über Stiftungen nun diskutieren,
wie man will. Es hat Umweltstiftungen gegeben, in
die Volksvermögen geflossen ist. Die VW-Stiftung
ist für uns ein Segen. Auch in diese Stiftung ist
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Volksvermögen geflossen. Das geschah außerhalb
der parlamentarischen Kontrolle.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das war
aber nicht kreditfinanziert!)

Ich erwähne in diesem Zusammenhang auch die
Braunschweig-Stiftung, die ähnlich finanziert wor-
den ist. Jetzt werden wir den Innovationsfonds
haben, den übrigens beide - FDP und CDU - im
Koalitionsvertrag verankert haben. Es gab einen
Koalitionsausschuss, an dem mitzuarbeiten ich die
Freude hatte. In diesem Ausschuss bestand Ein-
mütigkeit in Bezug auf den Innovationsfonds. Hin-
terher haben beide Parteien in ihren Gremien - auf
Parteitagen - entsprechend beschlossen. Der In-
novationsfonds ist also ein gemeinsames Projekt.
Er wird übrigens vom Wirtschaftsministerium und
vom MWK gemeinsam gesteuert. Man kann also
nicht sagen, es handele sich um ein reines FDP-
Projekt. Es wäre aber auch gar nicht schlimm,
wenn es ein reines FDP-Projekt wäre, weil die
Wirtschaftspolitiker der FDP unser volles Vertrauen
haben. Das ist doch selbstverständlich.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich kann Ihnen sagen - ich wollte vorhin nicht dar-
auf eingehen -, wie die Investitionsansätze des
Nachtragshaushaltsplanes für 2007 sind. Wir wer-
den 2,5 Milliarden Euro investieren. Das sind fast
12 % des Haushaltes. Davon sind - das will ich
auch gleich sagen, damit darüber gar keine Dis-
kussionen entstehen - 1,845 Milliarden Euro ei-
genfinanziert. Das heißt, wir investieren 900 Mil-
lionen Euro mehr, als wir für die Nettokreditauf-
nahme ansetzen. Eine solche Differenz hat es in
den letzten 20 Jahren nicht gegeben. Deshalb
kann man nicht sagen, wir machen Schulden, um
den Innovationsfonds zu stützen. Wir wollten ihn
erst auflegen, wenn wir ihn aus den Einnahmen
decken können. Diese Einnahmen haben wir jetzt.
Ich bin dem Kollegen Hirche dankbar, dass er den
Fonds nicht schon im ersten oder zweiten Jahr
unserer Regierungszeit haben wollte, sondern erst
dann, als er nicht über Kredite hätte finanziert wer-
den müssen.

Herr Wenzel, Sie haben in Schleswig-Holstein bis
zum Schluss mitregiert. Dort haben die Grünen
eine Innovationsstiftung Schleswig-Holstein mitge-
gründet. Im Errichtungsgesetz 2004 heißt es:

„Der Stiftungsrat besteht aus ... vier
Vertreterinnen oder Vertretern der

Landesregierung, zwei Vertretern der
E.ON Energie AG ...“

Ferner heißt es dort:

„Der stellvertretende Vorsitz wird von
einer Vertreterin oder einem Vertreter
der E.ON Energie AG ... wahrge-
nommen ... .“

Weiter heißt es - Herr Wenzel, das alles haben
Grüne mitbeschlossen -:

„Beschlüsse des Stiftungsrates kön-
nen nicht ohne und nicht gegen die
Stimmen des Vorsitzes und des stell-
vertretenden Vorsitzes gefasst wer-
den.“

Sie haben sich dort also dem Veto von E.ON
- gegen die ich nichts habe - unterworfen. Da ha-
ben Sie das Parlament völlig ausgeschaltet.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nach § 71
Abs. 3 unserer Geschäftsordnung um zusätzliche
Redezeit gebeten. Herr Wenzel, Sie haben das
Wort für zwei Minuten.

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Herr Möllring, ich bin Niedersachse, und wir reden
jetzt hier über Niedersachsen.

(Lachen bei der CDU und bei der
FDP)

Wir reden hier über einen Gesetzentwurf, den Sie
vorgelegt haben. Es ist völlig unbestritten, dass es
hier bei uns in Niedersachsen viele, viele Stiftun-
gen gibt, die eine sehr sinnvolle und gute Arbeit
leisten, z. B. die Bürgerstiftung Göttingen. Aber in
der Regel engagieren sich dort Bürger.

Was wir hier haben, dass 32 Millionen Euro
Staatsgelder dort hineinfließen, die sehr wohl
schuldenfinanziert sind - sonst hätten wir ja eine
Nettoneuverschuldung von null -, ist ein ganz spe-
zieller Fall, Herr Möllring.

Wir haben in einer der letzten Sitzungen des
Haushaltsausschusses die Sponsoringliste behan-
delt. Wir haben gesehen, dass viele Firmen Pro-
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jekte dieser Regierung sponsort, die E.ON Kern-
kraft z. B. mit 200 000 Euro.

(Bernd Althusmann [CDU]: Das war
auch schon vorher der Fall!)

Diese Firmen haben sich aber besondere Projekte
ausgesucht. Auch die Zigarettenindustrie hat sich
besondere Projekte ausgesucht.

(Bernd Althusmann [CDU]: Das war
auch zuzeiten der alten Landesregie-
rung so!)

So hat sich die Wirtschaft bislang engagiert. Ich
gehe davon aus, dass auch in Zukunft wahr-
scheinlich eher solche Formen des Sponsorings an
der Tagesordnung sein werden als Zustiftungen in
diese merkwürdige Stiftung, von der Sie doch of-
fensichtlich selbst nicht glauben, dass sie kommen.
Sonst bräuchten Sie doch dort nicht 32 Millionen
Euro Staatsgeld hineinzugeben, sondern könnten
erst einmal warten, wie stark sich die Privaten
engagieren. Oder Sie würden sagen, für jeden
Euro, den wir einlegen, erwarten wir vier Euro von
den Privaten. - Nichts! Sie wissen von vornherein
- das hat sich auch in anderen Ländern gezeigt -:
Die privaten Zustiftungen halten sich sehr in Gren-
zen. Deshalb haben Sie Staatsgeld genommen.
Deshalb entziehen Sie das Geld hier dem Parla-
ment. Deshalb ist das ein gänzlich falscher Weg,
den Sie hier einschlagen wollen. - Herzlichen
Dank!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, es liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor.

Wir kommen nun zur Abstimmung zu Punkt 3 der
Tagesordnung. Wir stimmen zunächst über die
Einzelpläne und dann über die einzelnen Artikel
des Gesetzes ab, d. h. zunächst über die Nr. 2 und
dann über die Nr. 1 der Beschlussempfehlung. Ich
lasse jeweils zuerst über den Änderungsantrag der
Fraktion der SPD in der Drucksache 3848 und
dann über die Beschlussempfehlung abstimmen.

Wir kommen zur Abstimmung zu Nr. 2 der Be-
schlussempfehlung. Der Ausschuss für Haushalt
und Finanzen empfiehlt Ihnen zu den Einzelplä-
nen 01, 03 bis 09, 11, 13 und 15 die in der Druck-
sache 3820 vorgeschlagenen Änderungen zu be-
schließen.

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Einzel-
beratung.

Einzelplan 01. - Wer der Beschlussempfehlung des
Ausschusses zustimmen möchte, den bitte ich um
ein Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Bei Stimmenthaltung der
Fraktion der Grünen ist das so beschlossen.

Einzelplan 02. - Hierzu liegt ein Änderungsantrag
der Fraktion der SPD. Der Ausschuss hat die un-
veränderte Annahme empfohlen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD in der Drucksa-
che 3848 vor. Wer ihm zustimmen möchte, den
bitte ich um ein Handzeichen. - Wer stimmt dage-
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Das Zweite
war die Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Wer ihr zustimmen
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Wer
stimmt dagegen? - Gibt es Stimmenthaltungen? -
Das Erste war die Mehrheit.

Einzelplan 03. - Hierzu liegen ein Änderungsantrag
der Fraktion der SPD und die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD in der Drucksa-
che 3848. Wer ihm zustimmen möchte, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Das Zweite war die
Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Wer ihr zustimmen
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Wer
stimmt dagegen? - Gibt es Stimmenthaltungen? -
Das Erste war die Mehrheit.

Einzelplan 04. - Wer der Beschlussempfehlung des
Ausschusses zustimmen möchte, den bitte ich um
ein Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Wer
enthält sich der Stimme? - Das Erste war die
Mehrheit.

Einzelplan 05. - Hierzu liegen ein Änderungsantrag
der Fraktion der SPD und die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD in der Drucksa-
che 3848. Wer ihm zustimmen möchte, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen?
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- Gibt es Stimmenthaltungen? - Das Zweite war die
Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Wer ihr zustimmen
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gibt
es Gegenstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen?
- Das Erste war die Mehrheit.

Einzelplan 06. - Hierzu liegen ein Änderungsantrag
der Fraktion der SPD und die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD in der Drucksa-
che 3848. Wer ihm zustimmen möchte, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen?
- Gibt es Stimmenthaltungen? - Das Zweite war die
Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Wer ihr zustimmen
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gibt
es Gegenstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen?
- Das Erste war die Mehrheit.

Einzelplan 07. - Hierzu liegen ein Änderungsantrag
der Fraktion der SPD und die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD in der Drucksa-
che 3848. Wer ihm zustimmen möchte, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen?
- Gibt es Stimmenthaltungen? - Das Zweite war die
Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Wer ihr zustimmen
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gibt
es Gegenstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen?
- Das Erste war die Mehrheit.

Einzelplan 08. - Hierzu liegen ein Änderungsantrag
der Fraktion der SPD und die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD in der Drucksa-
che 3848. Wer ihm zustimmen möchte, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen?
- Gibt es Stimmenthaltungen? - Das Zweite war die
Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Wer ihr zustimmen
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gibt

es Gegenstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen?
- Das Erste war die Mehrheit.

Einzelplan 09. - Hierzu liegen ein Änderungsantrag
der Fraktion der SPD und die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD in der Drucksa-
che 3848 ab. Wer ihm zustimmen möchte, den
bitte ich um ein Handzeichen. - Gibt es Gegen-
stimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen? - Das
Zweite war die Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Wer ihr zustimmen
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gibt
es Gegenstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen?
- Das Erste war die Mehrheit.

Einzelplan 11. - Hierzu liegen ein Änderungsantrag
der Fraktion der SPD und die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD in der Drucksa-
che 3848. Wer ihm zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? -
Gibt es Stimmenthaltungen? - Das Zweite war die
Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Wer ihr zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gibt es
Gegenstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen? -
Das Erste war die Mehrheit.

Einzelplan 13. - Hierzu liegen ein Änderungsantrag
der Fraktion der SPD und die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der SPD-Fraktion in der Drucksache
3848. Wer ihm zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt
es Stimmenthaltungen? - Das Zweite war die
Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Wer ihr zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gibt es
Gegenstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen? -
Das Erste war die Mehrheit.

Einzelplan 15. - Hierzu liegen ein Änderungsantrag
der Fraktion der SPD und die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses vor.
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Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der SPD-Fraktion in der Drucksache
3848. Wer ihm zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt
es Stimmenthaltungen? - Das Zweite war die
Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Wer ihr zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gibt es
Gegenstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen? -
Das Erste war die Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Nr. 1
der Beschlussempfehlung des Ausschusses: Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Haushalts-
gesetzes 2007 (Nachtragshaushaltsgesetz 2007).

Ich rufe auf:

Artikel 1 einschließlich Anlage 1, vorbehaltlich des
noch zu errechnenden Zahlenwerks. - Hierzu lie-
gen ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD
und die Beschlussempfehlung des Ausschusses
vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD in der Drucksa-
che 3848. Wer ihm zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Das Zweite war die
Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Wer ihr zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer
stimmt dagegen? - Stimmenthaltungen? - Das
Erste war die Mehrheit.

Artikel 2. - Unverändert.

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.

Bevor wir nun zur Schlussabstimmung in zweiter
Beratung über den gesamten Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2007
kommen, wird das aufgrund der Beschlüsse der
Einzelberatungen neu errechnete Zahlenwerk in
den Gesetzestext eingefügt. Dazu wird Ihnen jetzt
die Unterrichtung in der Drucksache 3835 vorge-
legt. Ich gehe davon aus, dass die Verteilung so
zügig vonstatten geht, dass wir die Sitzung nicht
unterbrechen müssen.

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung. Wer
dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Haushaltsgesetzes 2007 (Nachtragshaushaltsge-

setz 2007) in der Fassung der Unterrichtung mit
den beschlossenen Änderungen insgesamt zu-
stimmen will, den bitte ich, sich von seinem Platz
zu erheben. - Wer stimmt dagegen? - Gibt es
Stimmenthaltungen? - Das Erste war die Mehrheit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir kommen nun zur Einzelberatung zu Punkt 5
der Tagesordnung. Ich rufe auf:

§ 1. - Unverändert.

§ 2. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung des
Ausschusses vor. Wer ihr zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? -
Gibt es Stimmenthaltungen? - Das Erste war die
Mehrheit.

§ 3. - Unverändert.

§ 4. - Unverändert.

§ 5. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung des
Ausschusses. Wer ihr zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? -
Gibt es Stimmenthaltungen? - Das Erste war die
Mehrheit.

§ 6. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung des
Ausschusses. Wer ihr zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? -
Gibt es Stimmenthaltungen? - Das Erste war die
Mehrheit.

§ 7. - Unverändert.

§ 8. - Unverändert.

§ 8/1. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung
des Ausschusses. Wer ihr zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Gibt es Gegen-
stimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen? - Das
Erste war die Mehrheit.

§ 9. - Unverändert.

§ 10. - Unverändert.

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.

Meine Damen und Herren, wir kommen zur
Schlussabstimmung. Wer dem Gesetz in der
Schlussabstimmung zustimmen will, den bitte ich,
sich von seinem Platz zu erheben. - Gibt es Ge-
genstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen? - Das
ist so beschlossen.
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Von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist bean-
tragt worden, über den Tagesordnungspunkt 4
direkt abzustimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um
das Handzeichen. - Aufgrund des Ergebnisses
brauche ich nicht mehr zu fragen, wer dagegen ist
oder sich der Stimme enthält.

Wir kommen damit zur Abstimmung über den An-
trag. Wer ihm zustimmen will, bitte ich um das
Handzeichen. Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es
Stimmenthaltungen? - Das Zweite war die Mehr-
heit. Somit ist auch über diesen Antrag abgestimmt
worden.

(Zuruf: Ausschussüberweisung!)

- Ich habe das Wort „Ausschussüberweisung“ ge-
hört. Wir haben gerade darüber abgestimmt, dass
wir nicht an den Ausschuss überweisen. Guten
Morgen! Damit sich derjenige, der den Zwischenruf
gemacht hat, ausschlafen kann, gehen wir jetzt in
die Mittagspause. Wir treffen uns um 16 Uhr wie-
der hier.

Unterbrechung der Sitzung: 14.07 Uhr.

Wiederbeginn der Sitzung: 16.01 Uhr.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Meine Damen und Herren, wir setzen die Tages-
ordnung fort, und zwar mit

Tagesordnungspunkt 6:
Einzige (abschließende) Beratung:
Rechnung über den Haushalt des Nieder-
sächsischen Landesrechnungshofs
(Epl. 14) für das Haushaltsjahr 2004 - An-
trag der Präsidentin des Landesrechnungs-
hofs - Drs. 15/3650 - Beschlussempfehlung
des Ausschusses für Haushalt und Finanzen -
Drs. 15/3808

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen emp-
fiehlt, Entlastung zu erteilen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Im Ältestenrat sind die Fraktionen übereingekom-
men, dass über diesen Punkt ohne Besprechung
abgestimmt werden soll. - Ich sehe, dass Wider-
spruch nicht erhoben wird.

Ich möchte über die Beschlussempfehlung ab-
stimmen lassen und bitte daher alle Anwesenden,
Platz zu nehmen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
für Haushalt und Finanzen seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenstimmen? - Das ist nicht der Fall. Stimment-
haltungen? - Damit ist einstimmig so beschlossen
worden.

Ich rufe auf

Tagesordnungspunkt 7:
Einzige (abschließende) Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Mediengesetzes - Ge-
setzentwurf der Landesregierung -
Drs. 15/3750 - Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Bundes- und Europaangele-
genheiten und Medien - Drs. 15/3821 -
Schriftlicher Bericht - Drs. 15/3849

Die Beschlussempfehlung lautet auf Annahme mit
Änderungen.

Ich eröffne die Beratung.

Für die CDU-Fraktion hat sich Herr Kollege Scho-
bert zu Wort gemeldet. Sie haben das Wort.

Wittich Schobert (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Medienwissenschaftler Neil Postman
hat einmal gesagt:

„Was als ein Strom nützlicher Infor-
mationen begann, hat sich inzwischen
in eine Sturzflut verwandelt.“

Unsere Aufgabe ist es nun, diese von Postman
beschriebene Sturzflut im digitalen Zeitalter ge-
setzlich zu regeln. Medienpolitik ist dabei oft in der
schwierigen Situation, dass Dämme erst errichtet
werden können, wenn die Sturzflut längst über uns
hereingebrochen ist.

Von daher beschäftigen wir uns heute mit den
Änderungen des Niedersächsischen Mediengeset-
zes, die aufgrund der Veränderungen des Rund-
funkstaatsvertrages notwendig geworden sind.
Diese sind sämtlich unstrittig.
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Von Bedeutung sind im Niedersächsischen Me-
diengesetz die Auswahlkriterien für Frequenzzu-
weisungsentscheidungen der Niedersächsischen
Landesmedienanstalt, die jetzt konkretisiert wer-
den. Um es anschaulich zu machen: Die Nieder-
sächsische Landesmedienanstalt hat 2006 die
UKW-Übertragungskapazität bzw. die Frequenz
Hannover 107,4 MHz dem Klassik Radio
Deutschland zugesprochen. Ein Mitkonkurrent hat
beim Verwaltungsgericht Hannover dagegen ge-
klagt und recht bekommen. Begründet hat das
Verwaltungsgericht Hannover seine Entscheidung
damit, dass die gesetzlichen Vorgaben für die Zu-
weisung von Übertragungskapazitäten an bereits
zugelassene Veranstalter im Niedersächsischen
Mediengesetz fehlen.

Dieser Mangel wird durch den jetzt vorliegenden
Gesetzentwurf abgestellt. Damit ist die erneute
Ausschreibung der UKW-Übertragungskapazität
Hannover 107,4 MHz möglich. Darüber hinaus
weist der jetzige Gesetzestext eindringlich darauf
hin, dass der Vielfaltsgedanke im Programmange-
bot bei der Auswahl der Antragsteller eine Vor-
rangstellung haben muss. Dieser Sachverhalt ist
nun durch den Gesetzentwurf klargestellt, obgleich
die Niedersächsische Landesmedienanstalt schon
in der ersten Ausschreibung zu dieser Frequenz
deutlich darauf hingewiesen hat, dass von dem
zuzulassenden Programm eine Ergänzung der
bestehenden privaten Hörfunklandschaft in Nie-
dersachsen erwartet wird.

Ferner möchte ich Sie auf eine weitere bedeuten-
de Änderung hinweisen. Sie wissen, dass RTL und
SAT.1 in Niedersachsen jeweils ein Regionalpro-
gramm ausstrahlen. Dazu sind sie verpflichtet, weil
sie die zwei reichweitenstärksten bundesweiten
Vollprogramme sind, die terrestrisch in Nieder-
sachsen verbreitet werden. RTL Regional wird in
Hamburg, SAT.1 Regional in Hannover produziert.
In der Praxis bedeutet dies, dass bei RTL die Mo-
deratoren in Hamburg sitzen und die Beiträge aus
Niedersachsen schon nachmittags überspielt wer-
den müssen, um in die Sendung eingebaut werden
zu können. SAT.1 hingegen fährt die Sendung live
aus Hannover. Reaktionen auf aktuelle Ereignisse
sind so besser möglich. Auch niedersächsische
Studiogäste kommen hier zu Wort.

Durch das bis heute geltende Mediengesetz vom
11. Dezember 2003 konnte SAT.1 am Standort
Niedersachsen gehalten werden, weil im Gesetz
die Herstellung und die studiotechnische Abwick-
lung der Programme in Niedersachsen verpflich-

tend vorgeschrieben waren. Diese Klausel hält die
Europäische Kommission nicht für vereinbar mit
dem Gemeinschaftsrecht. So mussten wir diesen
Passus im vorliegenden Gesetzentwurf korrigieren.
Dennoch muss es unser gemeinsames medienpo-
litisches Ziel sein, Abwanderungspläne von SAT.1
nach Hamburg zu verhindern.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Wir hoffen, dass sich auch RTL wieder an den
hervorragenden Medienstandort Niedersachsen
bzw. Hannover erinnert und mittelfristig die Ab-
wicklung der Regionalsendung wieder vollständig
nach Niedersachsen verlegt. Dies würde der Aktu-
alität des Programms und dem Medienstandort
Niedersachsen zugutekommen.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich abschließend
auf einen besonderen Zukunftsaspekt bei den
Regionalprogrammen von RTL und SAT.1 hinwei-
sen. Es gibt zurzeit Bestrebungen von RTL, die
Regionalprogramme der verschiedenen Bundes-
länder in einem Digitalkanal zusammenzufassen.
Dies mag aus finanzieller Sicht sinnvoll sein, weil
in der Primetime anstelle des Regionalprogramms
dann Soaps oder Ähnliches ausgestrahlt werden
können. Ob dieses aber im Sinne der vielen nie-
dersächsischen Zuschauer ist, muss hinterfragt
werden. Es muss unser Anliegen sein, dass viele
Niedersachsen möglichst umfangreiche regionale
Informationen nicht nur im Regionalprogramm des
NDR, sondern auch in den Regionalprogrammen
von RTL und SAT.1 erhalten können,

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

was zumindest im Augenblick für viele Fernsehzu-
schauer in Niedersachsen schwierig sein dürfte,
wenn die Regionalprogramme der Privaten in ei-
nem Digitalkanal verschwinden würden. Über die-
ses Thema - in der Hinsicht bin ich mir ganz si-
cher - werden wir an dieser Stelle bald diskutieren
müssen.

Ich freue mich, dass wir diesen Gesetzentwurf zur
Änderung des Mediengesetzes im Fachausschuss
so einvernehmlich beraten haben und dass wir ihn
in Landtag so einträchtig verabschieden werden. -
Ich bedanke mich dafür, dass Sie mir zugehört
haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön, Herr Schobert. - Für die SPD-Frak-
tion hat Frau Kollegin Krause-Behrens das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Daniela Krause-Behrens (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wie können wir das Angebot von regiona-
len Programmfenstern in Niedersachsen stärken,
sichern und sogar weiter ausbauen, ohne dabei
mit der EU bzw. der Europäischen Kommission in
Konflikt zu geraten? - Diese Frage steht im Zent-
rum des vorliegenden Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Niedersächsischen Mediengeset-
zes. Mein Vorredner hat bereits auf die wichtigen
Punkte hingewiesen. Deswegen möchte ich mich
auf wenige Aspekte konzentrieren.

In der Auseinandersetzung mit dieser Gesetzes-
änderung ging es uns vor allem darum, die regio-
nale Echtheit zu erhalten. Wir haben zu diesem
Zweck § 8 ergänzt. Mit den Begriffen „Authentizi-
tät“ und „authentisch“ versuchen wir, die regionale
Echtheit zu erhalten. Wir werden sehen, ob diese
Konstruktion in der Zukunft hält. Verzichtet wird in
diesem Gesetzentwurf auf eine Regelung dazu,
wie Übertragungskapazitäten für die Einführung
neuer landesweiter Programme zuzuweisen sind.
Dies scheint in naher Zukunft allerdings nicht an-
zustehen.

Insgesamt geht es in dem vorliegenden Gesetz-
entwurf um die Erhaltung und Steigerung der Me-
dienvielfalt beim Wechsel zur digitalen Ausstrah-
lung. Dabei kommt es darauf an, die regionalen
und lokalen Angebote sowohl im Fernsehen als
auch im Hörfunk zu sichern und gleichwohl neuen
Angeboten, auch solchen des privaten Hörfunks,
Entwicklungschancen einzuräumen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aktuelle
Fragen der medienpolitischen Debatte werden in
dieser Gesetzesnovelle nicht beantwortet. Diese
Diskussion wird uns aber in Zukunft beschäftigen
müssen; denn dieses Thema ist vielschichtig. Die
Digitalisierung ermöglicht mehr und neue Medien-
inhalte. Vor allem im Internet ist die Zahl von An-
bietern und Inhalten nahezu unbegrenzt und be-
reits stark gestiegen. Aber werden auch alle Infor-
mationsbedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger

erfüllt? Wie verlässlich sind die angebotenen In-
formationen? Welche Angebote sind für Kinder
geeignet? Wie kann das Vertrauen der Nutzerin-
nen und Nutzer in die Inhalte digitaler Medien ge-
stärkt werden?

Mit zunehmender Verbreitung des Satellitenfern-
sehens werden wir auch in Deutschland vermehrt
ausländische Programme zu sehen bekommen.
Zum Teil werden sie hier ausgestrahlt, zum Teil
hier, aber auch außerhalb Europas lizenziert. Wir
in Niedersachsen müssen darauf achten, dass
diese Programme im Einklang mit den in der Ver-
fassung verankerten Grundrechten stehen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Insgesamt müssen wir uns der Herausforderung
stellen, in der digitalen Welt Vielfalt zu sichern. Es
geht um die Fortentwicklung und Fortschreibung
des dualen Systems, auch in seinem regionalen
Kontext, es geht um die künftige Medienausbil-
dung und Medienwirtschaftsförderung, und es geht
um die Reform der Medienaufsicht. Nicht zuletzt
brauchen wir endlich auch eine Lösung in der De-
batte über die Rundfunkgebühren, die die Weiter-
entwicklung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
garantiert.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auf me-
dienpolitischem Gebiet gibt es noch einiges zu tun.
Die aktuelle Änderung des Niedersächsischen
Mediengesetzes ist ein erster Schritt. Die SPD-
Fraktion stimmt dieser Vorlage zu. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Bernd Althusmann [CDU]:
Eine bedeutende Rede!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank, Frau Krause-Behrens. - Für die
FDP-Fraktion spricht Frau Kollegin Kuhlo. Sie ha-
ben das Wort.

Ulrike Kuhlo (FDP):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung des Niedersächsischen Medienge-
setzes besteht im Wesentlichen aus Änderungen
in der Terminologie, aus Begriffsbestimmungen
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und aus Klarstellungen als Folge europarechtlicher
Bestimmungen sowie als Folge von Bestimmungen
des Neunten Rundfunkänderungsstaatsvertrages,
den wir in diesem Hause bereits beschlossen ha-
ben. Beispielsweise wird das Wort „Mediendienste“
durch den Begriff „Telemedien“ ersetzt; das ergibt
sich aus dem Neunten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag. Ebenso wird aus „Regulierungsbehörde für
Telekommunikation und Post“ nun „Bundesnetz-
agentur“.

Es wird klargestellt, dass zusätzliche Übertra-
gungskapazitäten, sogenannte Stützfrequenzen,
nur solchen Veranstaltern zugewiesen werden, die
bereits im Besitz einer Sendelizenz sind, und dass
hierbei das Vielfaltsprinzip Vorrang haben soll, wie
es auch bisher der Fall war.

Die politisch viel spannendere Frage - meine Vor-
rednerin hat sie angesprochen - ist: Wie und nach
welchen Kriterien soll zukünftig die Zuteilung neu-
er, nämlich digitaler Übertragungskapazitäten er-
folgen? - Diese Frage wird in der jetzigen Novelle
nicht beantwortet. Das wird Aufgabe des Zehnten
Rundfunkänderungsstaatsvertrages sein, der in
Vorbereitung ist.

Als Folge eines drohenden Vertragsverletzungs-
verfahrens wird die seitens der Europäischen Uni-
on inkriminierte Territorialitätsklausel, nach der
studiotechnische Abwicklung und Herstellung des
Programms in Niedersachsen erfolgen müssen,
durch das Prinzip der regionalen Authentizität er-
setzt; auch das ist schon erklärt worden. Danach
ist authentische Berichterstattung nur zu erreichen,
wenn technische Ausstattung und Qualifizierung
des Personals den unmittelbaren Anforderungen
vor Ort entsprechen. Die Staatskanzlei ist wie die
EU der Auffassung, dass die Begrifflichkeit der
regionalen Authentizität mit dem Gemeinschafts-
recht vereinbar ist und daher ein Vertragsverlet-
zungsverfahren abgewendet ist.

Mit den Regionalfenstern hängt auch zusammen,
dass die beiden reichweitenstärksten bundeswei-
ten privaten Vollprogramme eine neue Übergangs-
regelung benötigen. Wir haben im Zusammenhang
mit dem Achten Rundfunkänderungsstaatsvertrag
eine gesellschaftsrechtliche Entflechtung be-
schlossen. Daraus würde sich ergeben, dass neu
lizenziert werden müsste. Wir haben mit diesem
Gesetzentwurf durch eine Änderung der Über-
gangsbestimmungen die Möglichkeit der Verlänge-
rung eröffnet.

Meine Damen und Herren, ein detaillierter schriftli-
cher Bericht über die Ausschussberatungen liegt
Ihnen vor. Wie alle Fraktionen in diesem Hause
stimmt auch die FDP diesem Gesetzentwurf zu.
Wir freuen uns auf die nächsten Beratungen, näm-
lich auf die Beratung der nächsten Novelle des
Niedersächsischen Mediengesetzes, in der wieder
richtige politische Akzente gesetzt werden können.
- Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön, Frau Kollegin Kuhlo. - Für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen hat Herr Kollege Brie-
se das Wort.

Ralf Briese (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
kann es etwas kürzer machen. Zu dieser Geset-
zesänderung will ich nur drei Punkte ansprechen.

Erstens. Auch die Grünen wollen sich europa-
rechtskonform verhalten. Das hätte man schon
etwas eher haben können. Der GBD hat schon bei
der vorangegangenen Gesetzesnovellierung ge-
sagt, dass die hier inkriminierte Klausel wahr-
scheinlich nicht europarechtskonform ist. Das wur-
de nun geändert, das ist gut und richtig, und das
finden wir vernünftig.

Zweitens. Das Niedersächsische Mediengesetz ist
in seiner Gänze nicht besonders verständlich und
überschaubar. Dieses Problem sollten wir ange-
hen. Wir sollten dafür sorgen, dass es nicht so
schwer verständlich und nicht so bürokratisch ist.
Wenn man sich z. B. § 6, in dem die Zulassungen
geregelt sind, anschaut, stellt man fest: Er ist kaum
nachvollziehbar, wenn man ihn nicht mindestens
zehnmal liest.

Drittens. Von Frau Krause-Behrens und von Frau
Kuhlo wurde bereits angesprochen, dass es in der
medienrechtlichen Debatte eigentlich viel span-
nender ist, die gesamte Konvergenz rechtlich neu
zu regeln. Hier gibt es eine unglaublich große Dy-
namik. Das soll mit dem heute vorliegenden Ge-
setzentwurf gar nicht geändert werden. Aber mitt-
lerweile können wir das Phänomen beobachten,
dass alles verschmilzt, sowohl auf der technischen
Ebene als auch auf der Inhaltsebene. Inzwischen
gibt es die sogenannte inhaltliche Konvergenz,
dass Rechteinhaber, Betreiber und Netzinhaber
verschmelzen. Der Chef der Landesmedienanstalt
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NRW hat vor Kurzem gesagt: So viel Macht auf
dem Medienmarkt war noch nie. Die Länder müs-
sen sich gut überlegen, ob das geltende föderale
Medienrecht noch zeitgemäß ist. Diese sehr große
Aufgabe kommt auf uns zu. Darüber müssen wir
hier im Landtag diskutieren. - Ich bedanke mich bei
Ihnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank, Herr Kollege Briese.

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Ich schließe die Beratungen.

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunächst
zur Einzelberatung.

Ich rufe auf:

Artikel 1. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung
des Ausschusses vor. Wer ihr zustimmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Dann ist einstimmig
beschlossen.

Artikel 2. - Unverändert.

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.

Wir kommen zur Schlussabstimmung.

Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich nun, sich vom Platz zu erhe-
ben. - Vorsichtshalber, falls ich das nicht richtig
gesehen haben sollte - ich denke aber, es war
einstimmig -, frage ich: Wer stimmt dagegen? -
Niemand. - Stimmenthaltungen? - Auch das ist
nicht der Fall. Dann ist das Gesetz einstimmig so
beschlossen.

Ich rufe jetzt auf

Tagesordnungspunkt 8:
Einzige (abschließende) Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Zweiten Buchs des Sozialgesetz-
buchs - Gesetzentwurf der Landesregierung -
Drs. 15/3690 - Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Soziales, Frauen, Familie
und Gesundheit - Drs. 15/3822 - Schriftlicher
Bericht - Drs. 15/3850

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit lautet
auf Annahme mit Änderungen.

Ich eröffne die Beratung.

Für die CDU-Fraktion hat sich Herr Dr. Matthiesen
zu Wort gemeldet. Bitte schön!

Dr. Max Matthiesen (CDU):

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Der Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs
betrifft die den Kommunen vom Bund im Zuge der
sogenannten Hartz-IV-Reformen zugesagte Ent-
lastung in Höhe von 2,5 Milliarden Euro deutsch-
landweit und in Höhe von 250 Millionen Euro für
Niedersachsen. Nach den derzeitigen Finanz-
statistiken bringt der Bund seinen Entlastungs-
anteil nach wie vor leider nicht voll auf. Nieder-
sachsen dagegen tut seine Pflicht.

An dieser Stelle verdient das Verhandlungsge-
schick unseres Ministerpräsidenten noch einmal
ausdrückliche Anerkennung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Ursula Helmhold [GRÜNE]: Rhein-
land-Pfalz und Baden-Württemberg
haben aber noch ein bisschen besser
verhandelt!)

- Ach so. - Er hat es geschafft, den Anteil des Bun-
des an den Unterkunftskosten von 29,1 % auf
31,2 % für 2007 deutlich zu steigern. Kurz zuvor
hatte sogar noch eine deutliche Reduzierung des
Bundesanteils zur Debatte gestanden. Niedersach-
sen ist gegenüber seinen Kommunen vertragstreu.
Auch in Zukunft leitet das Land die Wohngeldmittel
in vollem Umfang an seine Kommunen weiter, die
es in Folge von Hartz IV gespart hat. Das bedeutet
für 2007 einen Betrag in Höhe von 136 Millionen
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Euro. Gegenüber dem Vorjahresbetrag in Höhe
von 105 Millionen Euro ist das eine Steigerung um
31 Millionen Euro oder um rund 30 %. Die Kom-
munen erhalten denselben Jahresbetrag bis zum
Jahr 2010 einschließlich. Jährlich sind dies
136 Millionen Euro. Danach muss neu entschieden
werden, je nachdem, wie sich die Bundesbeteili-
gung an den Unterkunftskosten darstellen wird, die
die Kommunen zu tragen haben.

Die kommunale Planungssicherheit bis zum Jahre
2010 wird von uns sehr hoch eingeschätzt. Sie ist
ein weiterer Beleg für die kommunalfreundliche
Politik der CDU/FDP-Landtagsmehrheit.

(Beifall bei der CDU - David McAllister
[CDU]: Sehr gut! Das musste einmal
gesagt werden, damit ihr es versteht!)

Der Gesetzentwurf löst folgendes Problem: Die
einheitliche Beteilungsquote des Bundes von
31,2 % an den Unterkunftskosten trägt den un-
terschiedlichen Be- und Entlastungen der einzel-
nen niedersächsischen Kommunen nicht Rech-
nung, die als Folge der Ablösung des alten Sozial-
hilferechts durch das neue SGB II entstanden sind.
Nach der einheitlichen Bundesquote und dem
bisherigen Verteilungsschlüssel des Landes wer-
den Kommunen begünstigt, die hohe Unterkunfts-
und Heizungskosten zu finanzieren haben. Die
Kommunen mit niedrigen Unterkunftskosten und
eingetretenen Mehrbelastungen aber werden be-
nachteiligt. Das war zusammenzubringen. Dies hat
im Gesetzgebungsverfahren auch zu harten Aus-
einandersetzungen geführt. Einerseits Städtetag,
andererseits Landkreistag: Die einen waren für
den Ausgleich nach den Unterkunftskosten, die
anderen waren für einen Mehrbelastungsaus-
gleich.

Die jetzt vorgesehene gesetzliche Regelung zeigt
einen salomonischen Lösungsweg auf und be-
rücksichtigt beide Positionen jeweils zur Hälfte. Die
Landesmittel in Höhe von 136 Millionen Euro wer-
den zu 50 % nach den Leistungen für Unterkunft
und Heizung und zu den verbleibenden 50 % nach
der Mehrbelastung verteilt.

An dieser Stelle muss ich ausdrücklich darauf
hinweisen, dass das absolut nichts mit einem
Raubzug des Landes durch irgendeine kommunale
Kasse zu tun hat, wie von einzelnen Leuten aus
dem kommunalen Bereich zu hören war, die dem
SPD-Landesvorstand angehören und den Wahl-
kampf des Kollegen Jüttner etwas anfachen woll-

ten. Ich freue mich sehr darüber, dass die nunmehr
gefundene salomonische Lösung so gut gelungen
ist und dass die kommunalen Spitzenverbände
sowie die Fraktionen des Hauses dem Gesetz-
entwurf im federführenden Sozialausschuss zuge-
stimmt haben.

Ich möchte jetzt noch auf zwei Kritikpunkte zu
sprechen kommen.

Erstens haben einzelne Kommunen kritisiert, dass
der Bundesanteil von 31,2 % an den Unter-
kunftskosten in die Verteilungsrechnung überhaupt
einbezogen worden ist. Nach Meinung der
Kommunen hätte dieser Anteil gänzlich außen vor
bleiben und direkt überwiesen werden müssen.
Das zieht aber nicht; denn die jeweilige Kommune
soll ihren Anteil an den 2,5 Milliarden Euro Ent-
lastung bekommen. Deshalb müssen die Bundes-
mittel voll in die Rechnung zum Mehrbe-
lastungsausgleich, der dem Gesetzentwurf zugrun-
de liegt, einbezogen werden.

Der zweite Kritikpunkt, der insbesondere von der
Region Hannover geäußert worden ist, bezieht
sich darauf, dass der Mehrbelastungsausgleich
nicht den hohen Sozialhilfevorbelastungen pro
Kopf entspricht, die vor Inkrafttreten des SGB II
existiert haben. Es wurde gesagt, die behaupteten
Verwerfungen würden dadurch nicht reduziert.
Aber auch das zieht nicht. Ziel des SGB II ist nicht
ein Ausgleich der hohen Sozialhilfelasten einzelner
Kommunen vor Inkrafttreten des Gesetzes. Viel-
mehr soll ein Ausgleich auf der Basis der
vorhandenen Belastungen getroffen werden. Das
ist insofern von Bedeutung, als in dem Gesetz
auch berücksichtigt werden soll, dass sich einzelne
Kommunen bei der Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit besonders angestrengt haben. Wo dies
nicht der Fall war, darf nicht voll ausglichen
werden.

Der Gesetzentwurf berücksichtigt die unterschied-
lichen Interessen optimal und verdient Zu-
stimmung. - Danke.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Heidemarie Mundlos [CDU]: Ein gutes
Werk!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die SPD-Fraktion hat sich
Herr Kollege Harden zu Wort gemeldet. Bitte
schön!
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Uwe Harden (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Hinter dem sperrigen Begriff „Gesetz zur Änderung
des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausführung
des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs”
verbirgt sich die Neuverteilung der eingesparten
Wohngeldmittel, wie eben schon der Kollege
Dr. Matthiesen ausgeführt hat. In großen Teilen
kann ich seiner Bewertung zustimmen. Dort, wo es
in eine Lobhudelei der Landesregierung ausgeartet
ist, sind wir verständlicherweise aber anderer
Ansicht. Das werde ich auch ausführen.

(Heidemarie Mundlos [CDU]: Ehrlich?
- David McAllister [CDU]: Warum das
denn?)

Eingespart werden durch das Gesetz zur Mo-
dernisierung des Arbeitsmarktes und aufgrund der
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe ganz beträchtliche Mittel. Über die Verteilung
dieser Mittel gibt es nur wenig Dissenz. Deshalb
stimmt die SPD-Fraktion dem Gesetzentwurf auch
zu.

(Norbert Böhlke [CDU]: Bravo!)

Mit diesem Gesetz wird allerdings nur ein Teil der
Ungerechtigkeiten abgemildert, die unsere Kom-
munen durch Eingriffe des Landes oder der
Landtagsmehrheit von CDU und FDP erlitten ha-
ben. Unter diesen Eingriffen haben sie fürchterlich
gelitten. Einige Kommunen haben auch unter Un-
terlassungen gelitten.

Die Vorgeschichte des Gesetzentwurfes, Herr Kol-
lege Böhlke, ist ein bisschen anders - ich möchte
das einmal in Erinnerung rufen -, als es Herr Kolle-
ge Matthiesen hier gesagt hat. Die Großtaten des
Ministerpräsidenten kann man auch anders sehen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Aber nicht
wirklich! - Weitere Zurufe von der
CDU)

- Ich bin noch ganz optimistisch.

(Bernd Althusmann [CDU]: Wir auch!)

Die Vorgeschichte des Gesetzentwurfes ist näm-
lich Folgende: Hartz IV mit der postulierten Ent-
lastung der Kommunen in Höhe von 2,5 Milliarden
Euro jährlich wurde kurz vor Weihnachten 2003
verabschiedet. Einer der Verhandlungsführer der
Ländermehrheit war der derzeitige Ministerpräsi-

dent Christian Wulff. Verhandelt wurde auf der
Basis der damals bekannten Zahl der Arbeitsu-
chenden. Das Risiko des Anstiegs der Zahl der
Arbeitsuchenden haben die Verhandlungsführer
der Ländermehrheit - das waren Herr Wulff und
Herr Koch - offenbar anders als der Bundesfi-
nanzminister deutlich unterschätzt

(Bernd Althusmann [CDU]: Gute Mi-
nister!)

- ja, er war ein guter Finanzminister -; denn die
vereinbarten Regelungen besagten, dass bei ei-
nem Anstieg der Zahlen die künftig eingesparten
Zuschüsse der Kommunen dem Bundeszuschuss
gegenzurechnen seien. Das war das Problem.
Dieser Lapsus in einer langen Nacht vor Weih-
nachten 2003 ist Niedersachsens Kommunen teu-
er zu stehen gekommen. Die Arbeitslosenzahlen
stiegen vom 31. Dezember 2004 bis zum Januar
2005 schlagartig um ungefähr 1 Million an mit der
Folge, dass die Einsparungen durch Hartz IV in
Höhe von 2,5 Milliarden Euro schon Makulatur
waren. Die Einsparung war nämlich aufgrund der
zusätzlichen Kosten weg.

Im April 2004 hat der Ministerpräsident an dieser
Stelle im Landtag das voraussichtliche Minus für
die niedersächsischen Kommunen aus Hartz IV
auf 509 Millionen Euro beziffert. Das Bundeswirt-
schaftsministerium hat damals von einem Plus von
250 Millionen Euro gesprochen. Festzuhalten ist,
dass das Bundeswirtschaftsministerium etwas
besser lag, ungefähr zwei Drittel zu einem Drittel.
Momentan gibt es ein schwaches Plus für die
Kommunen im Lande. Aber auch das ist zu wenig;
denn mit dem Geld, das die Kommunen zusätzlich
haben sollten, sollten die Kosten für den Ausbau
der Kindergartenbetreuung bzw. der Krippen-
betreuung bezahlt werden. Das Geld ist noch nicht
da. Daran möchte ich bei diesen ganzen Debatten
noch einmal erinnern.

Wenn die Arbeitslosenzahlen in etwa wieder die
des Jahres 2003 erreichen, dann könnten - in der
Spätfolge von Hartz IV - tatsächlich 250 Millionen
Euro plus herauskommen - wie gesagt, wenn sich
das positiv weiterentwickelt.

Jetzt zur angeblich und vorgeblich kommunal-
freundlichen Politik der Landesregierung.

(David McAllister [CDU]: Sie ist kom-
munalfreundlich!)
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Ich komme aus einem Kreis, der 50 Millionen Euro
Kassenkredite hat.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Daran hat
die Landesregierung aber keine
Schuld!)

Diese sind im Wesentlichen durch Eingriffe der
rechten Seite dieses Landtages verursacht wor-
den. 2005 hat die Landesregierung den kommu-
nalen Finanzausgleich - d. h. das hat der Landtag
gemacht, und Sie waren daran beteiligt, indem Sie
die Arme gehoben haben - über den Daumen ge-
peilt um 150 Millionen Euro gekürzt. Im Jahre 2006
ist das mit dem Haushalt aufgewachsen, 2007
auch noch einmal. Damit haben Sie die nieder-
sächsischen Kommunen in ihre schlimmste Fi-
nanzkrise nach dem Kriege gestürzt.

(Norbert Böhlke [CDU]: Na, na, na! -
Ilse Hansen [CDU]: Was war denn
davor?)

- Das ist eine Tatsache! - Das, was der Finanzmi-
nister heute Morgen als Sparpolitik bezeichnet hat,
war eine sogenannte Sparpolitik. Es ist in erster
Linie ein Raubzug durch die Kassen anderer Ebe-
nen und Gruppen.

(Zustimmung bei der SPD)

Eine der Ebenen waren die niedersächsischen
Städte, Gemeinden und Kreise. Bei denen haben
Sie nämlich kräftig in die Kasse gegriffen. Das
wissen Sie.

(Ilse Hansen [CDU]: Sie aber auch!)

- Sie haben damals gesagt: Das ist ein Raubzug
durch die Kassen. - Sie haben aber noch einen
draufgesetzt. Wer sind denn nun die Räuber?

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der
CDU - Unruhe)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Entschuldigen Sie, Herr Kollege Harden. Ich unter-
breche ganz kurz, damit sich alle wieder beruhi-
gen, damit man Ihnen zuhören kann. - Die CDU-
Fraktion hat übrigens noch eine Restredezeit von
1:29 Minuten.

(Zuruf von Hans-Christian Biallas
[CDU])

- Herr Kollege Biallas, wenn Sie etwas zu sagen
haben, dann melden Sie sich bitte zu Wort.

Herr Harden, Sie haben das Wort.

Uwe Harden (SPD):

Danke, Frau Präsidentin. - 2006 sind die Kassen-
kredite niedersächsischer Kommunen trotz wieder
steigender Einnahmen noch einmal angestiegen.
Das müsste Ihnen zu denken geben. Daran ändert
dieses Gesetz nichts. Auch das Herumfummeln
am kommunalen Finanzausgleich ändert trotz Flä-
chenfaktor und Demografiezuschlag nur wenig
daran, weil es eine Umverteilung innerhalb der
Kommunen ist. Das wissen Sie auch.

(Heinz Rolfes [CDU]: Wer fummelt
hier?)

Erst haben Sie das Geld herausgenommen, und
jetzt geben Sie die Hälfte wieder herein. Das soll
kommunalfreundlich sein? - Ich weiß nicht. Das ist
eher das Gegenteil.

(Ursula Ernst [CDU]: Sie haben gar
nichts reingegeben!)

Wenn wir jetzt nach viereinhalb Jahren schwarz-
gelber Politik in Niedersachsen Bilanz ziehen, ist
festzustellen, dass wir von einem sachgerechten
Finanzausgleich weiter entfernt sind denn je,

(Zustimmung bei der SPD und Wider-
spruch bei der CDU)

und das trotz der nominal höchsten Summe, die
der KFA jemals gehabt hat.

(David McAllister [CDU]: Das ist unser
Erfolg!)

Das ist ein Armutszeugnis Ihrer Kommunalpolitik
allererster Güte. Daran ändert dieses zugegebe-
nermaßen leicht positive und nette Gesetz

(Zuruf von der CDU: Aha!)

- es ist ja eine prima Verteilung gefunden worden -
nur ganz wenig; denn Sie haben die Kassenkredite
zu verantworten.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen liegt mir eine Wortmeldung vor.
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(Unruhe)

- Wenn es etwas ruhiger ist, werde ich Herrn Kol-
legen Hagenah aufrufen. - Es wird ruhiger. Danke
schön an die Kolleginnen und Kollegen im Hause.
- Herr Kollege Hagenah!

Enno Hagenah (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Herr Harden, nach Ihren richtigen
Ausführungen über die Raubzüge von CDU und
FDP durch die Kassen der Kommunen verstehe
ich Ihre heutige Zustimmung zu diesem Gesetz-
entwurf allerdings nicht. Wenn ich hingegen be-
denke, dass Sie aus Harburg kommen - darauf
komme ich im weiteren Verlauf meines Beitrags
noch zu sprechen -, gibt es vielleicht doch eine
Brücke, über die Sie da gegangen sind.

Ich melde mich heute als Abgeordneter aus Han-
nover, stellvertretend auch für Kolleginnen und
Kollegen aus anderen in Bezug auf das Sozialge-
setzbuch II vom Land benachteiligten Kreisen und
Städten zu Wort, weil hier aus meiner Wahrneh-
mung ein unsoziales Verhalten dieser Landesre-
gierung offen zutage tritt.

Einfach und kurz dargestellt hat die beabsichtigte
Regelung zur Folge, dass die Zuschüsse des Lan-
des Niedersachsen zu den SGB-II-Lasten für die
Region Hannover - in nenne ferner beispielhaft die
Kreise Diepholz, Hameln-Pyrmont, Helmstedt und
einige mehr, damit mir hier nicht Kirchturmpolitik
vorgeworfen wird - sinken, obwohl dort die ohnehin
hohen Belastungen im Bereich SGB II im Landes-
vergleich steigen. Dies ist besonders paradox, weil
gleichzeitig relativ wohlhabende niedersächsische
Kreise, zu denen u. a. der Kreis Harburg mit eher
unterdurchschnittlichen Belastungen nach dem
SGB II gehört, einen angehobenen Beitrag vom
Land Niedersachsen bekommen sollen. Ursache
für diese absurde Benachteiligung ist der vom
Land gewählte Verteilungsschlüssel. Mit der Ein-
führung des SGB II hatten Bund und Länder ur-
sprünglich einen Ausgleich für die Kreise beab-
sichtigt, die besonders hohe Belastungen durch
einen hohen Anteil von Leistungsempfängern zu
tragen hatten.

(Heiner Schönecke [CDU]: Das haben
Sie nicht begriffen!)

Dies war der ursprüngliche, auch vom Land mitge-
tragene Ansatz des Bundes und der Länder. Der
jetzt von Ihnen gewählte Verteilungsschlüssel hin-

tertreibt diese Vereinbarung. Sie untertunneln also
das, was der Bund eigentlich ausgleichen möchte.

Sie verweisen nun sicherlich - darauf zielte be-
stimmt Ihr Zwischenruf - auf die von Ihnen ge-
wählte 50-%-Regelung - Sie gehen diesen Unter-
tunnelungsweg eben nur zur Hälfte - nach den
entsprechenden Vorschlägen des Landkreistages.
Damit glauben Sie, sich vor dem Vorwurf der Ein-
seitigkeit, den ich hier erhebe, wegducken zu kön-
nen. Das können wir aber nicht gelten lassen. Wer
also zwischen einem falschen und einem korrekten
Weg, nämlich dem Vorschlag des Städtetags, die
Mitte wählt, geht trotzdem einen Irrweg, meine
Damen und Herren.

Die einzige gerechte und sozial akzeptable Lösung
im Sinne des SBG II ist die Spitzabrechnung auf-
grund der realen Belastungen der Städte und Krei-
se, wie sie der Städtetag gefordert hat. Der Grund
für die deutlich angewachsene Verschuldung z. B.
der Region Hannover und anderer Kreise in den
letzten Jahren liegt genau in diesem Themenfeld.
Während beispielsweise in der Region Hannover
jährlich 342 Euro je Einwohner für die soziale Si-
cherung als Pflichtaufgabe ausgegeben werden
müssen, liegt diese Aufwendung im Durchschnitt
aller Landkreise in Niedersachsen bei nur
239 Euro. Richtig wäre es, wenn sich alle zukünfti-
gen Berechnungen zur Verteilung des SGB II und
der Zuschüsse klar an der Entwicklung der tat-
sächlichen Kosten der Unterkunft und Heizung in
den Kreisen und Städten orientieren würde. Den
Rückbezug auf Zahlen vor Einführung dieses Ge-
setzes halten wir für unzulässig, weil damit Ge-
bietskörperschaften bestraft werden, die sich beim
Programm „Hilfe zur Arbeit“ in der Vergangenheit
besonders stark engagiert haben. Dies wollten wir
geradezu, weil sie sich um ihre Leute gekümmert
haben.

Vor dem Hintergrund, dass die Belastung der Re-
gion Hannover durch Sozialkosten um fast 50 %
über dem Durchschnitt liegt und auch andere Krei-
se und Städte ähnlich stark belastet sind, ohne
dass ihnen im angemessenen Verhältnis vom
Land geholfen wird, sind die Regelungen in dem
heute vorliegenden Gesetzentwurf extrem un-
gerecht und damit unakzeptabel. - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Zu einer Kurzintervention hat sich Herr Kollege
Dr. Matthiesen gemeldet. Anderthalb Minuten!

Dr. Max Matthiesen (CDU):

Lieber Herr Kollege Hagenah, die Gesamtkonzep-
tion des Gesetzentwurfs ist sozial und gerecht.

(Zustimmung bei der CDU)

Das, was Sie unter Bezugnahme auf die Region
Hannover bzw. die Landeshauptstadt Hannover
fordern, nämlich allein auf die tatsächlichen Sozi-
alhilfekosten abzustellen und spitz abzurechnen,
macht heutzutage kein Mensch mehr, weil das der
Unwirtschaftlichkeit und der Schluderei Vorschub
leistet. Es kommt vielmehr darauf an, die Sozial-
hilfebedürftigkeit aktiv zu bekämpfen. Die Landes-
hauptstadt Hannover ist eine große Gebietskörper-
schaft, die in den letzten Jahren einige Hausauf-
gaben auf diesem Gebiet nicht gemacht hat.

(Zustimmung bei der CDU)

Dies hat zu einer erhöhten Arbeitslosigkeit über
dem Landesdurchschnitt geführt, obwohl die Lan-
deshauptstadt beste Voraussetzungen im Hinblick
auf ihre Wirtschaftsstruktur hat. Trotz Verkehrsinf-
rastruktureinrichtungen und trotz einer leistungsfä-
higen Wirtschaft ist die Arbeitslosigkeit hier über-
durchschnittlich hoch. Dafür ist die Stadt Hannover
selbst verantwortlich, auch Sie als Hannoveraner.
Sie können nicht verlangen, dass andere Land-
kreise, vor allen Dingen die CDU-geführten Land-
kreise, die bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
gut abgeschnitten haben, dies mitfinanzieren sol-
len.

(Zustimmung bei der CDU)

Insofern ist es von großer Bedeutung, dass ein
Ausgleich gefunden wird, der gegenüber Städten
wie beispielsweise der Stadt Hannover sozial
ist - - -

(Die Präsidentin schaltet das Mikrofon
ab)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Die anderthalb Minuten sind um, Herr
Dr. Matthiesen. Ich habe das Mikrofon abgestellt.

(Dr. Max Matthiesen [CDU]: Ich habe
aber noch weitere Redezeit!)

- Es ist als Kurzintervention angemeldet worden;
das sind anderthalb Minuten.

Herr Aller, haben Sie sich auch zu einer Kurzinter-
vention gemeldet? - Bei einer Kurzintervention
hätte ich es auch nicht zugelassen. - Herr Kollege
Hagenah möchte jetzt auf die Kurzintervention
antworten. Bitte schön!

Enno Hagenah (GRÜNE):

Ich hatte nicht verstanden, dass es eine Kurzinter-
vention war. - Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Dr. Matthiesen,
offensichtlich haben Sie Ihre Niederlage bei der
Wahl zum Regionspräsidenten immer noch nicht
verwunden,

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Er ist be-
straft worden! - Norbert Böhlke [CDU]:
Gut, dass Sie nicht persönlich wer-
den, Herr Kollege! Sprechen Sie ein-
mal zur Sache!)

da Sie den Wählerinnen und Wählern in Hannover
und der Verwaltung der Stadt Hannover hier heute
mit derartigen ungerechtfertigten Vorhaltungen
eine Replik geben wollen. Dass es eine Unwirt-
schaftlichkeit der Stadt Hannover in diesem Be-
reich gibt, ist absolut nicht darstellbar. Die Stadt
Hannover ist genauso wirtschaftlich oder unwirt-
schaftlich wie alle anderen Großstädte und Bal-
lungsräume, in denen sich eine größere Arbeitslo-
sigkeit anders als in den Gürteln um diese Groß-
städte herum entwickelt. In dieser Hinsicht unter-
scheidet sich Hannover nicht beispielsweise von
Bremen, wo ja eine Große Koalition unter Beteili-
gung der CDU sehr lange regiert hat. Darauf gibt
es keine Hinweise. Im Gegenteil: Die Region Han-
nover, die ja hier Leistungsempfänger wäre, ar-
beitet außerordentlich wirtschaftlich. Ich finde, Sie
als Beteiligter aus der Region, der sich dort sogar
um eine Führungsposition beworben hat, sollten
hier anders über die Dienstleister sprechen, denen
er vorsitzen wollte, als Sie das gerade getan ha-
ben.

(Norbert Böhlke [CDU]: Warum wer-
den Sie immer persönlich?)

Ich möchte dem Haus noch einmal erläutern, wie
wirtschaftlich diese Region Hannover tatsächlich
ist.

(Heinz Rolfes [CDU]: Frau Präsiden-
tin, die anderthalb Minuten sind lange
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um! - Gegenruf von Ursula Helmhold
[GRÜNE]: Das entscheidet immer
noch die Präsidentin! - Unruhe - Glo-
cke der Präsidentin)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Kollege Hagenah, ich möchte, dass ein wenig
Ruhe eintritt. - Herr Kollege Rolfes, wir haben das
hinsichtlich der Sekunden genau im Blick. Hier
läuft eine Stoppuhr. - Herr Hagenah, diese Zeit
wird nicht von Ihrer Redezeit abgezogen.

Enno Hagenah (GRÜNE):

Danke schön, Frau Präsidentin. - Herr
Dr. Matthiesen, Sie wissen sehr genau, dass die
Region Hannover im Bereich der allgemeinen
Verwaltung, auch im Bereich der Kulturförderung
und auch der Wissenschaft deutlich wirtschaftlicher
und kostengünstiger in ihrem Etat pro Einwohner
handelt und wirtschaftet als die Landkreise in Nie-
dersachsen im Durchschnitt. Ich bitte Sie, in Zu-
kunft nicht mit solchen falschen Behauptungen ein
falsches Bild in die Öffentlichkeit zu tragen. - Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN - Heinz
Rolfes [CDU]: Da war nichts falsch!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die FDP-Fraktion hat Frau
Kollegin Meißner das Wort.

Gesine Meißner (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte auf meine drei Vorredner zurückkommen.
Ich kann sagen: Dem, was Herr Dr. Matthiesen in
seiner bewährten, fachlich exzellenten Weise vor-
getragen hat, kann man nur vollinhaltlich zustim-
men.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Widerspruch bei der SPD)

Dem Lob auf die Regierung stimme ich ebenfalls
zu, weil dies durchaus angebracht war; das muss
ich einmal festhalten.

Herr Harden, zu Ihnen kann ich nur sagen: Da hat
man gemerkt, der Wahlkampf ist eröffnet. Gleich-
zeitig kann ich feststellen: Thema verfehlt! Denn
Sie haben ziemlich ausführlich über den kommu-

nalen Finanzausgleich geredet; es geht aber heute
um das SGB II.

(Beifall bei der FDP)

Ich erinnere daran, dass Ihre Fraktion diesem Ge-
setzentwurf genauso zustimmt wie die anderen
auch. Wenn Sie meinen, das Geld für die Kinder-
krippen werde in Berlin zurückgehalten, dann sor-
gen Sie doch bei Ihren Parteifreunden dafür, dass
es kommt! Das wäre eine Variante, wo Sie etwas
tun können.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Es geht aber heute letztlich um das SGB II, um
das, was Herr Dr. Matthiesen schon erläutert hat:
Es gibt, auf Niedersachsen bezogen, in der Tat
Verwerfungen bei den Mitteln, die von der Bun-
desebene gekommen sind. Diese Verwerfungen
haben bisher einige Kommunen bevorteilt und
viele andere benachteiligt.

Die Lösung, die wir jetzt haben, benachteiligt im
Vergleich zu vorher die Region Hannover. Aber es
ist ganz klar: Wenn man versucht, etwas gerecht
zu machen, wird es immer einige geben, die weni-
ger als vorher bekommen. Auch ich komme aus
der Region Hannover. Ich stimme dem Gesetzent-
wurf trotzdem zu. Die kommunalen Spitzenverbän-
de haben sich darauf geeinigt, dass das eine gute,
gerechte Lösung ist. Daher kann ich Ihnen allen
nur empfehlen: Folgen Sie dem, was alle Fraktio-
nen im federführenden Sozialausschuss gesagt
haben! Stimmen Sie diesem Gesetzentwurf zu!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die Landesregierung hat Herr
Minister Schünemann das Wort.

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich verstehe die Aufregung bei diesem
Tagesordnungspunkt nicht. Zum einen haben sich
die kommunalen Spitzenverbände eindeutig für
diese Lösung ausgesprochen. Zum anderen gibt
es eine breite Zustimmung hier im Parlament. Herr
Harden, Sie müssen einmal die kommunalen Par-
lamente besuchen! Hier höre ich wirklich überall,
dass man froh ist, dass diese Landesregierung
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einen Kurswechsel eingeleitet hat und seit min-
destens vier Jahren eine kommunalfreundliche
Politik betreibt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Herr Harden, Sie haben wirklich Mut, sich hier
hinzustellen und zu sagen, dass wir als Landesre-
gierung gerade in diesem Punkt den Kommunen
einen Bärendienst erweisen. Ich darf noch einmal
daran erinnern, dass die Hartz-IV-Gesetzgebung
auch mit der Ansage der seinerzeitigen rot-grünen
Bundesregierung auf den Weg gebracht worden
ist, dass die Kommunen um 2,5 Milliarden Euro
entlastet werden sollen. Nachdem klar war, dass
dies so nicht erreicht werden konnte, haben sogar
noch Herr Clement - damals Bundeswirtschaftsmi-
nister - und Herr Tiefensee immer wieder zum
Ausdruck gebracht, dass die Quote bei den Unter-
haltskosten null Prozent betragen sollte. Es sollte
überhaupt nichts erstattet werden, weil man den
Kommunen sogar noch unterstellt hat, dass sie
falsch abrechnen. Daran kann ich mich noch gut
erinnern. Das hat die Regierung von Herrn Schrö-
der und vor allen Dingen der Bundeswirtschaftsmi-
nister Clement gemacht.

Wenn das umgesetzt worden wäre, wenn sich
unser Ministerpräsident sich nicht dafür eingesetzt
hätte, dass es jetzt, im Jahr 2007, eine andere
Quote gibt, nämlich 31,2 %, dann hätte es in unse-
rem Land wirklich Verlierer gegeben, und zwar
33 Verlierer, u. a. die Region Hannover mit einem
Verlust von 3,6 Millionen Euro. Darin habe ich die
136 Millionen Euro Wohngeld noch mit eingerech-
net, die das Land weiterleitet.

Von der Lösung, die wir jetzt haben - deshalb ver-
stehe ich die Aufregung über die Region Hannover
noch weniger -, profitiert die Region Hannover in
der Größenordnung von 12,1 Millionen Euro, also
mehr als jede andere Kommune in diesem Land.
Meine Damen und Herren, wer sich hier hinstellt
und sagt, dass dies ungerecht ist, der kennt die
Zahlen nicht und will auch Neid schüren. Das ist in
dieser Frage nun wirklich falsch. Wir sind hier auf
dem richtigen Weg. Deshalb sollten wir dies so
schnell wie möglich beschließen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, mit diesem neuen Fi-
nanzierungsmaßstab haben wir in der Tat mehr
Gerechtigkeit auf den Weg gebracht. Denn es geht
darum, die Abdeckung des realen Finanzbedarfs
zielgenauer umzusetzen. Es geht darum, bei den

Kosten für Unterkunft und Heizung möglichst die
realen Bedingungen zu berücksichtigen. Das ist
wichtig. Ferner geht es darum - das ist für die
Kommunen ganz entscheidend -, Planungssicher-
heit zu haben. Die haben sie mit diesem Gesetz
bis zum Jahr 2010; das ist ein ganz wichtiger
Punkt.

Zu den einzelnen Punkten möchte ich nur noch
kurz etwas sagen. Der Beitrag der zu verteilenden
Wohngeldmittel wird auf jährlich 136 Millionen Euro
festgesetzt, und zwar bis zum Jahr 2010. Der
Verteilungsmaßstab selbst soll sich je zur Hälfte
aus zwei Komponenten errechnen: aus dem Mehr-
belastungsausgleich und nach Maßgabe der tat-
sächlichen Ausgaben für Unterkunft und Heizung.
Hiermit haben wir wirklich einen Interessenaus-
gleich für die Landkreise und für die Städte ge-
schaffen. Insofern kann ich nur feststellen, dass wir
durch dieses Gesetz, durch diesen Verteilungsmo-
dus den Kommunen einen gerechten Ausgleich
zur Verfügung stellen. Das ist wichtig und richtig.
Ich freue mich, dass es, bis auf einen kleinen Teil,
eine breite Zustimmung gibt. Wenn man sich einig
ist, dann sollte man auch nicht künstlich irgendwel-
che Debatten vom Zaun brechen; denn das kann
draußen im Lande niemand verstehen. Dies bringt
insgesamt eine Entlastung für die Kommunen. Der
Ministerpräsident hat einen gewichtigen Teil dazu
beigetragen. Sie sollten dann nicht so tun, als
wenn dies eine schlechte Regelung wäre. Das
macht keinen Sinn. Herr Harden, Sie sollten jetzt
aus Überzeugung die Hand heben. Dann haben
Sie eine gute Tat getan. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Weitere Wortmeldungen liegen mir
nicht vor. Ich schließe damit die Beratung und
möchte dann, wenn sich alle Kolleginnen und Kol-
legen hingesetzt haben, zur Einzelberatung kom-
men.

Ich rufe auf:

Artikel 1. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung
des Ausschusses vor. Ich komme zur Abstimmung.
Wer dieser Änderungsempfehlung nachkommen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Mit Mehrheit
ist der Änderungsempfehlung des Ausschusses
gefolgt.

Artikel 2. - Unverändert.
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Gesetzesüberschrift. - Unverändert.

Wir kommen zur Schlussabstimmung.

Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich, sich zu erheben. - Wer
stimmt gegen den Gesetzentwurf? - Wenn ich es
richtig sehe, stimmt die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen komplett dagegen. Stimmenthaltungen? -
Damit ist der Gesetzentwurf gegen die Stimmen
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beschlossen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 9:
Einzige (abschließende) Beratung:
Niedersächsischen Sportbericht vorlegen!
- Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 15/3574 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Inneres und Sport - Drs. 15/3788

Die Beschlussempfehlung lautet auf Ablehnung.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Ich eröffne die Beratung. Für die Fraktion der SPD
hat sich Herr Kollege Viereck zu Wort gemeldet.

Ingolf Viereck (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Wenn es noch eines weiteren Argu-
ments für die Notwendigkeit eines Sportberichtes
der Niedersächsischen Landesregierung bedurft
hätte, dann hätten es die dramatischen Enthüllun-
gen der vergangenen zwei Wochen eindrucksvoll
geliefert. Die Dopinggeständnisse von Bert Dietz,
Christian Henn, Udo Bölts, Rolf Aldag, Erik Zabel
und Bjarne Riis sowie die Suspendierungen von
Ärzten und Betreuern haben nicht nur den
Radsport in eine schwere Glaubwürdigkeitskrise
gestürzt. Der organisierte Sport insgesamt nimmt
Schaden von den kriminellen Machenschaften
weniger.

Kein anderer gesellschaftlicher Bereich bindet und
verbindet in Niedersachsen so viele Menschen wie
der Sport. Unter dem Dach des Landessportbun-
des gibt es rund 9 600 Vereine mit aktuell
2,86 Millionen Mitgliedern. Das sind nach der neu-
esten Statistik ungefähr 35 % der Bevölkerung. Wir
sind stolz und dankbar für diesen starken Partner
mit seinen 48 Sportbünden und 58 Landesfach-
verbänden.

(Zustimmung bei der SPD)

Aber jetzt braucht der Sport unsere ganz besonde-
re Unterstützung im Kampf für einen sauberen
Sport. Politik und Sport gemeinsam müssen diesen
Kampf mit der klaren Unterstützung dieses Hauses
führen.

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, es
geht um das wichtigste Thema, das den Sport
derzeit beschäftigt, nämlich um die Frage des Do-
pings. Für den deutschen Radsport und seine
Fans war es ein Schock, als wenige Tage vor Be-
ginn der letztjährigen Tour de France nicht nur der
deutsche Tourfavorit Jan Ullrich, sondern auch
weitere Mitfavoriten vom Start ausgeschlossen
wurden. Die spanischen Behörden hatten aufge-
deckt, dass zahlreiche Fahrer Kontakt zu einem
Arzt mit einschlägiger Blutdopingerfahrung hatten.
Doch damit nicht genug: Die Überführung des
amerikanischen Toursiegers Floyd Landis als Do-
pingsünder stürzte den Radsport noch tiefer in die
Krise, nicht zuletzt weil auch die übertragenden
Medien und die Sponsoren zu Recht ins Grübeln
gerieten, was sie da unterstützten.

Bereits im März 2004 hatte der Deutsche Sport-
bund eine Expertenkommission als „Rechtskom-
mission des Sports gegen Doping“ eingesetzt, die
in ihrem Abschlussbericht vom Juni 2005 noch als
Minderheitenmeinung eine schärfere staatliche
Gesetzgebung als letztes Mittel der Dopingbe-
kämpfung einforderte. Der DSB hat sich diese
Vorschläge weitgehend zu eigen gemacht und sie
als Handlungsempfehlungen an die Politik weiter-
gegeben. Es besteht prinzipiell ein Konsens, dass
Sport und Staat gemeinsam Doping bekämpfen
müssen.

Aufgrund der jüngsten Vorkommnisse ist Bewe-
gung in eine festgefahrene Diskussion gekommen.
So unappetitlich der eigentliche Anlass auch ist:
Die Enthüllungen über das kriminelle Dopingnetz-
werk haben den langjährigen Forderungen der
SPD nach einem Antidopinggesetz neue Argu-
mente geliefert. Der Sport allein war und ist mit der
Bekämpfung des Dopings überfordert. Wenn Sport
und Staat sich nicht als Konkurrenten, sondern als
Partner im Kampf gegen Doping sehen, sollte es
möglich sein, zu einer einvernehmlichen gesetzge-
berischen Lösung zu kommen.

Zum Schutz des Sports, vor allem aber im Interes-
se der „sauberen“ Sportlerinnen und Sportler müs-
sen wir uns der Verpflichtung stellen, das krimi-
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nelle Netzwerk aus Dealern und betrugswilligen
Sportlern wirkungsvoller als bisher einzudämmen.

(Zustimmung bei der SPD)

Mit dem „Niedersächsischen Anti-Doping-Aktions-
plan für einen sauberen Sport“ hat die SPD-Land-
tagsfraktion am 11. Oktober 2006 einen eigen-
ständigen Beitrag zu dieser für den Sport wichtigen
Thematik geleistet. Wir wollen Niedersachsen wie-
der zu einem der führenden Länder im Kampf ge-
gen unlautere Praktiken im Leistungs- und Brei-
tensport machen.

Wir hatten in unserer Initiative die Schaffung eines
Straftatbestandes „Sportbetrug“ sowie die Straf-
barkeit des Besitzes und der Besitzverschaffung
von Dopingmitteln gefordert. Dies war leider wäh-
rend der Beratungen nicht konsensfähig und ist
daher nicht im einstimmigen Landtagsbeschluss
„Gegen Doping und für einen sauberen, gesunden
Sport“ vom 8. März dieses Jahres enthalten.

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, auf
Bundesebene sind wir da mittlerweile weiter. Es
wäre gut gewesen, wenn wir - insbesondere die
rechte Seite des Hauses - an diesem Punkt mehr
Mut gehabt hätten. Dopende Sportler sind keine
Opfer, sondern beteiligen sich aktiv an Manipulati-
onen. Sie betrügen damit sich, ihre „sauberen“
sportlichen Gegner, Sponsoren, Fans und Medien.
Doping verschafft unzulässige Wettbewerbsvortei-
le, die sich häufig auch noch finanziell positiv aus-
wirken. Deshalb sind schwere Dopingvergehen
auch strafrechtlich zu verfolgen. Sport- und straf-
rechtliche Verfolgung von Dopingvergehen sind
kein Gegensatz. Sie müssen sich ergänzen.

Dies alles sind notwendige Bestandteile eines
Sportberichts, den die Landesregierung einmal pro
Legislaturperiode dem Landtag vorlegen soll und
der dann intensiv in diesem Hause diskutiert wer-
den kann, und zwar, wie unser Antrag aussagt,
beginnend im Oktober dieses Jahres.

Wir müssen eindeutige und unmissverständliche
Zeichen setzen. Gemeinsam mit dem Sport und
allen sportlichen Akteuren müssen wir dem Doping
den Kampf ansagen. Damit liegen wir voll auf der
Linie der Nulltoleranzposition des organisierten
Sports gegenüber Doping, wie sie der LSB-
Präsident Professor Dr. Umbach vertritt. An dieser
Stelle möchte ich einen Leserbrief von Lars Figura,
siebenfacher Deutscher Meister der Leichtathletik,
vom 3. Juni dieses Jahres zitieren:

„In der sportlichen Öffentlichkeit darf
es für Dopingsünder keinen Platz
mehr geben. Denn wenn der Doping-
handel sich im Ergebnis - und sei es
nur finanziell - lohnt, dann läuft etwas
ganz wesentlich falsch. Der saubere
Sportler fährt, läuft oder schwimmt
hinterher, wird oftmals gar verspottet.“

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, uns
geht es mit dem Niedersächsischen Sportbericht
nicht um bedrucktes Papier mit Statistiken, son-
dern um politische Aussagen der Landesregierung
zu einem der zentralen landespolitischen Politikfel-
der. Auch dabei ist der Landessportbund unser
Partner. Er hat umfangreiche Dokumentationen
erarbeitet.

(Glocke der Präsidentin)

Das entbindet aber die Landesregierung nicht von
ihrer Pflicht, eigenständige Positionen zu entwi-
ckeln und Perspektiven sowie Entwicklungspoten-
ziale aufzuzeigen.

Sport und Bewegung mobilisieren im doppelten
Sinne des Wortes in unserem Land die Massen.
„Fit statt fett“ ist hier schon lange Programm. Die
Anhörung des Direktors des Landessportbundes,
Herrn Rawe, hat gezeigt, dass der Sport an res-
sortübergreifenden Antworten interessiert ist.

(Glocke der Präsidentin)

Reinhard Rawe sagte während der Anhörung am
18. April 2007 - ich zitiere aus der Niederschrift -:

„Ein Sportbericht werde ganz sicher-
lich keinen zusätzlichen Gewinn brin-
gen, wenn er nicht mit Handeln ver-
bunden sei, wenn also nicht gleich-
zeitig erklärt werde, dass mehr für den
Sport, die Entwicklung des Sports und
für die Sportpolitik getan werden sol-
le.“

Genau dieser Herausforderung wollen wir uns
stellen. Sie haben in der Vergangenheit ja massiv
beim Sport gekürzt. Wir hingegen werden hier
einen Schwerpunkt setzen. Dies sagt unsere Initia-
tive: Bewegung fängt im Kindergarten an und geht
über die Kooperationen zwischen Schule und
Sportverein - - -

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Viereck, Sie müssen zum Schluss kommen!
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Ingolf Viereck (SPD):

- noch ein Satz! -, die originäre Sportförderung und
den Sportstättenbau bis hin zu den sportwissen-
schaftlichen Instituten und der Sportlehrerausbil-
dung.

Seit 1971 gibt es Sportberichte auf Bundesebene.
Auch andere Landtage kennen Sportberichte.

Frau Präsidentin, der letzte Satz:

(Hermann Eppers [CDU]: Satz oder
Absatz?)

Die Mehrheit dieses Hauses mag heute unseren
Antrag ablehnen. Verhindern werden Sie - - -

(Die Präsidentin schaltet das Mikrofon
am Redepult ab - Hermann Eppers
[CDU]: Ich habe doch gleich gesagt:
Absatz!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Kollege Viereck, Ihre Redezeit war über-
schritten.

Für die CDU-Fraktion haben Sie, Herr Kollege Dr.
Stumpf, das Wort.

Dr. Otto Stumpf (CDU):

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Es gab bisher eine sehr weitgehende
Einvernehmlichkeit in diesem Hohen Hause, was
den Sport angeht. Diese hätte ich auch in Bezug
auf Ihren Antrag „Niedersächsischen Sportbericht
vorlegen!“ gerne beibehalten. Aber die Beratungen
im Ausschuss haben das nicht zugelassen.

Herr Viereck, das, was Sie eben abgeliefert haben,
hat mich total irritiert. Denn ich glaube, Sie haben
in Ihre Redemanuskripte gegriffen und das falsche
mit nach vorne gebracht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir haben das Thema Doping hier vor einigen
Monaten im Rahmen eines Entschließungsantra-
ges behandelt. Das, was Sie jetzt als Antrag vor-
gestellt haben, worüber wir heute beraten, hat
einen ganz anderen Tenor. Ich verwahre mich
auch als aktiver Sportler, als Sportfunktionär, nicht
nur als Mitglied dieses Hohen Hauses dagegen,
dass Sie die allgemeine Sportsituation in diesem
Lande, die Sie in einem Sportbericht dargestellt

haben wollten, in so eklatanter Weise mit Doping in
Verbindung bringen, Herr Viereck.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das sind Welten, die diese beiden Themenfelder
trennen. Sie haben mit Ihrem Beitrag dem Sport
einen Bärendienst erwiesen. So können wir mit
Sport in unserem Lande nicht umgehen.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt aus der Sicht der FDP/CDU-Koalition eine
grundsätzliche Entscheidung. Wir sind 2003 einmal
angetreten, um Bürokratie und Formalismus in
diesem Lande zu reduzieren. Darunter fiel, expres-
sis verbis im Koalitionsvertrag genannt, auch die
Verringerung des Berichtswesens. Wir können
nicht für alle Dinge Berichte erstellen. Wer - ich
weiß nicht, wer von Ihrer Seite das schon einmal
mitgemacht hat - in verantwortlicher Position in der
Landesverwaltung an der Erstellung von Berichten
für das Parlament mitgearbeitet hat, weiß, dass
damit etliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über
Monate gebunden werden und dass das Ergebnis
dieses Berichtes selten mit dem Aufwand in Ein-
klang zu bringen ist. Deshalb lehnen wir derartige
Berichte ab, wo sie nicht aus besonderen Gründen
erforderlich sind.

Wenn Sie einen Antrag gestellt hätten, wonach Sie
einen landesspezifischen, aktuellen, einmaligen
Bericht über Doping erwarten, dann wäre ich sofort
Ihrer Meinung gewesen. Dann hätten wir das zu-
sammentragen lassen können. Aber das, was Sie
in Ihrem Antrag gefordert haben, ist ein alle fünf
Jahre wiederkehrendes Unikum, das wir nicht
brauchen.

Sie haben den Direktor des Landessportbundes
zitiert. Ich möchte ihn auch zitieren. Er sagt näm-
lich: Ein Erkenntnisdefizit im Bereich des Sportes
gibt es nicht. Das ist auch unsere Auffassung. Wir
sehen in Niedersachsen nicht den Sportbericht als
notwendig an, sondern das, was wir täglich prakti-
zieren, eine ständige Kommunikation mit den Ver-
antwortlichen im Sport, einen Erfahrungsaustausch
und vor allem eine Stärkung der Autonomie des
Sports. Wir setzen hier in diesem Hause über den
Haushalt und über andere Entscheidungen nur
den Rahmen fest. Der Sport muss in sich autonom
und flexibel bleiben und ganz speziell reagieren
können. Dabei müssen wir ihm helfen. Für diese
Hilfe ist kein Fünfjahresplan erforderlich. Das muss
oft ad hoc geschehen, das muss flexibel gesche-
hen. Diesen Zustand wollen wir beibehalten.
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Wenn Sie den Bundessportbericht erwähnen, kann
ich nur sagen: Dieser Bundessportbericht hat im-
mer nur die Vergangenheit aufgefahren. Er hat nie
Anlass gegeben, neue Konstruktionen für die Zu-
kunft zu entwickeln, die langfristig tragfähig sind.
Das gleiche Schicksal würde ein Landessportbe-
richt, den Sie hier fordern, auch erfahren.

(Zustimmung bei der CDU)

Also, wir lehnen diesen Sportbericht ab. Wir för-
dern die Autonomie des Sports, die Flexibilität des
Sports und den Dialog mit der Sportorganisation.
Das ist die Stärke in unserem Land. Damit tun wir
dem Sport viel Gutes.

Es wäre doch absoluter Unsinn - - - Entschuldi-
gung, kein Unsinn. Nein.

(Jörg Bode [FDP]: Es ist absoluter
Unsinn!)

Es ist kontraproduktiv, wenn der Landessportbund
eine Kommission einrichtet, die sich mit der Aufga-
benkritik im eigenen Bereich beschäftigt, und wir
vonseiten der Politik den Landessportbund gleich-
zeitig damit befrachten würden, Berichte vorzule-
gen, damit wir hier unseren Sportbericht machen
können. Das kann es nicht sein.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn Sie im Ausschuss gesprächsbereiter gewe-
sen wären, hätten wir einen anderen Vorschlag
gemacht. Dann hätten wir nämlich verabreden
können, dass wir den Landessportbund und viel-
leicht auch den einen oder anderen Sportverband
von Fall zu Fall, vielleicht dopingbezogen, vielleicht
finanzierungsproblembezogen in den Ausschuss
einladen. Dann hätten wir die Probleme in einer
Sondersitzung erörtert. Dann hätten wir hier ge-
meinsam agieren können. Das aber, was Sie vor-
haben, was Sie uns vorgestellt haben, was Sie hier
mit einem Niedersächsischen Sportbericht einfor-
dern, verfolgen wir nicht. Das lehnen wir ab. Ich
glaube, Sie haben nach meiner Rede jetzt auch
verstanden, weshalb. - Danke schön.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen hat Herr Professor Dr. Lennartz das Wort.

(Zuruf von der CDU: Du bist auch da-
gegen, nicht?)

Professor Dr. Hans-Albert Lennartz (GRÜ-
NE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn
ich gemein wäre, Herr Viereck, würde ich die Bot-
schaft Ihrer Rede so formulieren: Sie wollen Do-
ping im Sport mit einem Sportbericht bekämpfen.
Das ist ein ganz neuer Vorschlag.

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der
CDU und bei der FDP)

Aber jetzt zur Sache selbst. Kommunikation zwi-
schen Politik und Sport, jedenfalls dem organi-
sierten Sport, erlebe ich häufig als ritualisiert.
Ständig wird beschworen, wie wichtig der Sport
sei. Der Sport seinerseits beschwört, wie wichtig
die Politik für ihn auch im Hinblick auf die Steuer-
gelder oder die Konzessionsabgaben, die fließen,
sei. Gerade in Zeiten, in denen Gesundheitsrisiken
durch das Verbot des Rauchens oder das Dicksein
von Kindern bekämpft werden - bevorzugt in Ver-
antwortung von Politikern, die selbst Figurproble-
me haben - ist die Kommunikation zwischen Sport
und Politik ritualisiert.

(Glocke der Präsidentin)

Ihr Antrag gehört in diesen ritualisierten Diskurs,
weil er die Botschaft sendet, Ihnen, den An-
tragstellern, sei der Sport so wichtig und „den an-
deren“ der Sport so unwichtig, dass jetzt ein Sport-
bericht her müsse, und wenn Sie ihn nicht anfor-
derten, käme er nie.

Was soll ein Sportbericht, nachdem der Landes-
sportbund seinen jährlichen Jahresbericht vorlegt,
in dem er sozusagen die Aktivitäten des organi-
sierten Sportes in Niedersachsen ausführlich be-
schreibt?

(Glocke der Präsidentin)

Man könnte darüber nachdenken - damit komme
ich auch schon zum Schluss -: Ein Sportbericht
würde Sinn machen, wenn er uns sagen könnte,
wie viele Niedersachsen eigentlich außerhalb von
Sportveranstaltungen Sport betreiben. Aber das
wird die Landesregierung im Zweifel nicht heraus-
finden können. Man könnte auch sagen, ein Sport-
bericht würde Sinn machen, wenn man damit
wüsste, wie die FDP in Zukunft ihr Konzept der
Steuerfinanzierung des Sports betreiben könnte.

(Die Präsidentin stellt dem Redner
das Mikrofon ab)
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Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Kollege Dr. Lennartz, ich habe jetzt zum
Schluss das Mikrofon abgestellt. Es ist problema-
tisch, wenn sich die Fraktion selbst die Redezeit
für einen Tagesordnungspunkt beschneidet, aber
dann doch versucht wird, 30 Sekunden zu über-
ziehen.

Für die FDP-Fraktion hat der Herr Kollege Bode
das Wort.

Jörg Bode (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kollegen von der SPD, wir haben Ihnen nun wirk-
lich alle Gelegenheit gegeben, hier im Plenum
keine Blamage zu erleiden, indem Sie Ihren An-
trag, der überflüssig wie ein Kropf ist, einfach zu-
rückziehen. Sie fordern einen Sportbericht, den die
Landesregierung schreiben soll. Wir haben gesagt,
wir hören einmal denjenigen, der sich damit aus-
kennt, nämlich den Landessportbund. Dann kam
der Landessportbund und brachte interessanter-
weise den Sportbericht mit. Mehrere Aktenkoffer
mit Leitz-Ordnern, in denen der Landessportbund
bereits selber - auf dieses Datenmaterial müsste
die Landesregierung zurückgreifen - explizit aus-
geführt hat, wie der Sport dasteht.

(Zuruf von der SPD)

Daraufhin haben Sie sich in eine mehrwöchige
Bedenkzeit zurückgezogen und kamen mit der
Erkenntnis zurück, die Landesregierung solle den
Bericht des Landessportbundes für sie lesen und
Handlungsempfehlungen für die SPD aufschrei-
ben.

(Ingolf Viereck [SPD]: Das ist Unsinn!)

Das muss ich Ihnen sagen, lieber Herr Viereck:
Diese Arbeit müssen Sie selber machen. Dafür
brauchen wir nicht die Landesregierung.

(Zuruf von der CDU - zur SPD -: Ihr
müsst ihn mal lesen!)

Wir brauchen vielmehr die aktive Zusammenarbeit
mit dem Sport und mit dem Landessportbund.

(Zustimmung bei der FDP)

Wir brauchen weitere konkrete Projekte, wie man
nicht nur über die Sportförderung mit dem Sport-
bund zusammenarbeitet, Herr Dr. Lennartz, son-
dern ihn beispielsweise auch im Schulbereich, im

Kindergarten - bewegter Kindergarten etc. - ein-
bindet. Hier sind wir auf einem guten Weg.

Der Landessportbund hat uns aufgezeigt, dass
man hier noch mehr tun kann, und gesagt, wie
man noch zu Verbesserungen kommen kann. Wir
wollen dies gerne tun.

Ebenfalls hat der Landessportbund gesagt, Herr
Dr. Lennartz - damit komme ich gleich zu Ihrem
letzten Punkt, zu der Frage, die Sie gestellt haben,
als Ihre Redezeit zu Ende ging -, dass man sich
eine neue Finanzierung des Sports wünscht, weil
Sport nämlich ein Ziel der Niedersächsischen
Verfassung ist. Darin steht nicht, dass Sport aus
Konzessionsmitteln von Toto-Lotto gefördert wer-
den soll, sondern dass das eine Gemeinwohlauf-
gabe ist. In der Tat hat die FDP diese Forderung,
die der Landessportbund immer wieder bekräftigt
hat, gerne aufgegriffen und gesagt, dass sich das
Land dieser Verantwortung stellen und auch in
Zeiten, in denen unsicher ist, wie es mit der Kon-
zessionsabgabe weitergeht, klar zu dem Verfas-
sungsziel der Förderung des Sports bekennen und
die Sportförderung auf eine klare, steuerfinanzierte
Basis stellen soll. Wir fordern Sie dazu auf und
bitten Sie, hierfür gemeinsam - und nicht so wie bei
diesem Antrag -, partei- und fraktionsgrenzenüber-
greifend, mit dem Landessportbund eine Basis
hierfür zu schaffen. Wir sollten nicht versuchen,
uns auf Kosten des anderen mit dem Sport zu
profilieren, sondern sollten gemeinsam für die Inte-
ressen des Sports kämpfen. - Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die Landesregierung spricht
Herr Minister Schünemann. Sie haben das Wort.

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Das Lotteriegesetz ist eine sehr gute
Grundlage für die Sportförderung im Lande Nie-
dersachsen. Das hat sich seit vielen Jahren be-
währt und ist vom Sport so anerkannt worden. Ich
meine, dass wir gut beraten sind, so lange daran
festzuhalten, bis es auch für die Zukunft abgesi-
chert ist. Im Moment gibt es keine Anzeichen da-
für, dass man daran etwas ändern sollte; das wäre
nämlich ein falsches Signal. Sollte es in der Zu-
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kunft allerdings andere Tendenzen geben, muss
klar sein, dass der Sport auf jeden Fall eine der in
der Verfassung verankerten staatlichen Aufgaben
ist. Dafür haben wir uns hier gemeinsam einge-
setzt. Meines Erachtens sollten wir erst dann dar-
über reden, wie die Sportförderung neu aufgestellt
werden soll, wenn es notwendig ist. Im Moment
müssen wir alles daransetzen, dass dieses be-
währte System auch in der Zukunft bestehen kann.
Das ist für mich ganz entscheidend.

Meine Damen und Herren, diese Landesregierung
steht für Bürokratieabbau und Verwaltungsverein-
fachung. Deshalb ist der Landessportbund sehr
froh darüber, dass wir zu Beginn dieser Legislatur-
periode den Sport gestärkt haben, indem wir die
Sportförderung fast ausschließlich dem Sport
selbst übertragen haben. Dies hat sich bewährt
und zeigt, dass sehr schnell und unbürokratisch
Geld dahin fließt, wo es hingehört, nämlich in die
Förderung Ehrenamtlicher und zu einem Teil na-
türlich auch in den Spitzensport, zu dem wir uns
auch bekennen.

Meine Damen und Herren, wir brauchen jetzt nun
wirklich keine neuen Berichte und auch kein neues
Datenmaterial, sondern wir müssen handeln. Diese
Landesregierung hat es mit dem Sportstättensa-
nierungsprogramm, für das 25 Millionen Euro zur
Verfügung stehen, getan. Erst vor wenigen Tagen
hat es eine Selbstverpflichtungserklärung aller
kommunalen Spitzenverbände mit dem Land zur
Sportförderung gegeben. Das ist in schwierigen
finanziellen Zeiten ein sehr wichtiges Signal gewe-
sen. Wir haben gemeinsam mit dem Sport die
SportEhrenamtsCard eingeführt. Wir haben in der
Vergangenheit die Juleica geschaffen, die man
immer wieder in Erinnerung rufen sollte. Meine
sehr verehrten Damen und Herren, alles das zu-
sammen zeigt, dass der Sport hier in Niedersach-
sen auf einem sehr guten Weg ist, dass wir keine
neue Bürokratie und keine neuen Berichte brau-
chen.

Herr Lennartz, Sie haben absolut recht: Mit Reden
kann man Doping nicht verhindern, und schon gar
nicht mit Berichten. Das erreichen Sie nur durch
massive Kontrollen, und das auf hohem medizini-
schen Niveau. - Darauf sollten sich die Sportver-
bände konzentrieren. Ich habe den Eindruck, dass
man auch da auf einem guten Weg ist. Die Sport-
gerichtsbarkeit ist hier sicherlich der richtige Weg,
um sehr schnell Strafen durchzusetzen. Es sollte
nicht nur darauf geschaut werden, was der Staat in
dem Bereich macht. Hier ist der Sport selbst gefor-

dert. Ich bin sicher, dass der Sport die richtigen
Antworten findet. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Weitere Wortmeldungen liegen mir
nicht vor. Ich schließe damit die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen möchte, den bitte ich nunmehr um das
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Damit ist der Beschlussempfehlung des
Ausschusses gefolgt.

Ich rufe auf

Tagesordnungspunkt 10:
Zweite Beratung:
Altenpflegeausbildung in Not - Umlagefi-
nanzierung wieder einführen! - Antrag der
Fraktion der SPD - Drs. 15/2944 - Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Soziales,
Frauen, Familie und Gesundheit -
Drs. 15/3789

Die Beschlussempfehlung lautet auf Ablehnung.
Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

(Unruhe)

- Die Beratung werde ich zu gegebener Zeit, wenn
es etwas ruhiger geworden ist, eröffnen.

(Wolfgang Röttger [CDU]: Ist jetzt
Pause?)

Auch Herr Kollege Plaue setzt sich auf seinen
Platz, damit er seiner SPD-Kollegin Frau Groskurt
zuhören kann, der ich jetzt das Wort erteile.

Ulla Groskurt (SPD):

Danke schön. - Frau Präsidentin! Sehr geehrte
Damen und Herren! Die Altenpflegeausbildung ist
leider immer noch in Not. Das müsste aber nicht so
sein. Obwohl auch Sie, sehr geehrte Damen und
Herren von der CDU und von der FDP, spätestens
seit der Vorlage des Landespflegeberichts wissen,
dass die Finanzierung der Altenpflegeausbildung
auf verlässliche, stabile Füße gestellt werden
muss, weigern Sie sich, dieser Entwicklung gegen-
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zusteuern. Sie lehnen unseren Antrag ohne den
Ansatz von schlechtem Gewissen einfach ab. Dass
das nicht besonders klug ist, ist noch nicht weiter
dramatisch. Dramatisch ist, dass Sie sehenden
Auges, in vollem Bewusstsein der Situation, nicht
bereit sind, für alte Menschen auch in Zukunft eine
bestmögliche Pflege und Versorgung zu gewähr-
leisten.

(Heidemarie Mundlos [CDU]: Das
stimmt doch nun wirklich nicht! Das ist
ein Trugschluss! - Norbert Böhlke
[CDU]: Das glauben Sie doch selbst
nicht!)

- Wenn ich es nicht glauben würde, würde ich es
nicht sagen. - Außerdem verweigern Sie auch
noch jungen Menschen die Chance einer qualifi-
zierten Ausbildung.

(Beifall bei der SPD - Heidemarie
Mundlos [CDU]: Das ist aber einsei-
tig!)

Die neueste Statistik des Kultusministeriums zeigt,
dass die Anzahl der Schülerinnen und Schüler
deutlich zurückgeht. Zum Stichtag 15. November
2006 - das ist nun wirklich ganz frisch - begannen
nur 1 698 Schülerinnen und Schüler ihre Ausbil-
dung. 2003 waren es noch 1 981. Das ist ein
Rückgang um 283 Schülerinnen und Schülern.
Dieser Entwicklung können wir unter Berücksichti-
gung der demografischen Entwicklung nicht taten-
los zusehen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn wir nichts unternehmen, bringen wir die
alten Menschen in Gefahr.

Frau Kollegin Kohlenberg, Sie berufen sich immer
und immer wieder darauf - dadurch wird es aber
nicht richtiger und auch nicht überzeugender -,

(Gabriela Kohlenberg [CDU]: Durch
Ihre Aussagen aber auch nicht!)

dass eine Umlageverordnung nur dann erlassen
werden könne, wenn ein Ausgleichsverfahren er-
forderlich sei, um einen Mangel an Ausbildungs-
plätzen zu verhindern oder zu beseitigen. Sie sa-
gen, der Nachweis für einen solchen Mangel sei
bisher nicht erbracht worden.

(Zustimmung bei der CDU)

Welchen Nachweis brauchen Sie denn noch? - Die
Zahl der Schülerinnen und Schüler geht zurück,
und die Zahl der zu pflegenden Menschen steigt.
Der Landespflegebericht hat es deutlich aufge-
zeigt. Die Mitteilung des Kultusministeriums vom
11. Mai 2007 bestätigt diese Entwicklung mit neu-
esten Zahlen.

In der Plenarsitzung am 22 Juni 2006, als wir den
Antrag der SPD-Fraktion zum ersten Mal beraten
haben, haben Sie freudestrahlend die Aktivitäten
des Ministeriums aufgezählt. Sie haben erklärt,
dass das Ministerium Werbekampagnen für den
Altenpflegeberuf durchführt, dass es Flyer heraus-
gibt und Workshops veranstaltet. Es gebe auch
eine Internetpräsentation, was Sie als Wunderwerk
gepriesen haben. Sie waren der Ansicht, das sei
eine ganz tolle Sache. Offensichtlich aber hat sie
leider nicht funktioniert,

(Gabriela Kohlenberg [CDU]: Natür-
lich! Oh doch!)

sonst wäre die Zahl der Schülerinnen und Schüler
nicht gesunken. Der Kollege Riese hat allerdings in
derselben Sitzung zugegeben, dass an die Betrie-
be in deren eigenem Interesse appelliert werden
müsse, im Bereich der Altenpflege Ausbildungen
vorzunehmen, da sie für die wachsenden Anforde-
rungen der Zukunft gerüstet sein müssen. Zitat:

„Sie werden mehr Fachkräfte brau-
chen, als sie in der Gegenwart haben.
Dazu muss eine Vielzahl von Unter-
nehmen einen Beitrag leisten.“

Es ist schon verwirrend: Die CDU sagt, es bestehe
kein Mangel an Fachkräften, und die FDP sagt,
dass die Betriebe mehr Fachkräfte brauchten. - Sie
sind doch noch in einer Koalition, oder?

(Unruhe bei der CDU und bei der
FDP)

Das zeigt doch deutlich: Mit Appellen und bunten
Flyern ist es nicht getan. Das beweisen die neu-
esten Zahlen, die ich Ihnen gerade vorgelesen
habe. Die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege in
Niedersachsen, die Arbeitsgemeinschaft Freier
Schulen und der Verband Deutscher Privatschulen
fordern immer wieder, die Ausbildungsumlage
wieder einzuführen. Sie zeigen die Probleme
nachdrücklich auf, indem sie ausführen, dass vor
dem Hintergrund der demografischen Entwicklung
der Fachkräftemangel im Bereich der Pflege-
dienstleistungen bereits heute absehbar ist und
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dass die im Jahr 2000 erfolgte Aussetzung der
Umlagefinanzierung für die Altenpflegeausbildung
diesen negativen Prozess maßgeblich verstärkt
hat.

Die Folge davon ist, dass sich heute nur noch we-
nige Bildungseinrichtungen an der praktischen
Ausbildung junger Menschen zum Altenpfleger und
zur Altenpflegerin beteiligen. Die Verbände - dabei
werden sie von der SPD unterstützt - fordern, den
Solidarausgleich zwischen ausbildenden und nicht
ausbildenden Einrichtungen sofort wieder einzu-
führen.

(Beifall bei der SPD)

Die Forderungen der Verbände sind nicht einfach
aus dem Gefühl heraus genannt worden, sondern
sie sind alle im Landespflegebericht begründet. Es
sind die Forderungen von Experten, die wissen,
wovon sie reden. Wir sollten ihren Forderungen
entsprechen.

Mit der Wiedereinführung der Umlagefinanzierung
für die praktische Ausbildung zum Altenpfleger und
zur Altenpflegerin würde dem bereits heute abseh-
baren Mangel an Fachkräften frühzeitig gegenge-
steuert werden. Ich sage das noch einmal zur Er-
innerung und mit großer Geduld, da ich die Hoff-
nung nicht aufgebe, Sie mit der Wiedereinführung
der gesetzlichen Umlagefinanzierung für den prak-
tischen Teil der Ausbildung zum Altenpfleger bzw.
zur Altenpflegerin auf den richtigen Weg zu brin-
gen.

(Zuruf von der CDU)

- Doch, heute noch! - Mit der gesetzlichen Umla-
gefinanzierung war nämlich die Zielsetzung ver-
bunden, dass landesweit alle Pflegeeinrichtungen
solidarisch einen Beitrag entrichten, in einen ge-
meinsamen Topf einzahlen. Die ausbildenden
Betriebe sollten dann entsprechend ihrem tatsäch-
lichen Ausbildungsumfang von der Umlage profitie-
ren, diejenigen Unternehmen hingegen, die nicht
selbst ausbilden, sollten außen vor bleiben.

Sehr geehrte Damen und Herren von der FDP
- und natürlich auch von der CDU. Herr Riese von
der FDP ist mir sehr angenehm in Erinnerung.
Seine Aussage hat mir gut gefallen. Deswegen
habe ich eben automatisch zunächst nur die FDP
angesprochen.

Sehr geehrte Damen und Herren von der CDU und
der FDP, alles, was ich gesagt habe, wurde im

Landespflegebericht vom Kultusministerium
schwarz auf weiß geschrieben. Schwarz ist doch
sonst Ihre Farbe. Warum gehen Sie in diesem Fall
so achtlos damit um? Das ist unverantwortlich. Sie
haben zurzeit die Verantwortung in Niedersach-
sen. Da hilft nur eines: Sie müssen aus der Ver-
antwortung entlassen werden,

(Beifall bei der SPD)

damit die Menschen in Niedersachsen endlich
wieder auf eine Sozialpolitik vertrauen können, die
das Wort „sozial“ verdient und die die Menschen in
Niedersachsen verdienen. - Danke schön.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen hat sich Frau Kollegin Helmhold zu Wort
gemeldet. Bitte schön!

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Nachdem wir dieses Thema wieder-
holt diskutiert haben und vonseiten der Regie-
rungskoalition überhaupt keine Bereitschaft be-
steht, auf unsere Argumente einzugehen, werde
ich meine Redezeit im Wesentlichen dazu nutzen,
aus der Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft
der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege in Nie-
dersachsen vor der Enquete-Kommission vorzu-
tragen. Diese Verbände repräsentieren einen gro-
ßen Teil der ausbildenden Einrichtungen in Nie-
dersachsen.

Ich zitiere mit der Genehmigung der Präsidentin:

„Seit dem Jahr 2000 ist die Zahl der
jährlich aufgenommenen Schüler um
20 % gesunken, was dazu führte, in
mehreren Schulen Klassen abzusa-
gen. Die Ursache für den Rückgang
der Ausbildungszahlen ist nicht etwa
darin zu suchen, dass junge Leute
kein Interesse daran hätten, eine
Ausbildung zu beginnen, sondern es
fehlt an Plätzen für die praktische
Ausbildung. Die vorhandenen Schul-
plätze bleiben frei, weil die Bewerber
keinen Ausbildungsvertrag in einer
ambulanten oder stationären Ausbil-
dung bekommen und deswegen nicht
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ausgebildet werden dürfen. Die Ein-
richtungen bilden deswegen nicht
aus, weil sie die Kosten dafür über
das Pflegeentgelt refinanzieren müs-
sen und sie dadurch einen Wettbe-
werbsnachteil aufgrund der höheren
Preise haben.

Die Landesarbeitsgemeinschaft der
Freien Wohlfahrtspflege plädiert daher
mit allem Nachdruck für die Wieder-
einführung der Ausbildungsumlage,
denn es darf doch wohl nicht sein,
dass ausgerechnet die Einrichtungen,
die sich verantwortungsvoll um den
Pflegenachwuchs kümmern, die
Dummen im Wettbewerb sind.“

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung von Heiner Bartling [SPD])

Meine Damen und Herren, wenn Sie uns schon
nicht glauben, dann glauben Sie doch wenigstens
den Wohlfahrtsverbänden. Das ist die Situation,
und darauf haben wir zu reagieren, wenn die Zu-
kunft der Pflege in Niedersachsen gesichert wer-
den soll, insbesondere auch im ambulanten Be-
reich, dessen Bedeutung in Zukunft zunehmen
wird. Sie spielen hier leichtfertig mit der Versor-
gungssicherheit der zukünftigen Pflegebedürftigen.

Das von Ihnen in den Ausschussberatungen vor-
gebrachte Argument, das Umlageverfahren könne
nicht wieder eingeführt werden, weil keine Mangel-
situation herrsche, ist nicht zutreffend. Das Land
kann auf der Grundlage der vorliegenden Zahlen
jederzeit einen Notstand erklären, wie dies in Ba-
den-Württemberg und Rheinland-Pfalz bereits
erfolgte. Das Umlageverfahren würde endlich den
Missstand beheben, dass die ausbildenden Betrie-
be gegenüber denen, die dies nicht tun, einen
erheblichen Wettbewerbsnachteil haben.

Warum diese Wettbewerbsverzerrung von der FDP
so hingenommen wird, lässt sich doch wohl nur
damit erklären, dass diese Partei Lobbyvertreterin
von gewerblich betriebenen Altenpflegeeinrichtun-
gen ist; denn insbesondere von dort ist in der Ver-
gangenheit eine Fülle von Prozessen gegen die
Umlage und damit gegen das Land gestartet wor-
den. Das Bundesverfassungsgericht hat aber ent-
schieden, dass eine solche Regelung im Einklang
mit dem geltenden Recht steht.

2003 sprach die CDU hier im Plenum noch vom
Pflegenotstand. Heute wollen Sie davon nichts

mehr hören, obwohl sich die Situation seither ver-
schärft hat und aufgrund der demografischen Ent-
wicklung noch weiter verschärfen wird. Warum Sie
jetzt nicht handeln, ist mir völlig unverständlich.
Offensichtlich hat Sie der Mut verlassen, hier die
Weichen für eine Versorgungssicherheit in der
Zukunft zu stellen. Die von Ihnen angekündigten
Imagekampagnen für den Altenpflegeberuf nützen
doch nichts, wenn die Bewerberinnen und Bewer-
ber zwar einen Schulplatz, aber keinen Ausbil-
dungsplatz erhalten. Sie stecken hier den Kopf
zum Schaden der heute und besonders der künftig
pflegebedürftigen Menschen in Niedersachsen in
den Sand.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die CDU-Fraktion hat nun Frau
Kollegin Kohlenberg das Wort.

Gabriela Kohlenberg (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Erneut steht heute das Thema der Wie-
dereinführung der Umlagefinanzierung in der Al-
tenpflegeausbildung auf der Tagesordnung. Die-
ses Thema haben wir bereits in aller Ausführlich-
keit anlässlich der Großen Anfrage zur Altenpfle-
geausbildung besprochen. Die Problematik ist
offensichtlich. Der demografische Wandel führt zu
einem wachsenden Anteil älterer Menschen an der
Bevölkerung und damit langfristig auch zu mehr
Pflegebedürftigen. Zugleich wissen wir, dass pa-
rallel dazu in fast allen Bereichen ein Mangel an
Nachwuchskräften entstehen wird, weil die jungen
Menschen fehlen. Wie allerdings eine bürokrati-
sche Umlage, die auf Arbeitgeber eher abschre-
ckend wirkt, diesen Mangel beheben soll, er-
schließt sich mir auch bei der erneuten Beratung
nicht. Oder wollen Sie generell eine Ausbildungs-
abgabe einführen? Glauben Sie wirklich, dass dies
das richtige Instrument ist, um eine Antwort auf die
Herausforderungen der Zukunft zu geben?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Was wir stattdessen brauchen, sind zukunftswei-
sende Ausbildungskonzepte.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Während Sie unverdrossen alte Rezepte aus der
Mottenkiste hervorkramen, ist diese Landesregie-
rung schon längst aktiv gewesen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir beteiligen uns an dem Modellversuch des
Bundes zur integrativen Pflegeausbildung z. B. in
der Henriettenstiftung hier in Hannover. Diese
Ausbildung bedeutet, dass zwei Jahre gemeinsam
gelernt wird und es im dritten Jahr zu einer Spezia-
lisierung in Alten- und Krankenpflege kommt. Nach
Abschluss des Modellversuches wird es von der
Auswertung abhängen, ob es zu einer Zusam-
menführung dieser beiden Berufsbilder kommen
wird. Die Federführung liegt beim Bund.

(Uwe Schwarz [SPD]: Das stimmt!
Und wie viele neue Ausbildungsplätze
sind das?)

- Das werden wir sehen. - Was machen Sie denn?
Sie wollen weiterhin all das machen, was Sie bis-
her gemacht haben.

(Zurufe von der SPD: Sie wissen es
nicht besser! Das ist am Thema vor-
bei!)

- Nein, das ist nicht am Thema vorbei. Das passt
genau zum Thema. Es geht um die Zukunft. Sie
wissen es halt nicht besser. Wie gesagt: Motten-
kiste.

Meiner Meinung nach bietet das angesprochene
Modell eine gute Chance, die Attraktivität dieses
Ausbildungsganges zu steigern.

Wir führen weiterhin den Schulversuch „Pflegehil-
fe“ durch. Die Zuständigkeit liegt hier beim Land.
Mit dieser zweijährigen Ausbildung können die
Auszubildenden den Realschulabschluss erreichen
und anschließend mit der Ausbildung in der Alten-
oder Krankenpflege beginnen. Wenn dieser Schul-
versuch hinreichend ausgewertet worden ist, wer-
den wir die richtigen Schritte einleiten. Meine Da-
men und Herren, das sind zukunftsfähige Perspek-
tiven für den Pflegeberuf.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Auf Initiative des Landes wurde die Landesarbeits-
gemeinschaft „Personalinitiative Pflege“ gegründet.
In ihr sind alle Akteure, die mit Aus- und Weiterbil-
dung im Pflegebereich befasst sind, vertreten.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Frau Kollegin Kohlenberg, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Bachmann?

Gabriela Kohlenberg (CDU):

Nein.

Sie berichtet regelmäßig im Landespflegeaus-
schuss über die Entwicklung des Angebotes von
Ausbildungsplätzen und geben Anregungen zur
Erhöhung der Ausbildungsbereitschaft. - Davon
haben Sie anscheinend auch noch nichts gehört.

Der hohen Bereitschaft der Einrichtungen ist es zu
verdanken, dass zusätzliche Ausbildungsplätze
geschaffen werden konnten, da der Rückgang
aufgrund der veränderten Praxis der Bundes-
agentur für Arbeit bei der Förderung von Weiterbil-
dungsmaßnahmen kompensiert werden musste.

Gerade durch die Umschulung konnten ältere
Kräfte, die sich ganz bewusst für diesen Beruf
entschieden haben, gewonnen werden. Sie blie-
ben auch länger im Beruf, im Gegensatz zu den
Berufsanfängern nach der Erstausbildung. Auch
die Abbrecherquote von Umschülern ist wesentlich
geringer.

(Vizepräsidentin Silva Seeler über-
nimmt den Vorsitz)

Die Förderung der Bundesagentur für Arbeit gibt
es nur noch für zweijährige Ausbildungen. Der
Bund hat eine Bundesratsinitiative der Länder
2004 leider nicht aufgegriffen; diese sah weiterhin
die dreijährige Förderung vor.

Betrachten wir jetzt einmal die Ausbildungszahlen;
denn sie sind nach § 25 des Altenpflegegesetzes
des Bundes die Grundlage, damit ein Umlagever-
fahren durchgeführt werden kann. Das Land ist
hier als Verordnungsgeber für den drohenden
Mangel an Ausbildungsplätzen nachweispflichtig.
Im Jahr 2002 waren es 4 048, in 2006  4 698
Schülerinnen und Schüler.

Die Ausbildungszahlen im Bereich Altenpflege darf
man allerdings auch nicht isoliert sehen, da es
heute in den Einrichtungen multiprofessionelle
Teams gibt, die durch die gestiegene Pflegebe-
dürftigkeit der Bewohner notwendig sind. Feststel-
len kann man außerdem, dass immer mehr Heiler-
ziehungspflegerinnen und -pfleger, die bisher
überwiegend in Behinderteneinrichtungen tätig
waren, in der Altenpflege arbeiten. Wenn man
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diese Zahlen betrachtet -  die Anzahl der Schüle-
rinnen und Schüler in der Altenpflege, in der Kran-
kenpflege und in der Heilerziehungspflege -,
kommt man auf ganz andere Zahlen.

(Norbert Böhlke [CDU]: Hört, hört!)

Insgesamt waren es 13 345, mit Stand 2006. Dazu
der Vergleich zu 2000: 12 466. Wenn Sie vor die-
sem Hintergrund von einem „Rückgang“ sprechen,
dann weiß ich nicht, ob Sie diese Zahlen über-
haupt zur Kenntnis nehmen wollen. Sie müssen
sich mit der Realität beschäftigen.

(Zustimmung von der CDU - Uwe
Schwarz [SPD]: Heilerziehungspfleger
arbeiten mit Behinderten!)

- Heute ist es so, dass auch Heilerziehungspfleger
in Altenpflegeeinrichtungen arbeiten.

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Das
ist Theorie! - Weitere Zurufe von der
SPD)

- Das ist nicht nur Theorie. Ich komme aus der
Praxis. Wahrscheinlich weiß ich da besser Be-
scheid als Sie.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir machen in Niedersachsen eine verantwor-
tungsbewusste und kluge Politik und stürzen das
Land nicht in ein Klageverfahren, wie es in ande-
ren Bundesländern schon geschehen ist.

(Volker Brockmann [SPD]: Gehen Sie
einmal in die Altenpflegeschulen, und
unterhalten Sie sich mit denen dort!)

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns doch
gemeinsam daran arbeiten, wie man die Attrakti-
vität dieses interessanten, aber auch sehr schwe-
ren Berufes steigern kann. Die Wiedereinführung
der dreijährigen geförderten Umschulung ist so
eine Möglichkeit, weiterhin sind zukunftsfähige
Ausbildungskonzepte zu nennen. Aber was wir
nicht brauchen, sind bürokratische Hürden, die
Ausbilder abschrecken und juristische Probleme
bringen. Die Wiedereinführung des Umlageverfah-
rens eignet sich nun wirklich nicht, um den Mangel,
den Sie behaupten, in irgendeiner Weise zu besei-
tigen. Deshalb lehnen wir Ihren Antrag ab.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Mir liegen zwei Meldungen zu Kurzinterventionen
vor. Ich erteile zuerst Frau Helmhold und dann
Herrn Bachmann das Wort.

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte drei Dinge berichtigen.

Erstens. Was die Zahlen angeht, so interessieren
mich nicht Gesamtzahlen. Vor allen Dingen inte-
ressieren nicht etwa die Zahlen im Bildungsgang
Heilerziehungspflege,

(Norbert Böhlke [CDU]: Sie sprechen
ja auch gegen Ihre eigene Prognose!)

sondern es zählen die Zahlen im Ausbildungsgang
Altenpflege. 2003 wurden 1 981 Schülerinnen und
Schüler in die Klasse 1 aufgenommen, 2006
1 698. Das sind die Zahlen, die uns vorliegen. Sie
sind deutlich rückläufig.

Zweitens. Die Ausbildungsumlage wird keinerlei
juristischen Schwierigkeiten mehr machen, weil sie
inzwischen ausgeklagt ist. Das ist ein sehr einfa-
ches Verfahren. Ich berichte Ihnen einmal, was mir
die Ausbildungseinrichtungen gesagt haben, als es
die Umlage noch gab: „Na ja, wenn ich die Umlage
schon bezahlen muss, dann kann ich auch jeman-
den ausbilden; dann hole ich mir das Geld wieder,
das ich eingezahlt habe.“ Natürlich ist die Umlage
ein Instrument, das dazu führt, dass die Ausbil-
dungszahlen schwuppdiwupp steigen.

Drittens. Der Schulversuch zur gemeinsamen Aus-
bildung schafft doch nicht einen einzigen Ausbil-
dungsplatz. Auch wenn Sie überall gemeinsam
ausbilden, bleibt das Problem, dass Sie Ausbil-
dungsstellen in der Praxis haben müssen. Sie
können Schulversuche und Zusammenführungen
machen, solange sie wollen: Wenn die Einrichtun-
gen nicht ausbilden, dann wird das nicht funktio-
nieren. Und damit sie besser ausbilden, ist die
Umlage ein prima System.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Bachmann, bitte!
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Klaus-Peter Bachmann (SPD):

Frau Kollegin Kohlenberg, an Ihrer Stelle hätte ich
meine Zwischenfrage zugelassen. Das wäre nur
eine gewesen. Jetzt muss ich Sie mit drei Berei-
chen konfrontieren.

Erstens. Im Bereich der Krankenpflegeausbildung
fließen die Ausbildungsvergütungen, die gezahlt
werden, in die Pflegesätze der Einrichtungen ein.
Im Bereich der Altenpflegeausbildung müssen die
Schülerinnen und Schüler noch Geld mitbringen,
weil sie Schulgeld bezahlen müssen, es sei denn,
sie haben es mit einem kommunalen Träger zu
tun. Hier sind also die Freigemeinnützigen wieder
die Benachteiligten: Wenn sie Träger der Ausbil-
dungsstätten sind, müssen sie - anders als die
kommunalen Ausbildungsstätten - Schulgeld erhe-
ben.

Zweitens. Wir haben im Bereich der Altenpfle-
gerausbildung auch deswegen Ungerechtigkeiten,
weil sich die privaten Träger insgesamt verwei-
gern. Andere freie Träger, die auf eigene Kosten
ausbilden, bilden sozusagen die Kräfte aus, die
dann abgeworben werden. Sicherlich ist es sinn-
voll, mit dieser Umlage zur Gerechtigkeit beizutra-
gen.

Drittens. Sie haben die Umlage als „bürokratisches
Monstrum“ bezeichnet. Die Verbände der freien
Wohlfahrtspflege, die ansonsten sehr deutlich ge-
gen Bürokratie sprechen, fordern die Umlage uni-
sono. Das zeigt, wie dringend notwendig sie ist
und für wie wenig bürokratisch sie gehalten wird.

Vielleicht äußern Sie sich noch zu diesen drei As-
pekten! - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Kohlenberg, möchten Sie darauf antworten?

(Gabriela Kohlenberg [CDU]: Nein! Es
würde zu lange dauern, bis Sie das
verstehen!)

- Nein. - Dann ist Frau Meißner von der FDP-
Fraktion die nächste Rednerin.

Gesine Meißner (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Da
wir als kleine Fraktion grundsätzlich immer weniger
Redezeit haben, ist es prima, wenn ich mich den

Beiträgen meiner Kollegen von der CDU-Fraktion
anschließen kann. Frau Kohlenberg hat vieles
Wichtige und Richtige gesagt.

Frau Helmhold hat darauf hingewiesen, dass der
Modellversuch keinen einzigen Ausbildungsplatz
schaffe. Das ist richtig. Das Problem ist aber, dass
Sie die Altenpflege isoliert betrachtet haben. Das
ist aber nicht das Ziel. Alle Fachleute sagen, dass
wir in Zukunft eine integrierte Ausbildung nach
dem Prinzip „2 + 1“ brauchen: zwei Jahre gemein-
same Ausbildung, ein Jahr Spezialisierung. Dazu
dient der Modellversuch.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Es gibt im Bereich der Krankenpflege eine ganze
Menge neuer Schülerinnen und Schülern. Insge-
samt - das hat Frau Kohlenberg gesagt - gibt es
genug neue Schüler und Schülerinnen für den
gesamten Pflegebereich.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Aber wir
differenzieren bis jetzt doch nicht zwi-
schen Alten- und Krankenpflegern!)

Wir wissen, dass wir in Zukunft mehr Pflegende
brauchen. Diese bekommen wir zum einen über
eine zeitgemäße integrierte Ausbildung. Dafür gibt
es genug Nachfragen. Wir müssen natürlich auch
dafür werben. Wir müssen weiter dafür sorgen,
dass bei Umschulungen das dritte Jahr wieder
bezahlt wird. Dafür sollte sich die SPD auf Bun-
desebene einmal einsetzen. Unsere Bundesrats-
initiativen in diese Richtung sind nämlich fehlge-
schlagen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Viele qualifizierte Leute mit Lebenserfahrung sind
bereit, in diesen Beruf einzusteigen, werden jetzt
aber daran gehindert.

Als Letztes komme ich zur Umlage. Das Umlage-
verfahren hat zu einer Reihe von Klagen geführt.
Im letzten Sommer waren noch 46 Verfahren an-
hängig. Diese Klagen waren teuer. Deswegen hat
Sachsen 2006/2007 die Umlage auch ausgesetzt.
Sie ist nicht das richtige Instrument.

Darum bitte ich Sie, unserem Votum zu folgen und
dagegen zu stimmen. Die Umlage bringt uns bei
der Altenpflege nicht weiter, andere Dinge schon.



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  119. Plenarsitzung am 5. Juni 2007

14084

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Danke, Frau Meißner. - Jetzt erteile ich Herrn Mi-
nister Busemann das Wort.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu
dem Thema ist hier schon einiges gesagt worden.
Ich werde mich deshalb auf die Darstellung der
wesentlichen Überlegungen beschränken.

Wir alle wissen, dass in den Pflegeberufen ausrei-
chend Ausbildungsplätze zur Verfügung stehen
müssen, um auch dem künftigen Bedarf an qualifi-
zierten Pflegekräften gerecht werden zu können. In
diesem Zusammenhang wird immer wieder über
die Umlagefinanzierung diskutiert. Hier fiel der
Begriff „Mottenkiste“. Auch mir ist nichts anderes
dazu eingefallen. Ein Griff in die Mottenkiste löst
die Probleme natürlich nicht.

Meine Damen und Herren, unabänderliche bun-
desrechtliche Voraussetzung für eine entspre-
chende Ausgleichsregelung ist die Feststellung,
dass ein solches Verfahren zur Verhinderung oder
Beseitigung eines Mangels an Ausbildungsplätzen
erforderlich ist. Das heißt, wir müssten sozusagen
gerichtsfest feststellen, dass ein Mangel besteht
oder zu erwarten ist. In diesem Zusammenhang ist
es unerlässlich, auf vorhandene Statistiken zu-
rückzugreifen. Eine ausschließliche Betrachtung
der Ausbildungszahlen im Bildungsgang Altenpfle-
ge greift dabei aber zu kurz, weil Betreuung und
Pflege letztlich nur im multiprofessionellen Team
angemessen erbracht werden können.

Bei Betrachtung der Statistiken stellen wir fest,
dass die Zahl der Altenpflege- und Altenpflegehil-
feschüler um ca. 500 zugenommen hat. Die Zahl
der Auszubildenden in der Kranken- und Kinder-
krankenpflege sowie in der Krankenpflegehilfe hat
nach einem Rückgang im Jahr 2004 mit 6 760 fast
wieder den alten Stand erreicht. Immerhin 26 %
dieser Ausbildungsabsolventen nehmen in der
stationären Altenpflege bzw. in der ambulanten
Pflege ihren Beruf auf. Zu berücksichtigen sind
zudem die ca. 2 000 in der Ausbildung stehenden
Heilerziehungspflegerinnen und -pfleger. Sie sind
zwar vorrangig in der Behindertenhilfe tätig, kom-
men aber auch in der Altenpflege zum Einsatz und
sind nach der Heimpersonalverordnung als Fach-
kräfte in der Pflege anerkannt.

(Ursula Helmhold [GRÜNE] meldet
sich zu einer Zwischenfrage)

- Ich lasse keine Fragen zu, weil ich im Zusam-
menhang vortragen möchte.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Char-
mant! Dabei hat er heute Geburtstag!)

Leider stagniert derzeit die Weiterbildung bzw.
Umschulung in der Altenpflege. Trotzdem, meine
Damen und Herren, gibt es keinen nachvollziehba-
ren Grund, derzeit von einem Mangel zu sprechen.
Die eben von mir genannten Zahlen machen das
deutlich. Die aktuelle Situation lässt den Erlass
einer Ausgleichsverordnung gar nicht erst zu.

Frau Helmhold, in Ihre Richtung sage ich:

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Wenn ich
nicht fragen darf, dann höre ich auch
nicht zu!)

Die Erfahrungen anderer Bundesländer zeigen
zudem, dass ein Ausgleichsverfahren vor dem
Hintergrund der demografischen Entwicklung mit
einer zweifellos zunehmenden Zahl pflegebedürfti-
ger Menschen nur auf der Basis eines prognosti-
zierten Pflegebedarfs und eines prognostizierten
Bedarfs an Pflegekräften keinen Bestand hat. Die
so begründeten Umlageverfahren in Sachsen und
Baden-Württemberg sind erstinstanzlich für
rechtswidrig erklärt bzw. beklagt worden. Wie
streitig die Beurteilung ist, zeigt der Umstand, dass
jüngst in Baden-Württemberg ein Normenkontroll-
verfahren - das wurde von Ihnen erwähnt - hinzu-
gekommen ist. Die Einführung eines Ausgleichs-
verfahrens ist daher nicht angezeigt. In der Ver-
gangenheit haben wir negative Erfahrungen damit
gemacht und noch heute Klagen abzuarbeiten.

Meine Damen und Herren, es dürfte klar sein, dass
die Ausbildungsbereitschaft durch ein Ausgleichs-
verfahren nicht geweckt wird. Genau hier müssen
wir aber ansetzen; denn wir wissen, dass die Aus-
bildungsbereitschaft nicht durchgängig vorhanden
ist und von daher eine gerechte Verteilung der
finanziellen Belastungen der Ausbildungsvergü-
tungen auf alle Pflegeeinrichtungen nicht stattfin-
det. Nutzen aus der Ausbildung ziehen letztlich
aber alle. Auch das dürfte klar sein.

Es ist der hohen Bereitschaft der Pflegeeinrichtun-
gen, die zusätzliche reguläre Ausbildungsplätze
zur Verfügung gestellt haben, zu verdanken, dass
die Ausbildungszahl immer noch stabil ist.
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Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Busemann, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge?

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Nein.

Die Landesregierung begrüßt daher ausdrücklich,
dass der Landespflegeausschuss den Landesar-
beitskreis „Personalinitiative Pflege“ zu seiner
ständigen Arbeitsgruppe ernannt hat. Dieser Lan-
desarbeitskreis, dem auch Vertreter des Kultus-
und des Sozialministeriums angehören, hat jetzt
Gelegenheit, im Landespflegeausschuss alle an
der Pflege Beteiligten direkt über die Entwicklung
der Altenpflegeausbildung zu unterrichten, Anre-
gungen zur Stabilisierung bzw. Ausweitung der
Ausbildung zu geben und die Ausbildungsbereit-
schaft zu erhöhen. Die Tatsache, dass sich der
Landespflegeausschuss in Zukunft kontinuierlich
mit der Altenpflegeausbildung befasst, spricht für
ein gewachsenes Bewusstsein für die Ausbil-
dungsverantwortung der Mitglieder dieses Kreises.

Diese neue Entwicklung, so denke ich, bringt uns
ein Stück weiter. Der Bundesgesetzgeber hat die
Aufgabe der Sicherstellung der Pflege nach dem
Pflegeversicherungsgesetz im Wege der Selbst-
verwaltung auf die Pflegeeinrichtungen und Pfle-
gekassen übertragen. Beide sind über ihre Ver-
bände Mitglieder im Landespflegeausschuss und
haben sich gemeinsam der Gewinnung einer aus-
reichenden Zahl von Pflegekräften für die Durch-
führung ihrer Aufgaben zu widmen.

Ein Ansatz könnte z. B. die Zusammenführung der
Pflegeausbildung zu einer generalistischen oder
zumindest in weiten Teilen integrierten Form mit
anschließender Schwerpunktbildung sein. Das
wäre eine Möglichkeit, das spätere Tätigkeitsfeld
zu verbreitern und so die Berufszufriedenheit zu
erhöhen. Schon heute besteht in Krankenhäusern,
insbesondere in internistischen und neurologi-
schen Abteilungen, Bedarf an Pflegekräften, die im
Umgang mit alten Menschen besondere Kompe-
tenz besitzen.

Darüber hinaus sollte die Verweildauer im Beruf
durch gezielte Maßnahmen erhöht werden. Hierzu
gehören Fragen der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf, der Arbeitszeiten, der beruflichen Perspekti-
ven und der Partizipation am Entscheidungspro-
zess.

Meine Damen und Herren, wichtig ist, dass - ähn-
lich wie in der Wirtschaft - alle Träger von Pflege-
einrichtungen erkennen, dass der Nachwuchs an
Fachkräften nur durch kontinuierliche Ausbildung
gesichert werden kann und eine ausreichende
Anzahl an praktischen Ausbildungsplätzen von
allen Pflegeeinrichtungen zur Verfügung gestellt
werden muss.

(Zuruf von der SPD: Wo leben Sie ei-
gentlich, Herr Busemann?)

Das wäre ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-
tung, während der Erlass einer Ausgleichsverord-
nung - ich sage es noch einmal - ins Abseits führt
und dieser Weg auch rechtlich nicht begehbar ist. -
Danke.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Axel Plaue [SPD]: Das ist völlig falsch,
was Sie da erzählen!)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Helmhold hat um zusätzliche Redezeit gebe-
ten. Frau Helmhold, Sie bekommen zwei Minuten.

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Herzlichen Dank. - Frau Präsidentin! Da der Mi-
nister an seinem Geburtstag, zu dem ich ihm noch
einmal herzlich gratulieren möchte, nicht so milde
gestimmt war, um Zwischenfragen zuzulassen,
möchte ich die zwei Fragen, die mir auf der Seele
brennen, gerne von hier aus stellen.

Erstens. Herr Minister, Sie haben eben ausgeführt,
wie viele Menschen ausgebildet werden. Ist Ihnen
eigentlich bewusst, dass uns die Hilfsberufe und
auch die Heilerziehungspfleger nichts nutzen,
wenn wir über Pflegefachkräfte sprechen?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Diese werden nach der Heimmindestpersonalver-
ordnung nämlich nicht als Fachkräfte anerkannt.
Diese Zahlen müssen wir aus Ihrer Berechnung
also herausnehmen.

Zweitens. Sie sprachen von einer integrierten Aus-
bildung in den Pflegeberufen und wollten uns er-
zählen, das würde das Problem lösen. Ich hätte
gerne gewusst, wie Sie sich das vorstellen; denn
diese Schüler brauchen schließlich auch einen
Ausbildungsplatz, der irgendwie refinanziert wer-
den muss. Oder soll es sich nach Ihrer Vorstellung
um eine vollzeitschulische Ausbildung mit lediglich
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kurzen Praktika handeln? Wenn dem so ist, hätte
ich gern gewusst, wie Sie das finanzieren wollen?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Danke, Frau Helmhold. - Jetzt hat auch Herr
Schwarz um zusätzliche Redezeit gebeten. Herr
Schwarz, ich erteile Ihnen das Wort für drei Minu-
ten.

Uwe Schwarz (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Minister, Sie haben in Ihrer Rede gesagt, es gäbe
keinen erkennbaren Mangel an Pflegekräften, und
ein paar Bereiche aufgelistet. Ich empfehle Ihnen,
einfach einmal in den Landespflegebericht Ihrer
eigenen Regierung zu schauen. Er stammt aus
dem Jahre 2006. Auf Seite 58 steht, dass folgen-
der Personalmehrbedarf zur Erhaltung des derzei-
tigen Versorgungsstandes an professioneller Hilfe
festgestellt wurde: bis 2020 zwischen 17 und
22 %, bis 2050 ca. 75 %. Das ist mit der entspre-
chenden Anzahl Pflegebedürftiger unterlegt.

Das wissen wir alle. Deswegen hilft es überhaupt
nichts, eine Vermischung von Krankenpflege, Be-
hindertenhilfe und Altenpflege herzustellen. Diesen
Tatbestand müssen wir vielmehr ganz nüchtern
analysieren. Der Verband Deutscher Privatschulen
und die Arbeitsgemeinschaft Freier Schulen - das
ist nun wirklich keine sozialdemokratische Einrich-
tung - kommen zu dem Ergebnis:

„Mit der zeitnahen Wiedereinführung
der Umlagefinanzierung für die prakti-
sche Ausbildung zum Altenpfleger
und zur Altenpflegerin würde dem be-
reits heute absehbaren Mangel an
Fachkräften frühzeitig gegengesteuert
werden können.“

So einfach ist das!

Ich glaube, es macht keinen Sinn, eine alte ideolo-
gische Debatte zu führen, so wie Sie es tun, und
starr daran festzuhalten. Wir brauchen dringend
Kapazitäten, um ausreichend Pflegekräfte zu be-
kommen. Nach allem, was die Fachwelt weiß
- nicht nach dem, was wir hier politisch, inhaltlich
und ideologisch diskutieren -, geht das zurzeit nur
über eine Umlage. Das Verweisen auf Modelle, die
vielleicht in drei Jahren ausgewertet und in zehn

Jahren rechtlich umgesetzt werden können, treibt
dieses Land in einen Pflegenotstand.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich meine, dass wir in
Kenntnis dieses Tatbestandes, in Kenntnis Ihres
eigenen Landespflegeberichtes, anders damit um-
gehen müssen, als Sie es getan haben. Sie ma-
chen blinden Aktionismus, aber handeln nicht an
der Sache.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt hat sich Frau Meißner zu einer Kurzinterven-
tion gemeldet.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Nicht gegen
den eigenen Pflegebericht reden!)

Gesine Meißner (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Schwarz, Sie haben den Anschein erweckt, als
würden wir sagen, wir hätten 2020 genug Pflege-
kräfte. Ich frage Sie, ob wir, Frau Kohlenberg und
ich, an irgendeiner Stelle gesagt haben, dass wir in
Zukunft nicht mehr Pflegekräfte brauchen? Haben
wir nicht vielmehr gesagt, dass die Umlage kein
geeignetes Instrument ist, um heute etwas zu än-
dern?

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Zurufe von der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Möchten Sie darauf antworten, Herr Schwarz?

(Uwe Schwarz [SPD]: Nein!)

Jetzt hat sich Frau Mundlos zu Wort gemeldet.
Frau Mundlos, Sie erhalten eine Redezeit von drei
Minuten.

Heidemarie Mundlos (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich möchte nicht im Raum stehen lassen,
was Herr Schwarz gesagt hat.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Besser
wäre es!)

Ich halte das nämlich für Kaffeesatzleserei.
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(Hans-Dieter Haase [SPD]: Die Wahr-
heit muss man ertragen können!)

Herr Schwarz, wenn man verantwortungsbewusst
mit den Dingen umgehen will, dann sollte man
nicht einen Pflegenotstand herbeidiskutieren.

(Zurufe von der SPD)

Wir werden nachhaltige Konzepte auflegen. Wenn
Sie einen Blick in die Historie werfen, dann werden
Sie feststellen, dass sich die Umlage in der Tat
nicht bewährt hat, dass Sie damit schon einmal
Schiffbruch erlitten haben.

(Zustimmung von Gesine Meißner
[FDP] - Wolfgang Jüttner [SPD]:
Falsch!)

Insofern müssen andere Konzepte aufgelegt wer-
den. Sie liegen auf dem Tisch, sie greifen bereits,
und wenn es erforderlich ist, dann werden wir mehr
davon auflegen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt hat sich der Abgeordnete Schwarz zu einer
Kurzintervention gemeldet. Sie haben eine Rede-
zeit von anderthalb Minuten, Herr Schwarz.

Uwe Schwarz (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Mundlos, diese Geschichtsklitterung macht über-
haupt keinen Sinn. Die Umlage zur Altenpflege ist
seinerzeit von allen Verbänden gefordert worden.
Sie ist auf Landesebene umgesetzt und danach in
der Tat von denen, die sie gefordert haben, be-
klagt worden, und zwar erfolglos.

(Zuruf von Heidemarie Mundlos
[CDU])

Das war ein riesiger Prozess, der für die Klagen-
den erfolglos ausgegangen ist. Damit ist die
Rechtsgrundlage abgesichert.

Was ich gesagt habe, hat auch überhaupt nichts
mit Kaffeesatzleserei zu tun. Man wird ja wohl
noch den Pflegebericht Ihrer Landesregierung
zitieren dürfen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Diese Landesregierung - nicht ich - ist zu den Er-
gebnissen gekommen, die ich eben vorgelesen

habe. Es geht also nicht darum, einen Pflegenot-
stand herbeizureden, sondern es ist unsere ge-
meinsame Aufgabe, einen Pflegenotstand zu ver-
hindern.

(Heidemarie Mundlos [CDU]: Wir
nehmen diese Aufgabe wahr, das
sollten Sie auch machen!)

Die Umlage ist ein geeignetes Instrument, um die-
ses zu erreichen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, Sie haben viel über
Modelle geredet, die z. B. der Bund erprobt. Sie
haben aber nicht über Ihre eigenen Zuständigkei-
ten und Tätigkeiten gesprochen. Dort passiert
nämlich nichts. Deshalb treiben Sie das Land in
einen Pflegenotstand.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Mundlos, möchten Sie darauf antworten?

(Heidemarie Mundlos [CDU]: Nein! Er
ist beratungsresistent!)

Damit liegen mir keine weiteren Wortmeldungen
vor.

Ich schließe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
- Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Das
Erste war die Mehrheit.

Wir kommen zu

Tagesordnungspunkt 11:
Einzige (abschließende) Beratung:
Keine heimliche Onlinedurchsuchung pri-
vater Computer und keine zentralen bio-
metrischen Dateien! - Antrag der Fraktion
der SPD - Drs. 15/3703 - Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Inneres und Sport -
Drs. 15/3823

Die Beschlussempfehlung lautet auf Ablehnung.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  119. Plenarsitzung am 5. Juni 2007

14088

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bartling von der
SPD-Fraktion. Ich erteile ihm das Wort.

Heiner Bartling (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Bundesinnenminister hat auf einer Tagung in Bonn
im Mai dieses Jahres auf Gefahren hingewiesen,
die aus mangelnder Sicherheit bei der Nutzung
moderner Informationstechnologie erwachsen.
Dies hat er mit so beredten Worten getan - sie
lassen sich in dem Protokoll nachlesen -, dass
jeder Teilnehmer begreifen konnte, dass es eine
der vornehmsten Aufgaben des Staates ist, Daten-
sicherheit für Bürger und auch für Unternehmen zu
gewährleisten.

Das heißt z. B., dass ich beim Onlinebanking dar-
auf vertrauen darf, dass das Bankgeheimnis ge-
wahrt bleibt, und dass ich beim Kontakt mit Behör-
den im Rahmen von E-Government meine persön-
lichen Daten nur der zuständigen Stelle zur Kennt-
nis gebe.

Wenn sich dieser - so nenne ich es einmal - schüt-
zende Staat aber genau der Instrumente bedient,
die diese Sicherheit durchbrechen, dann wird nicht
nur das Vertrauen in die Datensicherheit gefähr-
det, nein, es wird auch die Möglichkeit eröffnet,
dass derjenige, der von einer solchen heimlichen
Durchsuchung seines Computers betroffen ist,
seinerseits bei entsprechender Intelligenz auf die
Daten desjenigen zurückgreifen kann, der ausge-
forscht hat. Allein aufgrund dieser praktischen
Gefahr sollte die Nutzung dieses Instruments ver-
boten werden.

Umso unverständlicher bleibt, dass der Bundesin-
nenminister und selbstverständlich auch der nie-
dersächsische Innenminister weiterhin das Ziel
verfolgen, heimliche Onlinedurchsuchungen in den
Katalog der polizeilichen Eingriffsinstrumente auf-
zunehmen.

Ich möchte an dieser Stelle betonen, dass ich ein
grundsätzliches Problem mit der Schäubleschen
und Schünemannschen Bespitzelungsplanung
habe.

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Was
soll das denn? Das ist doch unver-
schämt!)

- Ich erkläre Ihnen das gleich, wenn Sie das jetzt
noch nicht begreifen.

Meine Damen und Herren, ich habe einmal nach-
gelesen, wer sich auf Bundes- und Länderebene
schon alles zu diesem Thema geäußert hat. Ich
zitiere die stellvertretende Vorsitzende der FDP-
Fraktion im Deutschen Bundestag:

„Wir lehnen sowohl heimliche Online-
durchsuchungen als auch die zentrale
Speicherung von biometrischen Daten
ab. Das beabsichtigte Ausspionieren
des elektronischen Gedächtnisses
von Privatpersonen stellt den großen
Lauschangriff bei Weitem in den
Schatten.“

So weit Frau Leutheusser-Schnarrenberger. Sie
hat recht, meine Damen und Herren.

Wenn ich mir diejenigen anschaue, die sich positiv
zur Onlinedurchsuchung geäußert haben, dann
kann man den Eindruck gewinnen, dass es einen
gewissen negativen Zusammenhang zwischen
dem Vorhandensein von PC-Kenntnissen und der
Befürwortung der Festplattenausspähung gibt.
Mein Eindruck ist: Nur wer keine Ahnung von
Computern hat - ich bin auch nicht der größte
Fachmann, aber das hat man mir inzwischen bei-
gebracht -, kann Onlinedurchsuchungen ernsthaft
befürworten.

(Zustimmung bei der SPD)

Der Neuen Osnabrücker Zeitung war unlängst zu
entnehmen, dass der Präsident des Deutschen
Anwaltvereins die Spionage in privaten Festplatten
zum größtmöglichen Sündenfall der Großen Koali-
tion erklärt hat: Würde sie erlaubt, hätte das ent-
setzliche Folgen für Intimität und Würde der Bür-
ger. Vor diesem Hintergrund wundert es mich
nicht, dass der gesamte Schäuble-Katalog bei
juristischen Fachverbänden auf massive Vorbe-
halte gestoßen ist. Ich zitiere: Sollte Schäubles
lange Liste umgesetzt werden, verabschiedet sich
Deutschland vom Freiheits- und Rechtsstaat zum
Präventivstaat, befürchten die Rechtsexperten.
Grundrechte dürften nicht auf dem Altar vermeintli-
cher Sicherheitsinteressen geopfert werden. -
Trotz alledem hat sich Herr Schäuble nicht von
seinen Plänen abhalten lassen.

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir an
dieser Stelle eine Zwischenbemerkung an all die-
jenigen, die jetzt natürlich einwenden - Herr Bode
hat das eben schon versucht -, es habe auch
schon zu Schilys Zeiten heimliche Zugriffe auf
private Festplatten gegeben. Die Erklärung des
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zuständigen Staatssekretärs zeigt, dass dieser
Vorwurf schlicht falsch ist. Damit wir uns richtig
verstehen: Wenn jemand Informationen ins Inter-
net stellt und sie auf diese Weise Dritten zugäng-
lich macht, etwa in Form sogenannter geschlosse-
ner Internetforen, dann geht es nicht um das Aus-
spähen privater Festplatten, sondern um das
Überwachen einer Kommunikation, die nicht dem
geschützten Kernbereich privater Lebensführung
zuzurechnen ist. Genau dies ist damals gemacht
worden. Dem Verfassungsschutz ist das Mitlesen
verschlüsselter, per Internet jedoch erreichbarer
Server erlaubt worden. Dieses Vorgehen halte ich
für richtig. Ich meine, dass niemand ernsthaft et-
was dagegen haben kann.

Die Schäuble-Pläne zur heimlichen Onlinedurch-
suchung haben demgegenüber eine ganz andere
Qualität: Es geht nicht um Befugnisse für den
Verfassungsschutz, sondern um Befugnisse für die
Polizei. Es geht auch nicht mehr lediglich um In-
formationen, die jemand, wenn auch verschlüsselt,
ins Internet stellt. Hier geht es vielmehr um den
Teil der Informationen, der sich auf privaten Fest-
platten befindet und den der Betroffene Dritten
gerade nicht zugänglich machen möchte, sondern
den er für privat abgesichert hat. Wer ernsthaft
fordert, dieser Teil der Festplatten müsse aus prä-
ventiven Gründen heimlich ausgespäht werden,
der kann auch gleich die Erlaubnis eines heimli-
chen Wohnungseinbruchs durch die Sicherheits-
behörden fordern.

(Widerspruch bei der CDU)

Es ist nicht so, dass der Staat untätig zusehen
muss, wenn er den Verdacht hat, dass jemand auf
seinem privaten Rechner etwa an Anschlagsplä-
nen arbeitet. Das geltende Recht bietet genügend
Möglichkeiten, hier einzuschreiten, z. B. die Be-
schlagnahme des betroffenen Rechners.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Bartling, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Herrn Bode?

Heiner Bartling (SPD):

Ja, gerne.

Jörg Bode (FDP):

Herr Kollege Bartling, Sie haben gerade den Ver-
gleich mit einem präventiven Wohnungseinbruch
ins Feld geführt. Können Sie mir sagen, wie man

im Rahmen eines präventiven Großen Lauschan-
griffs, der im niedersächsischen Polizeigesetz vor-
gesehen ist, eine Wanze in einer Wohnung unter-
bringen kann, ohne die Wohnung präventiv aufzu-
brechen, und welche Partei die Regierungsverant-
wortung trug, als diese Regelung ins Gesetz auf-
genommen wurde?

Heiner Bartling (SPD):

Herr Bode, Sie haben mir wohl nicht richtig zuge-
hört. Ich habe das, was Herr Schäuble vorhat, mit
einem Wohnungseinbruch verglichen und gesagt:
Wenn man das erlaubt, dann könnte man den
Sicherheitsbehörden auch erlauben, in eine Woh-
nung einzubrechen.

(Zuruf von der CDU: Ich glaube, Sie
haben ihm nicht richtig zugehört!)

Das, was im Hinblick auf Computer geplant ist, hat
nämlich dieselbe Qualität, als wenn Sie Sicher-
heitsbehörden den Einbruch in eine Wohnung
erlauben.

(Jörg Bode [FDP]: Wo ist denn da der
Unterschied? Und war es nicht die
SPD, die das in Niedersachsen ein-
geführt hat?)

- Ich weiß nicht genau, um was es jetzt geht.

(Jörg Bode [FDP]: Um das Plazieren
von Wanzen!)

- Herr Bode, ich diskutiere gerade über ein The-
mengebiet, auf dem neue Rechtsgrundlagen ge-
schaffen werden sollen. Es soll in den Intimbereich
der Bürger eingegriffen werden. Auf Bundesebene
wird dieses Vorhaben auch von Ihrer Partei abge-
lehnt. Das hat mit alten Gesetzen nichts zu tun.
Hierbei geht es um ein neues Gesetz, das Sie
einführen wollen. Wir halten das für eine sehr
problematische Angelegenheit.

Meine Damen und Herren, ich habe in diesem
Zusammenhang besondere Sympathien für die
Position eines Vertreters der FDP, nämlich für die
des baden-württembergischen Justizministers Goll,
der sich klar und deutlich gegen die Schäuble-
Pläne ausgesprochen hat, eine Ermächtigungs-
grundlage im Hinblick auf Onlinedurchsuchungen
zu schaffen. Er sieht darin einen Schritt zum
Überwachungsstaat. Denn dadurch könne sich der
Staat Zugriff auf das komplette Leben seiner Bür-
ger verschaffen: von den Hochzeitsfotos über Akti-
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endepots bis hin zur letzten Ersteigerung bei eBay.
Delikte wie Terrorismus und Kinderpornografie
ließen sich schon jetzt wirkungsvoll bekämpfen. -
So äußerte sich Herr Goll. Vielleicht hören Sie
einmal auf ihn. Mit Ihnen von der FDP hätten wir
hier im Landtag eine Mehrheit für unseren Antrag.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächster Redner ist Herr Ahlers von der CDU-
Fraktion.

Johann-Heinrich Ahlers (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Antrag der SPD-Fraktion vom April dieses Jahres
wurde in der letzten Landtagssitzung nicht beraten,
obwohl es gerade zu diesem Zeitpunkt interes-
sante Erkenntnisse des Innenausschusses des
Deutschen Bundestages gab. In dem von der
SPD-Landtagsfraktion eingebrachten Antrag ist zu
lesen, dass die Einführung von Befugnissen zur
Onlinedurchsuchung das Ansehen des Rechts-
staates und das Vertrauen in die Sicherheit der
Informationstechnik massiv beschädigen würde.
Weil die heimliche Onlinedurchsuchung tief in die
Privatsphäre des Einzelnen eingreift, hat sich die
SPD in ihrer Begründung auf Bundesinnenminister
Wolfgang Schäuble gestürzt, wie es Herr Bartling
gerade ausgeführt hat.

(Sigrid Leuschner [SPD]: Genau!)

Aber, meine Damen und Herren von der SPD, das
Interessante ist, dass der Innenausschuss des
Bundestages im April dieses Jahres folgende Tat-
sache festgestellt hat - auch wenn Sie, lieber Herr
Bartling, das energisch bestreiten -: Die rot-grüne
Bundesregierung hat dem Bundesamt für Verfas-
sungsschutz und dem Bundesnachrichtendienst im
Sommer 2005 im Rahmen einer Dienstvorschrift
mit ausdrücklicher Zustimmung des damaligen
Bundesinnenministers Otto Schily - SPD - die
heimliche Onlinedurchsuchung erlaubt.

(Hört, hört! bei der CDU)

Weil diese Dienstvorschrift nach ihrem Bekannt-
werden zunächst einmal verfassungsrechtlich
überprüft werden soll, hat der jetzige Bundesin-
nenminister Wolfgang Schäuble - CDU - diese
Praxis im April dieses Jahres gestoppt.

(Hört, hört! bei der CDU)

Insofern, meine Damen und Herren von der SPD,
hätten Sie Ihren Antrag lieber rückwirkend an den
damaligen Bundesinnenminister von der SPD
richten sollen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Insgesamt stellt sich für uns alle deshalb die Fra-
ge: Was soll durch die Onlinedurchsuchung be-
wirkt werden? - Früher gab es noch keine Telefo-
ne. Also gab es auch keine Telefonüberwachung.
Als es Telefone gab, war es möglich, sich mit Hilfe
des Telefons zu Straftaten zu verabreden. Als
Reaktion des Staates wurde daraufhin die Tele-
fonüberwachung gesetzlich verankert. Heute nut-
zen Verbrecher Computer. Also müssen wir sie
überwachen, um schwerste Straftaten verhindern
zu können.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Erst kürzlich haben die Mitglieder des Innenaus-
schusses, also Vertreter aller Fraktionen, den Be-
richt des Verfassungsschutzes entgegengenom-
men. Wohl alle Mitglieder des Landtages waren
sehr bestürzt über das im Internet gezeigte Video
eines Selbstmordattentäters.

Meine Damen und Herren, wir dürfen nicht die
Augen verschließen. In diesem Video wurde uns
allen deutlich offenbart, wie aus Menschen
Selbstmordattentäter werden. In der Übersetzung
des Videos konnten wir hören, wie der Selbst-
mordattentäter seine geplante Tat huldigte, indem
er sich bei seinem Gott Allah dafür bedankte, dass
er Menschen aus der von ihm so sehr gehassten
Welt in die Luft sprengen durfte.

(Sigrid Leuschner [SPD]: Das war
nicht übersetzt!)

Das Video endete mit der Vollendung der Tat. Der
Selbstmordattentäter fuhr mit seinem mit Spreng-
stoff beladenen Pkw in einen Militärkonvoi. - Liebe
Frau Leuschner, Sie haben das Video gesehen.
Daher wissen Sie: Die Detonation und die Druck-
welle waren so stark, dass der Kameramann beim
Filmen kaum noch seine Kamera halten konnte.

(Sigrid Leuschner [SPD]: Ja, richtig!
Aber da war nicht die Übersetzung
dabei!)

Dieses Beispiel habe ich deshalb ausgewählt, weil
es verdeutlicht, was online möglich ist. Lager, in



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  119. Plenarsitzung am 5. Juni 2007

14091

denen militante Kämpfer ausgebildet werden, wie
es sie in Syrien und Afghanistan gibt, sind offen-
sichtlich nicht mehr nötig. Anleitungen zur Vorbe-
reitung terroristischer Handlungen und schwerster
Straftaten, z. B. dem Basteln von Bomben, sowie
zum strategisch-terroristischen Vorgehen gegen
die gesamte zivile Welt können im Internet herun-
tergeladen werden.

Meine Damen und Herren von der SPD, die Über-
wachung erstreckt sich nicht auf Kavaliersdelikte,
sondern auf Handlungen zur Vorbereitung von
Straftaten. Wir alle müssen uns überlegen, wie wir
den Menschen ihre Freiheit, den Schutz vor Terro-
risten und damit auch ihre körperliche Unversehrt-
heit ermöglichen können.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Der Präsident der Bundeskriminalamtes, Herr Zier-
ke, referierte kürzlich vor Führungskräften der Poli-
zei. Er sagte: Die Gegner der Überwachung spre-
chen immer von der Freiheit vor dem Staat. Wor-
über sie nicht reden, ist die Freiheit durch den
Staat.

Meine Damen und Herren, der Rechtsstaat dient
dazu, die Überwachung auf das notwendige Maß
zu begrenzen,

(Zuruf von der SPD: Es gibt aber kein
Maß dafür!)

sie transparent zu gestalten und zu kontrollieren.
Unser Staat ist ein Freiheitsstaat. Er muss seinen
Bürgerinnen und Bürgern im Rahmen der freiheitli-
chen Grundordnung ein hinreichendes Maß an
Sicherheit gewährleisten. Wir glauben, dass sich
die Große Koalition in Berlin auf die Einführung der
Onlinedurchsuchung verständigen wird. Auch
glaube ich, Herr Bartling, dass sich die SPD, was
die Gewährleistung der Sicherheit der Polizeibe-
amten angeht, insgesamt bewegen wird.

Heute Morgen konnten wir der Bild-Zeitung ent-
nehmen, dass sich der Vorsitzende des Innenaus-
schusses des Deutschen Bundestages, Herr
Edathy von der SPD, vorstellen kann, dass die
Polizei im Rahmen gewalttätiger Demonstrationen
sogar Gummigeschosse einsetzen darf. Noch vor
wenigen Jahren war die von uns immer wieder
erhobene Forderung nach Einführung dieses
Einsatzmittels aufseiten der SPD nicht vorstellbar.
Die Bundes-SPD scheint einsichtiger zu sein als
die Landes-SPD.

(Beifall bei der CDU)

Lieber Herr Bartling, die SPD in Niedersachsen
scheint grundsätzlich viele Dinge anders zu sehen.
Deshalb sage ich zum Schluss: Seit ihrem Beste-
hen war die Bundesrepublik Deutschland weder
auf Bundesebene noch in den Bundesländern ein
Überwachungsstaat.

(David McAllister [CDU]: Richtig!)

Deutschland wird auch kein Überwachungsstaat
werden.

(David McAllister [CDU]: Nein!)

Für die CDU-Landtagsfraktion gilt, dass alle bishe-
rigen und alle geplanten Maßnahmen auf verfas-
sungsrechtlichen Grundlagen stehen müssen. Aus
den anfangs genannten Gründen lehnen wir Ihren
Antrag deshalb ab. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt erteile ich Herrn Professor Dr. Lennartz von
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Jetzt
musst du nur mal sagen, dass Otto
Schily ein Grüner war!)

Professor Dr. Hans-Albert Lennartz (GRÜ-
NE):

Das wissen doch alle.

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Hier
nicht! Manchmal gerät das in Verges-
senheit!)

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
neueste Schrei bei konservativen Innenpolitikern
- an ihrer Spitze Herr Schäuble und natürlich auch
Herr Schünemann - ist das sogenannte Onlineha-
cking, d. h. die technische Fähigkeit, entfernte PCs
durchsuchen zu können, ohne selbst am Standort
des Geräts anwesend zu sein. Diese Technik exis-
tiert, und sie wurde bereits eingesetzt. Zwischen-
zeitlich ist bekannt, dass der Onlinezugriff der Ge-
heimdienste unzulässig war. Der Bundesgerichts-
hof hat mit Beschluss vom 31. Januar 2007 festge-
stellt, dass eine solche Maßnahme im Bereich der
Strafverfolgung rechtswidrig sei. Dann ruderte
Bundesinnenminister Schäuble zurück und fordert
jetzt, Rechtsgrundlagen bis hin zu einer Änderung
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des Grundgesetzes - wahrscheinlich Artikel 13 - zu
schaffen.

Auch Innenminister Schünemann lässt nach Infor-
mationen der hannoverschen Presse derzeit über-
prüfen, welche Regelungen in das Gesetz über
den Verfassungsschutz eingefügt werden müssen,
damit bei Verdacht auf extremistische Aktivitäten
eine solch Maßnahme möglich wird. Sie müssen
wissen, dass beim Bundesverfassungsgericht zur-
zeit verschiedene Verfassungsbeschwerden an-
hängig sind, u. a. von Herrn Baum von der FDP.
Wir werden nachher noch zu zwei Verfassungsbe-
schwerden beschließen, dass der Landtag keine
Stellungnahme abgeben wird.

(Jörg Bode [FDP]: Weil das üblich ist!)

Erst dann, wenn das Bundesverfassungsgericht
entschieden haben wird, wird klar sein, ob es im
präventiven Bereich - also außerhalb der Strafver-
folgung - eine solche Maßnahme durch Änderung
des Grundgesetzes geben könnte oder nicht. Ich
aber sage Ihnen: Wir wollen sie nicht.

Jetzt noch einmal zurück zur Chronologie, die vor-
hin dargestellt worden ist: Vorhin wurde gesagt,
dass solche Maßnahmen seit 2005 angeblich auf
der Grundlage einer Dienstanweisung des Innen-
ministeriums in Berlin vom Bundesnachrichten-
dienst und vom Bundesamt für Verfassungsschutz
durchgeführt worden seien. Nach meiner Informa-
tion ist diese Dienstanweisung vom damaligen
Staatssekretär unterzeichnet worden. Dieser hat
sich dahin gehend eingelassen, dass er nicht ge-
nau gewusst habe, was er unterschrieben habe.
Das spricht, im Nachhinein betrachtet, nicht unbe-
dingt für die Qualität der Arbeit; denn er meinte, er
würde nur das Einloggen in ein Internetforum frei-
zeichnen. Tatsächlich aber wurde der Zugang auf
private Festplatten und auf andere Arbeitsspeicher
eröffnet. Fakt ist: Das war unzulässig. Eine Dienst-
anweisung ist natürlich nie eine geeignete unter-
gesetzliche Rechtsgrundlage für solche Handlun-
gen. Wenn, dann geht das nur nach einer Ände-
rung des Grundgesetzes. Wir halten eine solche
Änderung aber für falsch, auch wenn es möglich
wäre. Das will ich Ihnen jetzt kurz begründen:

Die Onlinedurchsuchung greift tiefer als andere
gesetzlich zulässige Maßnahmen der polizeilichen
Überwachung in die Privatsphäre ein. Die auf ei-
nem Computer gespeicherten Daten können auf-
grund ihrer besonderen Sensibilität Einblick in die
Persönlichkeit des Betroffenen geben. Der Schutz

des Kernbereichs privater Lebensgestaltung wird
damit gefährdet. Dies gilt umso mehr, wenn Nach-
richtendienste die Möglichkeit des heimlichen
Zugriffs auf diese Informationen erhalten, obwohl
ihnen noch nicht einmal die offene Erlangung
durch eine Beschlagnahme gestattet ist.

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung
und Privatheit - das ist jetzt eine Aussage der Da-
tenschutzbeauftragten und der Länder in ihrer
jüngsten Konferenz - würde unvertretbar einge-
schränkt, wenn Durchsuchungsmaßnahmen zu-
gelassen würden, bei denen aufgrund ihrer Heim-
lichkeit niemand wissen kann, ob und wann sie
getroffen wurden oder ob in Zukunft damit zu rech-
nen ist.

Meine Damen und Herren, man muss diese Pla-
nungen aber auch in den Gesamtzusammenhang
rücken. Der heißt: Umbau des Rechtsstaats in
einen Präventionsstaat. - Seit Jahren werden im-
mer wieder neue technische Möglichkeiten der
Überwachung eingeführt. Jeweils sollte von diesen
Maßnahmen die Sicherheit der Bevölkerung und
des Landes abhängig sein. So war es beim
Lauschangriff, bei der Ausweitung der Telefon-
überwachung, beim Luftsicherheitsgesetz, beim
biometrischen Personalausweis, bei der Schleier-
und Rasterfahndung, bei der Antiterrordatei und
schließlich beim heimlichen Zugriff des Verfas-
sungsschutzes auf private Bankkonten. So ist es
jetzt bei der Videoüberwachung, bei der automati-
schen Gesichtserkennung, bei der Verwendung
von Mautdaten zur Fahndung und bei der Vorrats-
speicherung von Telefon- und Internetdaten. Der
Staat baut sein Sicherheitssystem systematisch
und im Vorfeld des Strafrechts aus, weil dort des-
sen strenge Prinzipien zum Schutz des möglicher-
weise unschuldigen Einzelnen nicht gelten. Es
geht in erster Linie nicht mehr um die Verfolgung
von Straftaten, sondern darum, im Vorfeld der
Realisierung Risiken zu bekämpfen. Dazu werden
Mittel und Methoden angewendet, die im Strafrecht
nur gegen Verdächtige möglich waren.

Die besondere Brisanz ergibt sich nicht unbedingt
schon aus der Ermöglichung einer einzelnen die-
ser Maßnahmen, sondern aus der Ermöglichung
der Summe aller Maßnahmen. Das neue Sicher-
heitsrecht verlässt die bisherigen rechtlichen An-
knüpfungspunkte. Im Strafrecht war das der kon-
krete Tatverdacht, im Polizeirecht die konkrete
Gefahr.
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Meine Damen und Herren, wenn selbst ein Kon-
servativer wie Helmut Rieger kürzlich im rundblick
schrieb - Zitat -, „trotzdem ist es dem Freiheitsbe-
dürfnis einer auf Freiheit angelegten Gesellschaft
nicht dienlich, wenn der Bundesinnenminister ihr
mit Instrumenten zu Leibe rückt, die auf Überwa-
chung bis ins tief Private hineinzuzielen scheinen“,
dann heißt das, dass bis weit ins bürgerliche Lager
hinein das Gefühl entsteht, dass der Staat über-
mächtig wird. Die Mechaniker der inneren Sicher-
heit nehmen das nicht wahr. Sie handeln rollen-
konform oder arbeiten an ihrer eigenen Selbstpro-
filierung getreu dem Motto: Wer ist der schärfste
Hund? - Manchmal schießen auch Polizeipräsi-
denten über das Ziel hinaus, so z. B. Herr Spring-
mann aus Osnabrück, der bei der Vorstellung der
regionalen Kriminalstatistik die Kritik an angeblich
bedenklicher Zunahme staatlicher Überwachung
als völligen Quatsch bezeichnete. - Ich bedanke
mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächster Redner ist Herr Bode von der FDP-
Fraktion.

Jörg Bode (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Bartling, es war schon sehr beeindruckend, wie Sie
hier vorn gestanden und vom Sündenfall der Gro-
ßen Koalition in Berlin gesprochen haben, wohl
wissend, dass es nicht die Große Koalition, son-
dern die rot-grüne Koalition war - das Wort „grün“
betone ich an dieser Stelle einmal ganz ausdrück-
lich -, die die Onlinedurchsuchung per Dienstan-
weisung angeordnet hat. Ihr Erklärungsversuch
dafür, dass nicht dies der Sündenfall war, sondern
der Sündenfall erst viel später eingetreten ist, weil
der Staatsekretär gar nicht wusste, was er unter-
schrieben hat, ist ja so glaubhaft, dass sogar die
Hühner lachen. Wenn er es nicht wusste, hätte er
es nicht unterschreiben dürfen. Dann hätte er je-
manden fragen müssen, der sich damit auskennt.
Ich halte dies für nichts weiter als für den untaugli-
chen Versuch, die Verantwortung für diese in
Deutschland sehr bemerkenswerte Aktion, die wir
unter Rot-Grün erlebt haben, von der Hand zu
weisen und die Diskussion anderswo abzuladen.

Herr Bartling, eines muss ich auch noch einmal
sagen: Wenn Sie hier über den Sündenfall der
Großen Koalition reden - ich sage: der rot-grünen

Koalition - und dies mit dem präventiven Einbruch
des Staates in Wohnungen vergleichen, gebe ich
Ihnen durchaus Recht. Ich bin der festen Überzeu-
gung, dass man dies entsprechend vergleichen
kann. Für interessant halte ich, dass der präventive
Einbruch in Wohnungen nach dem niedersächsi-
schen Polizeirecht erforderlich wird, wenn man
einen präventiven Großen Lauschangriff durchfüh-
ren will. Die Polizei muss nämlich in Wohnungen
einbrechen, um Wanzen zu installieren.

Herr Bartling, auch das war ein Sündenfall. Das
war ein Sündenfall der SPD. Es war auch Ihr per-
sönlicher Sündenfall, weil Sie dies hier ins Polizei-
gesetz eingeführt haben. Solange Sie diesen Sün-
denfall hier vorn nicht endlich einmal zugeben und
klarstellen, dass Sie damals einen großen Fehler
begangen haben, dürfen Sie der FDP weder hier
noch in Pressemitteilungen irgendwelche Vorträge
über Rechtsstaatlichkeit halten, Herr Bartling.

(Beifall bei der FDP)

Bei Ihrem Antrag haben wir gleich gemerkt, dass
es Ihnen sehr stark um die Aufforderung geht,
dass der Bund etwas tut. Man muss allerdings
erstaunt feststellen, dass es doch die SPD war, die
im Bund einen Koalitionsvertrag mit der CDU und
der CSU geschlossen hat. Warum wenden Sie sich
nicht an Ihre Parteifreunde wie beispielsweise
Herrn Edathy, Herrn Wiefelspütz und andere, um
das in Berlin auf Ihren eigenen Ebenen zu regeln?
- In Niedersachsen gibt es andere Instrumentarien,
nämlich beispielsweise das Polizeigesetz, über die
man reden müsste, wenn man etwas Derartiges
haben wollte. Sie werden feststellen - Sie hatten ja
Zeit, um den Gesetzentwurf zu lesen -, dass es im
Polizeigesetz nicht steht. Auch im Entwurf eines
Gesetzes zur Neuregelung des Verfassungsschut-
zes stehen diese Regelungen nicht. Von daher gibt
es in Niedersachsen keinerlei Handlungsbedarf. Es
gibt allerdings Klärungsbedarf darüber, wie die
SPD in Berlin mit diesem Thema umgeht. Sie soll-
ten aber nicht versuchen, die Klärung hier im
Landtag herbeizuführen, sondern Sie sollten die
Klärung dort versuchen, wohin sie gehört.

Herr Bartling, wenn Sie der Meinung sind, Sie
könnten Niedersachsen dafür nutzen, Zwist in die
Große Koalition nach Berlin oder woandershin zu
tragen, dann sind Sie auf dem falschen Weg. Zu
dieser Fragestellung gibt es unterschiedliche Auf-
fassungen. Ich möchte Ihnen gerne die techni-
schen Problematiken ersparen und nur auf eines
hinweisen, was Sie noch nicht erwähnt haben,
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nämlich dass es auch eine völkerrechtliche Dimen-
sion in dieser Frage gibt, weil sich die Online-
durchsuchungen über IP-Adressen abbilden las-
sen. Bei einer IP-Adresse weiß kein Mensch, wo
der Computer tatsächlich steht, bzw. man kann
nicht mit 100-prozentiger Gewissheit sagen, dass
man nicht gerade eine Maßnahme im Ausland
durchführt, für die man ohnehin keine Ermächti-
gung hätte.

Diese unterschiedlichen Auffassungen gehen bei
Ihnen in der SPD querbeet. Bei der CDU gibt es
ebenfalls unterschiedliche Auffassungen. Bei-
spielsweise in Nordrhein-Westfalen gibt es jetzt
eine entsprechende gesetzliche Grundlage, die
vom Verfassungsgericht geprüft wird. Von daher
empfehle ich Ihnen einmal, das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts abzuwarten, bevor Sie hier mit
Entschließungsanträgen nichts anderes produzie-
ren als heiße Luft. Aus diesen Gründen werden wir
den Antrag ablehnen. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Der nächste Redner ist Herr Minister Schünemann.

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Die Onlinedurchsuchung ist ein
schwerwiegender Eingriff in die Grundrechte; das
ist überhaupt keine Frage. Aus diesem Grund ist
es notwendig, dass wir dies, wenn wir eine gesetz-
liche Grundlage schaffen, klar abgrenzen, und
zwar im Bereich Terrorismusverdacht. Genau das
ist der Punkt, über den wir reden.

Wenn von der linken Seite dieses Hauses der Ein-
druck erweckt werden soll, dass jeder Bürger in
irgendeiner Weise befürchten muss, dass sein
Computer durchforstet wird, dann kann ich nur
sagen: Davon hat niemand etwas. Das will nie-
mand. Das ist in der Tat rechtlich nicht möglich.
Insofern sollten wir die Bevölkerung in keiner Wei-
se für dumm verkaufen.

Es geht vielmehr darum, präventiv terroristische
Anschläge zu verhindern. Wenn es neue techni-
sche Möglichkeiten gibt, die von der islamistischen
terroristischen Szene genutzt werden - der Kollege
Ahlers hat dies hier ganz eindrucksvoll geschil-
dert -, müssen auch wir die technischen Möglich-

keiten haben, um darauf zu reagieren. Wenn wir
das nicht machen, dann müssen wir uns vorwer-
fen, dass wir nicht alle Möglichkeiten genutzt ha-
ben, um Attentate zu verhindern. Das, meine Da-
men und Herren, ist mit der Union auf jeden Fall
nicht zu machen.

(Zustimmung bei der CDU)

Meine Damen und Herren, der Bundesinnenmi-
nister will das BKA-Gesetz in wenigen Wochen
vorstellen. Einige neue Forderungen werden darin
umgesetzt, die übrigens schon mit den Sozialde-
mokraten und mit der Justizministerin abgestimmt
worden sind, u. a. die präventive Telefonüberwa-
chung, die es dann auf Bundesebene geben wird.
Dabei geht es auch um die Onlinedurchsuchung in
den speziellen Fällen, die ich gerade geschildert
habe. Das ist aus meiner Sicht absolut notwendig.

Da dies fast der letzte Tagesordnungspunkt ist,
möchte ich die Sitzung nicht in die Länge ziehen,
weil das meiste bereits gesagt worden ist. Ich
möchte nur noch mit einem ausräumen, was schon
der Kollege Dr. Lennartz dargestellt hat: Herr Bart-
ling, das, was Bundesinnenminister Schily auf den
Weg gebracht hat, ist eindeutig. Das basiert näm-
lich auf der Formulierung des Verfassungsschutz-
gesetzes aus Nordrhein-Westfalen. Dies hat der
Kollege Wolf mehr oder minder übernommen. Ich
darf einmal zitieren:

„... heimliches Beobachten und sons-
tiges Aufklären des Internets, wie ins-
besondere die verdeckte Teilnahme
an seinen Kommunikationseinrichtun-
gen bzw. die Suche nach ihnen, so-
wie der heimliche Zugriff auf informa-
tionstechnische Systeme auch mit
Einsatz technischer Mittel.“

Darum geht es. Genau das hat Staatssekretär
Diwell unterzeichnet. Das ist auch richtig; denn
wenn man Verantwortung trägt, dann weiß man,
was notwendig ist. Das haben die Kollegen Schily
und Diwell gesehen.

Meine Damen und Herren, wir sollten vor den Be-
drohungen, die es in der Welt gibt, nicht die Augen
verschließen. Deshalb müssen wir die Instrumente
haben. Wir dürfen es aber nicht übertreiben. Wir
müssen beachten, dass es ein Grundrechtseingriff
ist. Aus diesem Grund müssen wir das begrenzen.
Ich meine, dass das der richtige Weg ist. Wir wer-
den die Gesetzgebung auf Bundesebene abwar-
ten. Wir sind gut beraten, wenn die 16 Länder die-
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se Formulierung in ihre jeweiligen Polizeigesetze
aufnehmen. Wenn wir etwas anderes tun würden,
würden wir meiner Ansicht nach die Bürgerinnen
und Bürger nicht vernünftig vor Verbrechen schüt-
zen. Das können wir uns nicht leisten. - Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Ich schließe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen und damit den Antrag der SPD-Fraktion
ablehnen möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Das Erste war die Mehr-
heit.

Wir kommen jetzt zu

Tagesordnungspunkt 12:
Erste Beratung:
Schwimmfähigkeit an Grundschulen för-
dern und kontrollieren - Antrag der Fraktion
der SPD - Drs. 15/3818

Herr Voigtländer von der SPD-Fraktion hat sich zu
Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Jacques Voigtländer (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nicht
erst seit heute Morgen wissen wir in allen Fraktio-
nen, dass der Schutz von Kindern erklärtes Ziel
aller Fraktionen in diesem Landtag ist.

(Zustimmung von Karl-Heinz Klare
[CDU])

Heute Abend geht es um einen Teilbereich. Es
geht auch um den Schutz von Kindern, nämlich um
ein Thema, von dem man annehmen müsste, dass
es gar nicht in den Landtag gehört. Wenn man sich
das allerdings genauer anschaut, dann kann man
schnell zu einer anderen Einschätzung kommen.

In Bielefeld hat es im vergangenen Jahr eine Un-
tersuchung durch die dortige Universität gegeben.
Diese Untersuchung hat Professor Dietrich Kurz
geleitet. Nach Aussagen der DLRG kommt man in

dieser Untersuchung zu folgenden Erkenntnissen:
Fast jedes fünfte Kind kann noch nicht einmal 25 m
schwimmen. - So lautet das erschreckendste Er-
gebnis dieser repräsentativen Untersuchung zur
Schwimmfähigkeit von Elfjährigen in Nordrhein-
Westfalen. Die Projektgruppe hatte zwar einiges
erwartet, war aber doch erschrocken über das
Ausmaß der Defizite. Insgesamt wurden 1 700
Fünftklässler in 71 Schulen getestet. Sie sollten
fünf Aufgaben bewältigen. Ich erspare es mir, die
einzelnen Aufgaben zu nennen. Es ist festgestellt
worden - dies fand ich besonders interessant -,
dass es bei der Gruppe der Elfjährigen 30 %
Nichtschwimmer gibt. Vor allem Kinder aus bil-
dungsfernen Schichten seien betroffen, und hieran
würde der derzeitige Schwimmunterricht in den
Schulen nichts ändern. Im Gegenteil: Gerade die
Kinder, die angaben, Schwimmen ausschließlich in
der Schule gelernt zu haben, gehören in der Regel
zu den Kindern, die nicht oder nur wenig schwim-
men konnten.

Das Fazit von Professor Kurz: Offensichtlich ist die
Grundschule in Nordrhein-Westfalen derzeit nicht
dazu in der Lage, allen oder auch nur den meisten
Kindern das Schwimmen von Grund auf und
gründlich beizubringen.

Die Ergebnisse der Bielefelder Studie bestätigen
und stützen im Wesentlichen die bereits im Jahre
2004 von der Deutschen Lebens-Rettungs-
Gesellschaft in Auftrag gegebene repräsentative
Studie zur Schwimmfähigkeit in der Bevölkerung.
Das Fazit dieser Studie: Ein Viertel der Bevölke-
rung kann gar nicht oder nur schlecht schwimmen.

(Ursula Körtner [CDU]: Vor allen Din-
gen Männer können das nicht! Nicht
schwimmen ist männlich!)

Der Stellenwert des Schulschwimmunterrichts ist
offenbar deutlich zurückgegangen und bisher
überschätzt worden. Wenn er überschätzt worden
ist, muss man sich natürlich fragen: Was ist eigent-
lich, wenn er gar nicht stattfindet? - Dann kann
man ihn gar nicht weit genug überschätzen.

Menschen mit höherem Schulabschluss gehören in
der Regel zu den besseren Schwimmern.

(Brunhilde Rühl [CDU]: Es sei denn,
sie sind Männer!)

Fazit: Es wäre ein Fehler zu glauben, dass die
Bielefelder Studie in anderen Bundesländern zu
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anderen Ergebnissen kommen würde. - So weit als
Einstieg zu diesen beiden Studien.

Nun zum Schwimmen selbst. Wenn man sich die
Lehrpläne in den einzelnen Bundesländern an-
schaut, dann sieht man, dass das Schwimmen
eigentlich eine hohe Bedeutung hat und dass das
Schwimmen von den Schülern, den Kindern, auch
sehr gemocht wird - das ist auch das Ergebnis der
Fitness-Landkarte in Niedersachsen -, dass aber
das Schwimmen offensichtlich, wie der ganze
Sport, zu den Randfächern gehört, dass Rand-
stunden häufig ausfallen und dass es somit eine
Kontrolle und damit eine Erkenntnis über die Qua-
lität und eine Verbesserung der Qualität in diesem
Rahmen überhaupt nicht gibt.

Was kann Schwimmen im Einzelnen bringen? -
Die Schwimmausbildung in der Schule bildet mit
ihren vielfältigen Formen und Anwendungsberei-
chen eine wesentliche Grundlage für die Gesund-
erhaltung und die Steigerung der Leistungsfähig-
keit der Schüler. Im Schwimmen erleben und er-
fahren Kinder, dass sie unabhängiger und selbst-
ständiger werden, was ihre Persönlichkeitsent-
wicklung in besonderer Weise unterstützt. Fazit:
Schwimmen ist im Rahmen des Sportunterrichts
von hoher Bedeutung. Aber wiederum muss ge-
fragt werden: Wird Schwimmen denn auch unter-
richtet? Die Zahlen ab der Altersgruppe elf sind
eigentlich als katastrophal zu bezeichnen.

Wir haben uns in den letzten Monaten, eigentlich
schon im gesamten letzten Jahr, auch parlamenta-
risch mit diesem Thema befasst. Es hat eine Peti-
tion gegeben, und es hat zwei Kleine Anfragen
dazu gegeben. Zu den Antworten bzw. den Ant-
wortversuchen der Landesregierung

(Astrid Vockert [CDU]: Na, na, na!)

muss man sagen: Es wurde in einer Weise geant-
wortet, dass man den Eindruck bekommen muss-
te, dass die Landesregierung entweder dieses
Thema nicht ernst nimmt

(Widerspruch von Astrid Vockert
[CDU])

oder schlechte Informationen gibt und keine trag-
fähigen, gut formulierten Auskünfte.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das sagst du
bei jedem Thema! - Gegenruf von
Wolfgang Jüttner [SPD]: Das ist auch
bei jedem Thema richtig!)

Die Landesregierung hat im Rahmen dieser Aus-
künfte dazu Stellung genommen. Diese Stellung-
nahme will ich Ihnen nicht vorenthalten. Dabei wird
im Kerncurriculum davon ausgegangen, dass der
Schwimmunterricht in der Regel im dritten und
vierten Schuljahr erteilt wird. Es heißt darin: Schü-
lerinnen und Schüler dieser Schuljahrgänge kön-
nen in der Regel schon recht sicher schwimmen,
sodass keine zweite Aufsichtsperson erforderlich
ist usw. Ich frage mich: Wenn man das weiß, wo-
her weiß man das dann? - Ich möchte das Ge-
burtstagskind von heute bitten, auch dazu noch
unbedingt Ausführungen zu machen. Wenn man
weiß, dass alle schon schwimmen können, wo wird
das festgestellt?

(Ursula Körtner [CDU]: Am Ende der
vierten Klasse!)

Denn gleichzeitig sagt das Kultusministerium: Den
Aufwand, der getrieben werden muss, um festzu-
stellen, ob die Bedingungen für das Schwimmen
auch erfüllt werden können, wollen sie nicht leis-
ten. - Das, was hier ausgeführt wird, passt nach
meiner Erfahrung nicht ganz zusammen.

Was machen andere Bundesländer? Man könnte
ja annehmen, nur in Niedersachsen ist es schwer,
festzustellen, in welchen Klassen die Schwimmfä-
higkeit gegeben ist. Von den anderen Bundeslän-
dern nenne ich Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Brandenburg oder Hamburg. Viele CDU-
Abgeordnete dort fragen: Ist die Schwimmfähigkeit
gegeben oder nicht? - Die meisten Landesregie-
rungen antworten. Hamburg antwortet vollständig.

(Brunhilde Rühl [CDU]: Alle anderen
nicht! - Ursula Körtner [CDU]: Nur
Hamburg antwortet, alle anderen
nicht!)

Hamburg kann für jede Grundschule im Detail
beantworten, welche Klasse z. B. das Seepferd-
chen bekommen hat oder welcher einzelne Schü-
ler z. B. das Jugendschwimmabzeichen in Bronze
erhalten hat. Was heißt das? - Entweder hat die
Landesregierung, hat das Kultusministerium Angst
davor, festzustellen, dass es offensichtlich
schlechte Ergebnisse gibt, oder aber es liegen
Gründe vor, die im Augenblick nicht klar sind.

(Ursula Körtner [CDU]: Das ist in
Rheinland-Pfalz auch so!)

Ich möchte, wenn wir über den Schutz von Kindern
reden, sehr darum bitten, dass wir diesen selbst-
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verständlichen Schutz, der auch der Rettung des
eigenen Lebens dienen kann, ernster nehmen, als
das hier am heutigen Tag gemeinhin getan worden
ist. Wenn ich noch an die großen braunen Augen
von Herrn Rösler heute Morgen denke, als er über
Kinder geredet hat, und Sie jetzt bei diesem The-
ma nur nebensächlich aufmerksam sind, dann
kommen da schon manche Dinge arg durcheinan-
der.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRÜNEN - Ursula Körtner
[CDU]: Du hast noch nie anderen
Männern in die Augen geguckt!)

Fazit: Dieser Entschließungsantrag hat, wie Sie
sich vielleicht vorstellen können, ein Ziel. Dieses
Ziel besteht erstens schlicht und ergreifend darin,
dass diese Landesregierung in Zukunft die Schu-
len fragen soll, ob die Schwimmfähigkeit am Ende
der Klasse 4 gegeben ist. Dafür ist übrigens auch
keine bürokratische Organisation erforderlich;
vielmehr ist das eine Selbstverständlichkeit. Über
Selbstverständlichkeiten bräuchte man im Prinzip
nicht zu reden.

(Zuruf von der CDU: Und auch nicht
abzufragen!)

Zweitens sollte in jedem Zeugnis eines Viertkläss-
lers in Zukunft stehen, welche Schwimmbefähi-
gung oder Nichtbefähigung am Ende der Klasse 4
erreicht wurde. Wenn das passieren würde, dann
hätte dieser Entschließungsantrag einen Sinn.

Herr Kultusminister, Sie haben heute Geburtstag.

(Zuruf von der CDU: Immer noch! Den
ganzen Tag!)

Da die Presse nicht da ist, können wir uns Ihnen
an dieser Stelle noch viel deutlicher widmen. Ich
weiß nicht, ob Sie schwimmen können.

(Heiterkeit - Wolfgang Jüttner [SPD]:
Der schwimmt jedesmal, wenn er hier
vorne steht!)

Wir haben ja vorhin gehört: 20 % aller Erwachse-
nen können nicht schwimmen. Vielleicht gehört der
Kultusminister dazu.

(Astrid Vockert [CDU]: Er schwimmt
wie ein Fisch!)

Ich habe zwar gehört, dass er Reserveleutnant der
Bundeswehr ist; die müssten ja eigentlich tauchen

können. Aber, wie gesagt, ich weiß es nicht. Was
schenkt man einem Geburtstagskind, das zugleich
Kultusminister ist, wenn von Schwimmfähigkeit die
Rede ist?

(Minister Bernhard Busemann: Eine
Badehose!)

Diese Schwimmflügel waren nicht billig. Ich weiß
nicht, ob meine Fraktion nachträglich bereit ist, die
Kosten dafür zu übernehmen.

(Heiterkeit - Brunhilde Rühl [CDU]:
Das hättest du wenigstens vorher
aufblasen können!)

- Dann hättet ihr das ja vorher gesehen! - Ich glau-
be, das ist die letzte Packung, die es noch gege-
ben hat. Das sind Schwimmflügel für Erwachsene.

(Heiterkeit - Beifall bei der SPD -
Bernd Althusmann [CDU]: Das ist ja
irgendwie originell!)

Es sind aber besondere Schwimmflügel für Er-
wachsene. Sie sind geeignet für Erwachsene mit
einem Armumfang von 25 bis 33 cm.

(Heiterkeit - Astrid Vockert [CDU]:
Sollen wir auch noch die Körpermaße
festhalten?)

Sie besteht u. a. aus zwei Hauptkammern. Als ich
vorhin - dann bin ich auch am Ende - mit einigen
CDU-Kollegen zusammengestanden habe, ist mir
nicht klar gewesen, ob ich jetzt auch garantieren
kann, dass die sicher sind, dass die dicht sind, ob
Sie damit nicht unter Umständen untergehen.

(Astrid Vockert [CDU]: Der geht so-
wieso nicht unter!)

Ich will das jetzt nicht lauter sagen, aber einer von
Ihren CDU-Kollegen hatte eine Nadel bei sich. Ich
glaube, das war Karl-Heinz Klare.

(Heiterkeit - Bernd Althusmann [CDU]:
Jetzt aber ruhig hier! - Jacques
Voigtländer [SPD] übergibt Minister
Bernhard Busemann die Schwimmflü-
gel - Stefan Wenzel [GRÜNE]: Vorher
aufblasen! Anziehen und aufblasen,
Herr Minister! - Beifall bei der SPD
und bei den GRÜNEN - Joachim Alb-
recht [CDU]: Die blasen sich von al-
lein auf durch die heiße Luft der SPD!)
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Vizepräsidentin Silva Seeler:
Danke für den Tipp. - Das Wort hat jetzt Herr Mi-
nister Busemann.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Kollege Voigtländer, für so schöne Geschenke
bedankt man sich natürlich immer gerne. Die Far-
be ist ja auch geklärt. Aber ich kann Gott sei Dank
schwimmen, und zwar schon seit meinem sechs-
ten oder siebten Lebensjahr. Ich weiß nicht, aus
welcher Generation diese Accessoires stammen.

(Heiterkeit bei der CDU)

Aber wir werden versuchen, damit klarzukommen.

Herr Kollege Voigtländer, es fällt mir jetzt natürlich
schwer, richtig in die Tasten zu greifen. Denn ich
bin eigentlich der Meinung: Das Thema
Schwimmfähigkeit - und, wenn man nicht schwim-
men kann, die Gefahr des Ertrinkens - ist eigentlich
kein Thema für Spielchen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie haben ja bereits vor einigen Monaten eine
Kleine Anfrage gestartet und, so denke ich, eine
umfassende Antwort bekommen. Nun soll das
Thema sozusagen noch einmal aufbereitet wer-
den. Die pressemäßige Vermarktung hat heute ja
schon stattgefunden. Gleichwohl müssen wir uns
in dieses Thema vertiefen.

Es ist ja eine beliebte Methode, einzelne Aussagen
aus Veröffentlichungen etwa der DLRG oder des
Schwimmverbandes aus dem Zusammenhang zu
reißen, um sie für die eigene Argumentationskette
zu instrumentalisieren. Ich habe selber mit Interes-
se das Statement des Präsidenten der DLRG,
Dr. Klaus Wilkens, anlässlich einer Pressekonfe-
renz zum Thema „Ertrinken in Deutschland 2006“
gelesen und festgestellt, dass es - so seine Aus-
sage - in der Altersklasse der 6- bis 20-Jährigen -
also von der Einschulung bis maximal zum Abitur -
keine Zunahme der tödlichen Wasserunfälle ge-
genüber dem Vorjahr gibt. Die DLRG-Leute wer-
den es ja wohl wissen; also nehme ich das als
wahr an.

Selbstverständlich ist - darüber sind wir uns wohl
einig - jeder tödliche Wasserunfall einer zu viel.
Allerdings lässt sich aus den Zahlen, die ich gera-
de zitiert habe, für Niedersachsen keine negative
Entwicklung ableiten. - Die Opposition ist ja immer

in der Versuchung, dem Schulminister am Zeug zu
flicken und ihm Mitschuld an irgendwelchen Ent-
wicklungen zuzuweisen.

Ein Hinweis an die Sozialdemokratie: Der Umfang
des Schwimmunterrichts in der Grundschule sowie
im Sekundarbereich I hat sich in den letzten
20 Jahren nicht geändert, also auch nicht gegen-
über den Vorgaben der SPD-Vorgängerregierung.
Seit 1982 bis heute hat es unter mehreren Regie-
rungen und Kultusministern keine Veränderung
des Volumens gegeben.

Gemäß den 1982 erlassenen Rahmenrichtlinien
Sport für die Grundschule war der Schwimmunter-
richt mit einer Wochenstunde in einem Schuljahr
oder einer Doppelstunde in einem Schulhalbjahr
einzuplanen. Diese Verpflichtung zu 40 Unter-
richtsstunden Schwimmen in der Grundschule hat
weiterhin Bestand.

Hier wurde eben mit statistischem Material zu Elf-
jährigen und Älteren gearbeitet. Ich hoffe doch,
dass wir den Kindern das Schwimmen beigebracht
haben, bevor sie elf Jahre alt geworden sind.

(Jacques Voigtländer [SPD]: Dann
müssen Sie das feststellen!)

Dass ein paar schwierige Fälle dabei sind, das
wissen auch wir. - So viel zur statistischen Be-
handlung des Falles.

Ich habe eben die Grundschulen erwähnt. Den
Grundschulen wird durch das 2006 herausgege-
bene Kerncurriculum Sport zusätzlich ein wesent-
lich größerer Spielraum eingeräumt. Festgelegt ist
nur, dass Schwimmunterricht in einem Schuljahr
erteilt wird.

(Glocke der Präsidentin)

Über die Anzahl der Schwimmstunden entscheiden
die Schulen dann selbst. Die curricularen Vorga-
ben sind deshalb auch so angelegt, dass die er-
warteten Lernergebnisse in zwei Dritteln der zur
Verfügung stehenden Unterrichtszeit erreicht wer-
den können. Die verbleibende Unterrichtszeit steht
für weitere Inhalte zur Verfügung, über die die
Fachkonferenz jeder Grundschule im jeweiligen
Schulcurriculum entscheiden muss.

Wichtig ist, dass von jeder Schülerin und jedem
Schüler der Grundschule erwartet wird, dass sie
oder er am Ende des vierten Schuljahrgangs min-
destens fünf Minuten sicher in einer beliebigen
Schwimmlage in tiefem Wasser schwimmen kann.
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Mit dieser Schwimmfähigkeit, die ungefähr den
Anforderungen des Jugendschwimmabzeichens in
Bronze entspricht, ist jedes Kind in der Lage, in
einem öffentlichen Schwimmbad auch in tiefem
Wasser jederzeit den Beckenrand zu erreichen.

Zu der Anregung, auf dem Zeugnis am Ende der
Klasse 4 zu vermerken, ob der Schüler schwim-
men kann oder nicht: Da bin ich offen. Es kann
nicht falsch sein, das zu machen, auch für die
nachfolgenden Schulformen.

Wie schon in meiner Antwort auf die Kleine Anfra-
ge seinerzeit angekündigt,

(Glocke der Präsidentin)

werde ich dieses verbindliche Lernergebnis im
Übrigen durch die Schulinspektion abfragen lassen
und insofern künftig eine verlässliche Aussage
über die Schwimmfähigkeit der Schülerinnen und
Schüler des vierten Jahrgangs erhalten - neben
dem möglichen Zeugniseintrag. Eine darüber hi-
nausgehende detaillierte Erhebung an allen 1 850
Grundschulen des Landes hilft dann wohl nicht
weiter.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Minister, gestatten Sie eine Frage der Abge-
ordneten Korter?

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Ich möchte im Zusammenhang vortragen. - Hinzu
kommt, dass von uns allen gewünschte Eigenver-
antwortliche Schulen für sinnlosen Verwaltungs-
aufwand wenig Verständnis aufbringen.

Für die jeweiligen Rahmenbedingungen vor Ort
können Sie die Landesregierung nicht in Haftung
nehmen. Es sind flexible Lösungen auf kommuna-
ler Ebene erforderlich, für die es gute Beispiele
gibt. Zu den Kommunen werde ich nachher noch
einen abschließenden Satz sagen.

Es ist also ganz klar, dass sich für den Schwimm-
unterricht keine Verschlechterung ergeben hat.
Das Gegenteil ist der Fall. Durch den größeren
Spielraum der Schulen bei der Gestaltung des
jeweiligen Schulcurriculums kann zukünftig jede
Schule selbst entscheiden, ob sie über den ver-
pflichtenden Teil hinaus weiteren Schwimmunter-
richt erteilen will. Auch der Sportunterricht im Übri-
gen kann ja so angelegt werden, dass man in das

Freibad oder das Hallenbad geht und dort
Schwimmunterricht macht.

(Glocke der Präsidentin)

Meine Damen und Herren, das Idealziel muss sein:
100 % aller Mitbürgerinnen und Mitbürger sollten
schwimmen können, natürlich auch Schülerinnen
und Schüler. Schule muss einen entsprechenden
Beitrag dazu leisten. Das ist gar kein Streitthema.
Aber auch in diesem Bereich sollte das Thema
nicht auf die Schule und den Kultusminister redu-
ziert werden.

(Zustimmung bei der CDU)

Wenn wir erlebt haben, wo Bewegungsdefizite sind
- die Fitnesslandkarte kommt ja immer wieder zu
Ehren -, wo Gesundheitsdefizite sind, in welchen
Regionen sich das abspielt, dann wissen wir, dass
überall Handlungsbedarf besteht. Hier können wir
die Elternhäuser nicht aus der Pflicht lassen. Das
betrifft das Thema Bewegung; das gilt auch, wenn
es darum geht, das Schwimmen beizubringen bzw.
beibringen zu lassen.

Ich habe die Kommunen anzusprechen: Kann es
sein, dass in den letzten Jahren mehr Schwimm-
bäder geschlossen als neu eröffnet wurden? Kann
das eventuell etwas mit dem Gesamtproblem zu
tun haben?

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Voigtländer?

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Ja, bitte, weil ich Geburtstag habe.

Jacques Voigtländer (SPD):

Herr Kultusminister, macht es nicht Sinn, künftig in
die Fitness-Landkarte oder durch einen Nachtrag
zu ihr auch die Schwimmfähigkeit einzuarbeiten?

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Das wäre durchaus eine Möglichkeit, dieses Pro-
jekt zu ergänzen. Ich glaube, über die Fitness-
Landkarte werden wir noch sehr oft reden, und
zwar im positiven Sinne, nämlich im Hinblick auf
die Erkenntnislage, die sie gebracht hat. Während
das noch vor zwei Jahren nicht unproblematisch
war, sind Bundesministerin Schmidt und Bundes-
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minister Seehofer jetzt bundesweit aktiv. Sie haben
erkannt, wo Handlungsbedarf besteht und was
alles gemacht werden muss. Ich finde, da haben
wir im Land Niedersachsen schon etwas ganz
Tolles gemacht. Lassen Sie uns gerne darauf zu-
rückkommen!

Neben den hergebrachten Übungen, die immer
vergleichbar bleiben müssen, könnten wir durch-
aus das Thema Schwimmtauglichkeit mit einbezie-
hen. Da bin ich offen.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Minister, ich möchte Sie darauf aufmerksam
machen, dass Sie Ihre Redezeit jetzt um drei Mi-
nuten überzogen haben.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Das sehe ich ein, Frau Präsidentin. - Letzter Be-
reich: frühkindliche Bildung. Das ist ein Bereich,
den wir neu entdecken und in dem wir vieles neu
entwickeln. Auch hier sollten wir das Thema
Schwimmen nicht ganz aus dem Blick verlieren.

Unter dem Strich: Es besteht Handlungsbedarf
allerorten. Aber machen Sie das bitte nicht allein
am schulischen Sport- und Schwimmunterricht
fest!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Danke schön. - Nächste Rednerin ist Frau Ernst
von der CDU-Fraktion.

Ursula Ernst (CDU):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Voigtländer, nach Ihrer Rede hatte ich,
muss ich ehrlich gestehen, den Eindruck, Sie hät-
ten die Schwimmflügel behalten und auch aufbla-
sen sollen. Ihnen steht das Wasser bis zum Hals.
Sonst hätten Sie hier so nicht reden können.

(Beifall bei der CDU)

Als ich diese Überschrift gelesen habe, habe ich
mir wirklich Gedanken gemacht, weil das ein ab-
solut ernstes Thema ist.

(Beifall bei der CDU)

Aber bei Ihren Ausführungen war mir nicht klar
- ich weiß nicht, ob es den anderen auch so ge-
gangen ist -, welches Ziel Sie nun verfolgen.

(Zustimmung bei der CDU)

Dieses Thema ist für unsere Kinder von äußerster
Wichtigkeit. Ich denke, wir alle wissen: Schwim-
men ist gerade bei Kindern die beliebteste Sport-
art, vor allem bei den Mädchen. Bei den Jungen
kriegen wir das vielleicht auch noch hin.

(Zustimmung bei der CDU)

Aber das kann noch etwas dauern.

(Bernd Althusmann [CDU]: Bitte keine
Vorurteile!)

Es ist auch die gesündeste Sportart. Wir alle wis-
sen, dass der Schwimmunterricht auf eine einfa-
che, spielerische Art einen wichtigen und umfas-
senden Beitrag zur Entwicklung der Kinder leistet.
Er fördert sowohl koordinative und psychische als
auch physische Fähigkeiten. Und natürlich schützt
gute Schwimmfähigkeit Kinder und auch Erwach-
sene vor Ertrinkungsunfällen.

Ein weiterer Punkt ist ganz wichtig: Kindern und
Jugendlichen, die nicht schwimmen können, bleibt
der Zugang zu wertvollen Lebensbereichen ver-
schlossen.

(Zustimmung bei der CDU)

Den Besuch von Schwimmbädern, z. B. den Ur-
laub an der See oder an Seen, Wassersport jegli-
cher Art können Nichtschwimmer nämlich nur ein-
geschränkt genießen. Denn die Sicherheit zum
Schwimmen fehlt ihnen. Das ist außerordentlich
bedauerlich.

Schwimmen gehört also zu einem bewegungsakti-
ven und damit auch zu einem äußerst gesunden
Lebensstil. Neben den Techniken, die die Kinder
lernen - deshalb ist der Schwimmunterricht an den
Schulen so wichtig -, gibt es auch eine ganz starke
pädagogische und integrative Funktion innerhalb
des Klassenverbandes, die hier gefördert wird.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich denke, wir sind da einer Meinung. Die Tatsa-
che, dass in etwa ein Drittel aller Kinder unter
14 Jahren nicht schwimmen kann, ist das Erschre-
ckende und Bedenkliche. Darauf sollten wir acht-
geben. Denn das ist einfach nicht hinnehmbar.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deshalb enttäuschen mich Ihre Ausführungen,
auch Ihr Antrag. Bürokratismus aufzubauen und
Kindern sicheres Schwimmen beizubringen, ist mit
Sicherheit nicht der richtige Weg.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Der Kultusminister hat in seinen Ausführungen und
auch in der Antwort auf die Kleine Anfrage ange-
führt, er habe eine Überprüfung angesagt, ob es
mit der Schulinspektion möglich ist. Es kam eben
auch schon der Vorschlag, das eventuell im Zeug-
nis zu vermerken. Wenn ich mich an meine Leh-
rerzeit erinnere, war es so: Es gab auch bei den
Bundesjugendspielen Punkte, wenn man ein be-
stimmtes Abzeichen erreicht hatte. Ich meine auch,
Sportlehrer mit der Qualifikation zum Erteilen von
Schwimmunterricht stehen zur Verfügung.

Weshalb mich Ihr Antrag ein bisschen enttäuscht
und warum mir das nicht genau genug ist, muss
ich hier auch noch einmal begründen. Sie erwäh-
nen in dem Antrag die SPRINT-Studie 2004. Jetzt
haben wir 2007! Ich hoffe, Sie merken das irgend-
wann.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Wenn darin kritisiert wird - das ist damals auch von
der Kultusministerkonferenz behandelt worden -,
dass Sportunterricht und Schwimmunterricht aus-
fällt, muss ich wirklich sagen: Erinnern Sie sich
bitte einmal: Eine Studie von 2004 basiert auf
Zahlen der Vorjahre. Das war dann schon 2003
und vorher. Der Kultusminister hat es eben gesagt:
Es hat sich nichts geändert, Schwimmunterricht
wird erteilt.

Jetzt ernsthaft, meine Damen und Herren:
64 Todesfälle durch Schwimmunfälle in Nieder-
sachsen 2006! Das sind fünf Todesfälle mehr als
im Jahr zuvor. Ich halte das für erschreckend. Das
sind 64 Tote zu viel.

(Beifall bei der CDU)

Der Kultusminister hat es auch erwähnt - diese
Zahlen sind für ganz Deutschland gravierend -:
63 Kinder zwischen 6 und 20 Jahren und 29 Kin-
der unter 6 Jahren. Jedes Unglück, jeder Unfall ist
zu viel. Da muss man etwas mehr unternehmen.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Wir müssen aber auch feststellen, dass die Rah-
menbedingungen in unserem Land, auch in Nie-
dersachsen - ganz gleich, welches Bundesland Sie
nehmen -, sehr unterschiedlich sind. Herr Buse-
mann hat es ebenfalls erwähnt: Bäder werden
geschlossen. Gravierend ist auch - in den ganzen
Studien wird es erwähnt - der Umbau von
Schwimmhallen in Spaßbäder. Da können die
Kinder nämlich nicht mehr richtig Schwimmen
üben, sich fünf Minuten über Wasser zu halten
oder 25 oder sogar 50 m zu schwimmen, sondern
da wird gerutscht und gewirbelt usw. Das trägt
nicht dazu bei, dass die Kinder eine gewisse
Schwimmsicherheit bekommen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Auch die Entfernungen zu den Schwimmbädern
sind für einige Schulen ein Problem. Hier ist e-
benfalls der Schulträger gefordert. Sie tragen mit
Verantwortung. Herr Busemann hat es auch er-
wähnt: Schulen regeln den Schwimmunterricht in
eigener Verantwortung - das ist richtig -, und zwar
in Absprache mit den Schulträgern.

Ich meine auch, die erste Verantwortung liegt na-
türlich im Elternhaus, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Dort muss in Zukunft weiter aufgeklärt werden.
Dank des großen Engagements der DLRG und
anderer Schwimmvereine gibt es eine Reihe von
guten Angeboten. Ich meine, Schwimmen lernen
ist doch heute gar nicht so schwer! Es gibt doch
schon zunehmend Unterwassergeburten. Da fängt
es doch schon an. Es gibt Baby- und Kleinkind-
schwimmen. Es gibt genug andere Kurse: Mutter
und Kind, sogar Vater und Kind, damit sich Kinder
frühzeitig an das nasse Element gewöhnen und
richtig Schwimmen lernen.

Ich bin der Meinung - ich denke, Sie stimmen mir
da zu -, normalerweise sollten Kinder, die in die
Schule kommen, zumindest bereits das Seepferd-
chen erworben haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das ist aber leider nicht der Fall. Die Studien sa-
gen dann noch aus, in diesen Fällen reicht der
reguläre Unterricht nicht aus. Es müssen also noch
weitere Maßnahmen folgen. Vor allen Dingen
muss aufgeklärt werden. Vor allen Dingen, Herr
Voigtländer, müssen die Männer, müssen die Jun-
gen herangezogen werden.
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(Zuruf von der CDU: Jawohl! - Zu-
stimmung von Ursula Körtner [CDU])

Wertet man die Statistik und die Ausführungen von
Professor Kurz aus Bielefeld aus - das habe ich
auch gelesen -, dann steht eindeutig fest:

(Zuruf von der SPD: 2006!)

Von den vielen Toten, die im letzten Jahr ertrunken
sind, sind fast 80 % männlich. Leider Gottes. Das
hängt wahrscheinlich nicht nur damit zusammen,
dass die Männer schlechter schwimmen können
- deshalb behalten Sie die Dinger -, sondern das
hängt auch damit zusammen, dass sie leichtsinni-
ger sind. Denn von den Todesunfällen - das muss
man auch noch erwähnen - passieren fast 85 % in
unbewachten Gewässern, also in Flüssen, in Bag-
gerseen, in Kanälen, in Hafenbecken usw. usf.
Auch da muss Aufklärung passieren.

(Glocke der Präsidentin)

Eines der tollsten Projekte, über die ich gelesen
habe, ist das Projekt der DLRG zusammen mit
Bayer DLRG/NIVEA-Kindergartenprojekt. Darin
geht es nicht direkt um Schwimmen, sondern dar-
um, die Kinder aufzuklären, was gefährlich ist, wie
sie sich helfen können, wo sie hin dürfen und wo
sie nicht hin dürfen. Es geht nicht um Eincremen,
sondern es geht wirklich um Sicherheit, um
Schwimmsicherheit.

Wir sollten im Ausschuss ernsthaft darüber disku-
tieren, welche Möglichkeiten sich noch anbieten.
Denn Kinder müssen tatsächlich am Ende der
4. Klasse sicher schwimmen können, sich fünf
Minuten über Wasser halten können oder 25 m
schwimmen können, damit sie auf alle Fälle das
rettende Ufer erreichen.

(Glocke der Präsidentin)

Einige Möglichkeiten hat auch Professor Kurz auf-
gezeigt, z. B. Kurse in offenen Ganztagsschulen,
aber auch klassenübergreifende Kurse für Nicht-
schwimmer, Projektwochen mit dem Schwerpunkt
Schwimmen. Es gibt eine ganze Menge. Vor allen
Dingen ist aber die Zusammenarbeit der Schulen
mit der DLRG, mit den Schwimmvereinen und
anderen Organisationen wichtig, - - -

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Ernst, nun müssen Sie unbedingt zum
Schluss kommen. Sie haben jetzt eine halbe Mi-
nute überzogen.

Ursula Ernst (CDU):

- - - denen wir ganz herzlich für ihren Einsatz dan-
ken.

(Ursula Körtner [CDU]: Jawohl!)

In unserer Regierungserklärung haben wir die
Bedeutung des Schwimmunterrichts deutlich ge-
macht. Herr Busemann hat es gemacht. Die Lan-
desregierung ist ernsthaft und nachhaltig für die
Schwimmfähigkeit der nachfolgenden Generatio-
nen im Einsatz. Sie wird gefördert. Wir setzen alles
daran, dass unsere Kinder lebensrettende
Schwimmsicherheit erlangen können. Deshalb
freue ich mich auf die Ausschussdiskussion. -
Danke schön.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächster Redner ist Herr Schwarz von der Fraktion
der FDP.

(Zuruf von der CDU: Tatsächlich
schon? Du hast 20 Minuten! - Karin
Stief-Kreihe [SPD]: Es ist alles ge-
sagt!)

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Wenn das einmal zutrifft, dann an dieser Stelle. Da
gebe ich Ihnen recht, Frau Stief-Kreihe. Das ist
absolut richtig.

(Jacques Voigtländer [SPD]: Frei-
heitsschwimmer!)

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ganz offensichtlich haben wir in der
Sache Konsens, wenn es darum geht, die Bedeu-
tung der Schwimmfähigkeit zu bewerten. Das ist in
der Tat außergewöhnlich wichtig. Trotzdem, Herr
Voigtländer, möchte ich ganz gern, auch wenn Sie
den Sachstand insgesamt richtig festgestellt ha-
ben, noch einmal darauf verweisen, dass dieser
Antrag in zwei Punkten nicht unbedingt stimmig ist.
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Sie kümmern sich erstens darum, dass Daten in
Bezug auf den Schwimmunterricht erhoben wer-
den sollen. Wir haben mal das Angebot gemacht,
die körperliche Fitness herauszustellen, zu be-
werten und zu ermitteln. Das haben Sie abgelehnt.
Wenn man in dem einen Bereich, in dem es um
Gesundheit und Ernährung geht, die Daten nicht
erheben will, dann frage ich mich: Warum soll man
das beim Schwimmen tun? - Gleichwohl sage ich,
dass es in beiden Bereichen getan werden muss.

Sie beklagen aus meiner Sicht des Öfteren zu
Recht, dass die Belastung von Lehrkräften ausge-
sprochen hoch ist. Wenn jetzt aber die Daten er-
hoben werden sollen, dann heißt das doch nichts
anderes, als dass nicht in erster Linie das Kultus-
ministerium, sondern die Lehrkraft gefragt ist, die
sich damit zu beschäftigen hat und dann im Prinzip
sachfremde Tätigkeiten ausüben muss, von denen
wir sie eigentlich ein bisschen fernhalten wollen.

Wir haben doch in der Tat ein ganz anderes Prob-
lem. Es fehlen heute oft die Möglichkeiten und
Gelegenheiten, dass unsere Kinder das Schwim-
men erlernen können. Der Kultusminister hat dar-
auf hingewiesen, dass in den Kommunen heute
viele Freibäder und Hallenbäder geschlossen sind
und das Angebot vor etlichen Jahren noch viel
größer war. Ich spreche mich daher ausdrücklich
dafür aus, die Bedingungen auf diesem Gebiet zu
verbessern.

Außerdem halte ich es aufgrund meiner Erfahrung
als Lehrer, der auch Sport unterrichtet hat, für ei-
nen sehr wesentlichen Aspekt, dafür Sorge zu
tragen, dass in dem Bewusstsein der Eltern veran-
kert wird, dass die Schwimmfähigkeit ihrer Kinder
sehr wichtig ist.

(Glocke der Präsidentin)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Schwarz, letzter Satz!

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Letzter Satz: Oftmals halten die Eltern ihre Kinder
vom Schwimmen ab, weil sie das nicht wollen. Das
ist ein riesiges Problem.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Das war schon der letzte Satz.

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Das war der letzte Satz. - Ich meine, dass wir uns
darin einig sind.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt erteile ich Frau Korter das Wort.

Ina Korter (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Antrag der SPD-Fraktion fordert vom Kultusminis-
ter eigentlich nur das, was sowieso seine Aufgabe
ist, nämlich dass er sich erstens endlich Kenntnis
über die Situation des Schwimmunterrichts an
niedersächsischen Grundschulen und darüber
verschafft, wie es um die Schwimmfähigkeit der
Schülerinnen und Schüler bestellt ist, und zweitens
dafür sorgt, dass die vom Land zu erfüllenden
Voraussetzungen geschaffen werden, damit die
Grundschulkinder die Ziele des Schwimmunter-
richts am Ende der Klasse 4 erreichen können.
Das ist in der Regel das Erreichen des Jugend-
schwimmabzeichens Bronze.

Meine Damen und Herren, bereits am 1. No-
vember 2005 habe ich im Zusammenhang mit dem
Fitnesstest des Kultusministers eine Anfrage an
die Landesregierung gerichtet. Darin wollte ich
auch wissen, wie es um die Schwimmfähigkeit an
unseren Schulen bestellt ist. Aber derselbe Kul-
tusminister, der damals allenthalben auf mangeln-
de Fitness der Schülerinnen und Schüler verwie-
sen hat, konnte darüber nicht eine einzige Angabe
machen. Das nenne ich glaubwürdige Politik, Herr
Minister Busemann. Erst schaffen Sie die dritte
Sportstunde in der Grundschule ab, während an-
dernorts bereits über Modelle der täglichen Sport-
stunde in der Grundschule diskutiert wird. Dann
klagen Sie über den zum Teil selbst zu verantwor-
tenden Bewegungsmangel unserer Schülerinnen
und Schüler und lassen mit einem fragwürdigen
Fitnesstest, mit Bohnensäckchen-Werfen und
Rumpfbeugen, Defizite ermitteln. Das soll bei den
Schülerinnen und Schüler Motivation erzeugen.
Nun glänzen Sie bei alledem noch durch eine bei-
spiellose Ahnungslosigkeit über die Situation des
Sport- und Schwimmunterrichts und wollen uns
erzählen, dass Sie erst genauere statistische Da-
ten sehen müssten. Sie haben keine statistischen
Daten vorgelegt. Ich zitiere aus der Antwort auf
meine Anfrage: „Statistische Daten zur Entwick-
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lung der Nichtschwimmerinnen und Nichtschwim-
mer werden nicht erhoben.“

Das war am 1. November 2005. Herr Minister, Sie
handeln wahrscheinlich nach dem Motto: „Wenn
ich nichts weiß, muss ich auch nicht handeln“.
Denn dann müssen Sie auch keine Stunden zur
Verfügung stellen. Sie haben vorhin gesagt, die
Entwicklung der tödlichen Badeunfälle habe sich
so oder so entwickelt. Wir wollen gar nicht über die
Zahlen streiten. Jeder einzelne Badeunfall mit
schwerwiegendem oder tödlichem Ausgang ist zu
viel. Herr Minister Busemann, die DLRG weist seit
Jahren auf die mangelnde Schwimmfähigkeit und
die schlechte Entwicklung der Schwimmfähigkeit
hin. Angesichts dieser Hinweise und der steigen-
den Anzahl der Nichtschwimmerinnen und Nicht-
schwimmer sowie der Badeunfälle mit tödlichem
Ausgang hätten Sie längst reagieren müssen. Zu
häufig - das hat der Kollege Voigtländer vorhin
schon betont - fällt der Schwimmunterricht aus,
weil er Randstunde ist und weil der organisatori-
sche Aufwand, zu den Schwimmbädern zu fahren
und Schwimmhallen aufzusuchen, zu groß ist.
Wenn es Unterrichtsausfall wegen Erkrankung
gibt, ist immer der Schwimmunterricht der Unter-
richt, der zuerst gestrichen wird.

Als wir uns im Kultusausschuss vor einigen Mo-
naten anhand einer Petition mit der Frage der
mangelnden Ressourcen bei der Aufsichtspflicht
beim Schwimmunterricht an Grundschulen befasst
haben, wurde die Situation noch deutlicher. Da
haben Sie nämlich behauptet, dass Grundschüler
in der dritten und vierten Klasse in der Regel schon
recht sicher schwimmen könnten und deshalb nur
eine Person als Aufsichtsperson bräuchten. Das
finde ich bezeichnend. Darum geht es offensicht-
lich: Sie ziehen nämlich aus Ihrem Nichtwissen
Konsequenzen für die Aufsicht und verlagern die
Verantwortung an die Schulen, auf die Lehrkräfte.
Sie sollen diese Unsicherheiten verantworten und
ausbaden. Das finde ich skandalös.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Ich meine deshalb, dass der Antrag der SPD-
Fraktion genau zum richtigen Zeitpunkt kommt.
Kommen Sie noch vor dem Sommer endlich in die
Schuhe, Herr Minister! Einmal ein bisschen weni-
ger Kür in Ihrem schulpolitischen Programm, ein
bisschen weniger pressewirksame Auftritte und ein
bisschen mehr Pflicht! Gewährleisten Sie, dass
mindestens der Unterricht erteilt wird, der in den

Stundentafeln vorgesehen ist, und dass der
Schwimmunterricht so erteilt werden kann, wie es
vorgesehen ist, und dass die benötigte Anzahl von
Aufsichtspersonen zur Verfügung steht!

Herr Minister, Sie haben ja heute Geburtstag.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Korter, Ihre Redezeit ist schon längst abge-
laufen.

Ina Korter (GRÜNE):

Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin. - Einige
haben gesagt, dass es nicht so passend sei, Ihnen
etwas zum Geburtstag zu schenken. Ich finde es
gut, wenn sich die Opposition auch Gedanken
darüber macht, was man dem Kultusminister zum
Geburtstag schenken kann. Die SPD-Fraktion
sorgt sich sehr um Ihre Schwimmfähigkeit und hat
Angst, dass Sie demnächst untergehen.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Korter, es ist jetzt wirklich Zeit. Sie haben
jetzt um über 40 Sekunden überzogen.

Ina Korter (GRÜNE):

Frau Präsidentin, ich bin fast fertig.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nein, es ist jetzt gut.

(Die Präsidentin schaltet das Mikrofon
am Redepult ab)

Frau Korter, Sie haben jetzt fast eine Minute über-
zogen. Das geht einfach nicht.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Es geht
doch nur um das Überreichen des
Geschenkes! - Ina Korter [GRÜNE]
überreicht Kultusminister Bernhard
Busemann an der Regierungsbank
eine Schnorchelausrüstung - Ursula
Helmhold [GRÜNE]: Aufsetzen! -
Heiterkeit und Beifall bei allen Frakti-
onen)

Wir kommen jetzt zur Ausschussüberweisung.
Federführend soll sich mit diesem Antrag der Kul-
tusausschuss beschäftigen, mitberaten soll der
Ausschuss für Inneres und Sport. Wer so be-
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schließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Das ist so beschlossen.

Wir kommen jetzt zu

Tagesordnungspunkt 13:
Einzige (abschließende) Beratung:
Verfassungsgerichtliches Verfahren -
1. des Herrn Gerhard Brettschneider, Bezirks-
krankenhaus Bayreuth - Bevollmächtigter:
Roland Keil, Bayreuth - gegen: a) den Be-
schluss des Oberlandesgerichts Bamberg
vom 10. März 2006 - 1 Ws 94/06 -, b) den
Beschluss des Landesgerichts Bayreuth vom
3. Januar 2006 - StVK 206/05 (1. UH) - 2 BvR
840/06 - 2. des Herrn Christian Strutz, Be-
zirkskrankenhaus Bayreuth, Bayreuth - Be-
vollmächtigter: Hans-Udo Sadler, Diakoni-
sches Werk Stadtemission Bayreuth e. V.,
Bayreuth - gegen: a) den Beschluss des
Oberlandesgerichts Bamberg vom 10. März
2006 - 1 Ws 91/06 -, b) den Beschluss des
Landesgerichts Bayreuth vom 28. Dezember
2005 - StVK 1152/94 (1. UH) - Schreiben des
Bundesverfassungsgerichts - Zweiter Senat -
vom 24. April 2007 - 2 BvR 840/06 und 2 BvR
841/06 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Rechts- und Verfassungsfragen -
Drs. 15/3824

(Unruhe)

- Ich bitte jetzt um etwas mehr Ruhe.

Der Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen
empfiehlt, von einer Stellungnahme gegenüber
dem Bundesverfassungsgericht abzusehen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig,
dass über diesen Punkt ohne Besprechung abge-
stimmt wird. - Ich höre keinen Widerspruch und
lasse daher gleich abstimmen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
- Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Das ist
so beschlossen.

Wir kommen zu

Tagesordnungspunkt 14:
Einzige (abschließende) Beratung:
Verfassungsgerichtliches Verfahren - 1. der
Frau Bettina Winsemann, Mühlheim - 2. des
Herrn Fabian Brettel, Köln - Bevollmächtigter:
Rechtsanwalt Dr. Frederik Roggan, Berlin -
gegen § 5 Abs. 2 Nr. 11 in Verbindung mit § 7
Abs. 1, § 5 Abs. 3, § 5 a Abs. 1 - und § 13
VSG NRW in der Fassung des Gesetzes zur
Änderung des Gesetzes über den Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-Westfalen vom
20. Dezember 2006 - (GV.NW 2006, S. 620) -
Schreiben des Bundesverfassungsgerichts -
Erster Senat - vom 4. Mai 2007 - 1 BvR
370/07 - Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Rechts- und Verfassungsfragen -
Drs. 15/3826 - 1 BvR 370/07

Der Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen
empfiehlt, von einer Stellungnahme gegenüber
dem Bundesverfassungsgericht abzusehen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig,
dass über diesen Punkt ohne Besprechung abge-
stimmt wird. - Ich höre keinen Widerspruch und
lasse daher jetzt gleich abstimmen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
- Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Das ist
so beschlossen.

Wir kommen zu
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Tagesordnungspunkt 15:
Einzige (abschließende) Beratung:
Verfassungsgerichtliches Verfahren -
1. des Herrn Gerhart Rudolf Baum, Köln -
2. des Herrn Dr. Julius Friedrich Reiter, Düs-
seldorf - 3. des Herrn Peter Schantz, Berlin -
Bevollmächtigte: Rechtsanwälte Baum Reiter
& Collegen, Düsseldorf - gegen § 5 Abs. 2
Nr. 11, § 5 Abs. 3, § 7 Abs. 2 und § 8 Abs. 4
Satz 2 in Verbindung mit §§ 10, 11 und § 17
Abs. 1 des Gesetzes über den Verfassungs-
schutz in Nordrhein-Westfalen - VSM NRW -
in der Fassung vom 30. Dezember 2006 -
Schreiben des Bundesverfassungsgerichts -
Erster Senat - vom 4. Mai 2007 - 1 BvR
595/07 - Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Rechts- und Verfassungsfragen -
Drs. 15/3827

Der Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen
empfiehlt, von einer Stellungnahme gegenüber
dem Bundesverfassungsgericht abzusehen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Auch hierüber soll ohne Besprechung abgestimmt
werden. - Ich höre keinen Widerspruch und lasse
daher gleich abstimmen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
- Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Das ist
so beschlossen.

Wir sind am Ende der Tagesordnung angelangt.
Ich wünsche allen Geburtstagskindern eine schöne
Feier und den anderen einen schönen Abend.

Schluss der Sitzung: 19.10 Uhr.


